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was haben der „Vertrag von Lissabon“, der „Europäische Stabilitätsmechanismus“ (ESM) und 
das geplante Freihandelsabkommen „Transatlantic Trade and Investment Partnership“ (TTIP) 
gemeinsam? Etwas sehr Beunruhigendes: Sie sind Ausdruck einer Politik, die unsere Demokra-
tie zunehmend als überflüssigen Ballast betrachtet und behandelt. Als einen Ballast, den es über 
Bord zu werfen gilt, damit die „Wirtschaft“ sich richtig „entfalten“ kann. Die „Wirtschaft“ – 
das ist allerdings eine irreführende Umschreibung für die Interessen international agierender 
Großkonzerne, die versuchen, über einen starken Brüsseler Zentralismus die Unwägbarkeiten 
der nationalen Parlamente und der wahlberechtigten Bürger auszuschalten. 

Hat die kürzlich beschlossene 3 %-Sperrklausel für die Wahlen zum Europäischen Par-
lament auch etwas damit zu tun? Ja, denn sie zeigt das Selbstverständnis der „politischen 
Klasse“: Sie möchte gerne unter sich bleiben. Sie kassiert hohe „Parteispenden“, gönnt sich 
hohe Gehälter und betrachtet ihre politische Tätigkeit oft nur noch als Sprungbrett für lukra-
tive Posten in der Wirtschaft mit noch höheren Gehältern. Entsprechend sieht ihre Politik aus. 
Kritische Kleinparteien würden da nur stören. Wohl deshalb stimmten fast alle Abgeordneten 
von CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Grüne für eine 3 %-Sperrklausel, nachdem das 
Bundesverfassungsgericht die bis dahin geltende 5 %-Sperrklausel als unsinnig und grundge-
setzwidrig eingestuft hatte. 

Aber ist denn die Nähe zur Wirtschaft nicht sinnvoll und notwendig für eine gute Wirt-
schaftspolitik? Eine Grundvoraussetzung für Wirtschaftskompetenz? Nein, denn in der Wirt-
schaft selbst – bei Unternehmern und Bankern – ist das Wissen über die Wirtschaft recht 
überschaubar. Die sogenannten „Volksparteien“ sind entgegen landläufiger Meinung nicht 
wirtschaftskompetent, denn ihre Funktionäre müssen keine Zusammenhänge verstehen und 
erklären, sondern nur zustimmend nicken, wenn Unternehmer und Banker ihre „Weisheiten“ 
verkünden. Eine wirklich wirtschaftskompetente Politik sieht anders aus: ganzheitlich statt 
eindimensional, volks- statt betriebswirtschaftlich denkend. Entscheidend ist aber: dass sie ge-
meinwohl- und nicht parteispendenorientiert ist. 

Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,

INHALT

Florence von Bodisco
Stellv. Verantwortliche 

Redakteurin

Günther Hartmann
Verantwortlicher 
Redakteur
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Umwelt & Gesellschaft  von Ulrich BrehmeÖkolumne  von Ulrich Brehme

Die CO2-Menge in der Luft 
hatte im Mai 2013 erstmals 
die Marke von 400 ppm 

überschritten. Im Jahr 1900 lag der 
Anteil noch bei 280 ppm. Zwischen 
1951 und 2010 stieg die Temperatur 
um 0,5 °C bis 1,3 °C an, an manchen 
Orten sogar um 2 °C. 

Am 27. September 2013 trafen 
sich erneut Hunderte von Wissen-
schaftlern in Stockholm zum Welt-
klimarat IPCC, um das Ausmaß der 

globalen Erwärmung abzuschätzen. 
Der IPCC geht davon aus, dass die 
ausgestoßene CO2-Menge für das 
2 °C-Ziel insgesamt 1.000 Gigaton-
nen (Gt) Kohlenstoff  nicht überstei-
gen darf. Seit Beginn der industriel-
len Revolution hat die Menschheit 
rund die Hälfte dieses Budgets, also 
500 Gt, bereits verbraucht. 

Mithilfe eines neuen hochaufl ö-
senden Klimamodells zeigten nun 
Wissenschaftler, dass eine Ände-
rung der Wärmeaufnahme in den 
Polarregionen einen größeren Ef-
fekt auf die globale Atmosphären-
temperatur hat als eine Änderung 
in Äquatornähe. Stimmen die Er-
gebnisse des neuen Klimamodells, 
liegt die Gesamtemission um ein 
Viertel niedriger und ist statt 1.000 

Der Klimawandel          
geht weiter

nur 750 Gt Kohlenstoff  groß. Damit 
dürfte die Menschheit für das 2 °C-
Ziel statt zusätzlicher 500 nur noch 
zusätzlich rund 250 Gt ausstoßen.

93 % der Sonnenenergie, die 
von den Treibhausgasen auf der 
Erde gebunden wird, nehmen die 
Ozeane auf. Die heizen sich aber 
ständig weiter auf. Vor einem An-
stieg der durchschnittlichen Tem-
peraturen um 4 °C noch in diesem 
Jahrhundert warnen international 

renommierte Klimaforscher. Auf 
der UN-Klimakonferenz 2010 im 
mexikanischen Cancún hatten sich 
alle Staaten auf das Ziel geeinigt, 
die Erderwärmung nicht über 2 °C 
steigen zu lassen.

Am 8. November 2013 sind 
durch den Taifun „Haiyan“ 4 Mio. 
Menschen obdachlos geworden. 
Nach offi  ziellen Angaben wurden 
etwa 4.000 Tote gezählt. Trotzdem 
scheitern die UN-Klimaschutz-
verhandlungen immer wieder. PR-
Kampagnen der Energiekonzerne 
versuchen, die Klimaforschung zu 
diskreditieren und zu bekämpfen, 
mit dem Ziel, dass umweltpoliti-
sches Handeln verhindert wird. 
Nach Kopenhagen, Doha, Durban, 
Warschau sollen die nächsten Kli-

makonferenzen Ende 2014 in Lima 
und Ende 2015 in Paris stattfi nden.

Die Konferenz in Warschau war 
ein einziger Betrug. Gastgeber Po-
len blockiert seit Jahren höhere Kli-
maziele der EU und der EU-Emis-
sionshandel liegt am Boden. An 
einem funktionierenden Emissi-
onshandel hängen auch weitere Fi-
nanzierungsmechanismen wie der 
Klimafonds für den Aufbau einer 
nachhaltigen Infrastruktur, CDM-
Klimaschutzaktivitäten in ärmeren 
Ländern, die Energiewende und 
der Anpassungsfonds für ärmere 
Länder, um dort die Klimafolgen zu 
fi nanzieren.

Während der Konferenz wurde 
der polnische Umweltminister Mar-
cin Korolec aus seinem Amt entlas-
sen. Japan und Australien zogen 
bereits zugesagte Klimaschutzziele 
zurück. Im Abschlusspapier steht 
zwar, dass man Ziele für Indus-
trie- und Entwicklungsländer an-
strebt, es soll sich dabei aber nicht 
um verbindliche Ziele handeln. 
Die Umweltorganisationen haben 
sich dann kurz vor dem Ende der 
Konferenz entschlossen, die UN-
Klimaverhandlungen in Warschau 
zu verlassen.

Auf einer Tagung der internati-
onalen Luftverkehrsorganisation 
ICAO in Montreal haben die Mit-
gliedsländer beschlossen, bis zum 

Jahr 2016 ein internationales System 
zu Klimaabgaben im Luftverkehr 
auszuarbeiten. Dieses soll 2020 in 
Kraft treten. Fluggesellschaften 
müssen dann Lizenzen für den Aus-
stoß des Treibhausgases CO2 vor-
weisen.

PR-Kampagnen der Energiekonzerne
versuchen, die Klimaforschung zu diskreditieren

und zu bekämpfen.

Die Konferenz in
Warschau war ein

einziger Betrug. 

Ausbau Erneuerbarer Energien
senkt Strompreise 

Nach den Bundestagswahlen startete die Energiewirt-
schaft eine Kampagne gegen das „Gesetz zur Förderung 
Erneuerbarer Energien“ (EEG). An der Strombörse hat 
der Ausbau der Erneuerbaren Energien aber zu einem 
Sinken der Strompreise geführt. Dies wird an die End-
verbraucher kaum weitergegeben. Stattdessen erhöhen 
die Energieversorger immer weiter die Versorgungs-
preise und begründen dies mit der gestiegenen EEG-
Umlage. Die Energiekonzerne müssen dazu gezwungen 
werden, die Börsenpreise als Abrechnungsgrundlage 
zu übernehmen. Die ausufernden Befreiungen von der 
EEG-Umlage für die Industrie müssen beschränkt wer-
den.

»  www.uba.de  Suche: Stromerzeugung 

US-Bundesstaat Washington zu verhindern. Eine In-
teressenvertreterin der Lebensmittelindustrie soll also 
künftig die Unabhängigkeit der EFSA kontrollieren.

»  Quelle: www.keine-gentechnik.de  
 Nachrichten  03.12.2013

Globale Klimaerwärmung schreitet 
ungebremst fort 

Die von Klimawandel-Leug-
nern verbreitete These, der 
Anstieg der globalen Mit-
teltemperatur habe nach 
dem Jahr 2000 aufgehört, ist 
falsch. Über 90 % der Wär-
me, die dem Klimasystem 
zusätzlich zugeführt wurde,
haben die Weltmeere aufge-
nommen und gespeichert. 
Sie sind der größte Wär-
mespeicher und eine entscheidende Komponente im 
Klimasystem. Wissenschaftliche Untersuchungen 
zeigen, dass sich im letzten Jahrzehnt die Wasser-
schichten unterhalb von 700 m Wassertiefe beträcht-
lich erwärmt haben. Zwar zeigte die globale Mittel-
temperatur im letzten Jahrzehnt tatsächlich einen 
verzögerten Anstieg, andere Klimaindikatoren –
z. B. Ozeantemperaturen, Meeresspiegelanstieg, Glet-
scherschmelze, Rückgang des arktischen Eises – ver-
mitteln jedoch ein deutliches Bild der globalen Erwär-
mung. Den aktuellen Stand der Forschung zeigt eine 
im September 2013 erschienene Infobroschüre des Um-
weltbundesamts.

»  www.uba.de  Suche: Globale Erwärmung
 im letzten Jahrzehnt

Entwicklung der Bruttostromerzeugung und des
Bruttostromverbrauchs
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Das Hauptquartier der Lebensmittelbehörde EFSA befi ndet sich im 
italienischen Parma.

Lebensmittel-Lobbyistin 
überwacht Risikobewertung

Die EU-Lebensmittelbehörde EFSA ist für die Risiko-
bewertung von gentechnisch veränderten Produkten 
zuständig. Oberstes Aufsichtsgremium ist der Verwal-
tungsrat. Der soll nun ein neues Mitglied bekommen: 
Die EU-Kommission hat Beate Kettlitz nominiert, 
seit 2005 Lobbyistin beim Verband „Food Drink Eu-
rope“. Zu dessen Mitgliedern gehören unter anderem 
Coca-Cola und PepsiCo, die 2.913 Millionen Dollar 
investierten, um eine Gentechnik-Kennzeichnung im 
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Illegale Abholzungen 
für deutsche Pellets-Öfen 

Heizen mit Holz-Pellets gilt als nachhaltig und wird 
deshalb vom Staat gefördert. Pellets gelten als Abfall-

produkt der stofflichen Holznutzung. Doch da die 
Nachfrage stetig steigt, stammt das Holz zum Großteil 
aus dem europäischen Ausland. Während in den letzten 
zehn Jahren die Holzernte in Deutschland weitgehend 
konstant blieb, stieg sie z. B. in Bulgarien um 107 % an 
– was nicht mehr nachhaltig sein kann. Gerade in Ost-
europa geschieht die Abholzung auch oft illegal. Von 
den rund 1.200 Holz-Importeuren wird in Deutschland 
so gut wie keiner kontrolliert. 

»  www.daserste.de  Sendungen  Mittagsmagazin   
 Sendungen  04.12.2013: Die Holzlüge 

|  UMSCHAU 

Weltenergierat verschiebt 
Peak Oil in ferne Zukunft 

Trotz zunehmender Bedeutung der Erneuerbaren Ener-
gien werden Kohle, Erdöl und Erdgas nach Einschät-
zung des Weltenergierats (WEC) auch in den nächsten 
Jahren die Wirtschaft weiter antreiben. „Die Fülle der 
Energieressourcen weltweit ist heute größer als je zu-
vor“, hieß es in einer Studie, die im Oktober 2013 dem 
22.  Weltenergiekongress im südkoreanischen Taegu 
vorgelegt wurde. „Peak Oil, also der Punkt, ab dem 
die weltweiten Ölreserven beginnen zu schrumpfen, 
hat sich ganz weit in die ferne Zukunft verlegt“, sagte 
WEC-Generalsekretär Christoph Frei. Die bekannten 
weltweiten Erdölreserven seien um fast 25 % größer 
als noch 1993 und die Erdölproduktion habe um 20 % 
zugelegt.

»  www.daegu2013.kr  Media Room  WEC Reports

Verkehrswege brauchen dringend 
eine Sanierung
Die Verkehrswege Deutschlands sind in einem schlech-
ten Zustand – sowohl Straßen als auch Schienen- und 
Wasserwege. Um die 730.000 km in Schuss zu halten, 
müssten laut der Bund-Länder-Kommission „Nachhal-
tige Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ pro Tag etwa 
50 Mio. Euro investiert werden – 15 Jahre lang. Das ist 
deutlich mehr wie bisher und wohl immer noch zu we-
nig, denn bei Brückensanierungen explodieren die Kos-
ten. Bund, Länder und Kommunen sollten deshalb von 
ihren immer noch weit überdimensionierten Straßen-
Neubauplänen Abstand nehmen und das frei werdende 
Geld in die Erhaltung des vorhandenen Verkehrsnetzes 
und die Stärkung der Schiene stecken, um Verkehr dort-
hin verlagern zu können. 

»  www.klimaretter.info  Mobilität  02.10.2013:  
 Wir brauchen eine Verkehrswende

Korruption nimmt im Krisenland  
Spanien stark zu

Die Antikorruptionsorgani-
sation „Transparency Inter-
national“ hat Ende 2013 seinen neuen „Korruptions-
wahrnehmungsindex“ veröffentlicht. Er umfasst 177 
Länder, setzt sich aus verschiedenen Expertenbefragun-
gen zusammen und misst die bei Politikern und Beam-
ten wahrgenommene Korruption. Deutschland erreicht 
auf einer Skala von 0 (hohes Maß an wahrgenommener 
Korruption) bis 100 (keine wahrgenommene Korrup-
tion) 78 Punkte und rangiert damit auf dem 12. Platz – 
Kritik ernten hier vor allem die hohen Parteispenden 
der Automobilindustrie. Im europäischen Vergleich be-
legen Dänemark mit 91 Punkten, Finnland mit 89 und 
Schweden mit 89 die vordersten Plätze. Das korrupteste 
Land bleibt Griechenland mit 40 Punkten, aber auch 
Italien ist mit 43 Punkten nur wenig besser. Spanien 
verschlechterte sich von 65 Punkten im Jahr 2012 auf 
nun 59 Punkte.

»  www.transparency.de  Korruptionsindizes 	
	Corruption Perceptions Index  2013

Aufklärung über Operationen 
der US-Geheimdienste

Der NDR und die Süddeutsche Zeitung haben gemein-
sam ein Projekt zur Recherche und damit zur Aufklä-
rung von Operationen der US-Geheimdienste und der 
von diesen beauftragten Firmen gestartet. Sie nennen 
das Projekt „Geheimer Krieg“ und es ist im Internet 

öffentlich zugänglich. Themen sind unter anderem: 
Drohneneinsätze, Kooperation von IT-Unternehmen, 
Kooperation deutscher Behörden, Sponsoringaktivitä-
ten an deutschen Hochschulen. 

»  www.geheimerkrieg.de 
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Obwohl Lastkraftwagen die Straßen besonders belasten, träumen 
viele Politiker davon, den Güterverkehr auf der Straße noch deut-
lich auszuweiten.

Das ARD-Mittagsmagazin berichtete in seiner Dokumentation 
„Die Holzlüge“ über illegale Waldabholzungen in Osteuropa. 
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BITTE PROTESTIEREN !  von Edgar Guhde

Tiergerechte Standards 
für die Milchkuhhaltung
Deutschland ist mit rund 4,2 Mio. Milchkühen der 
größte Kuhmilchproduzent Europas und der fünft-
größte der Welt. Die Leistung der Kühe wurde mithilfe 
von Hochleistungszucht und Kraftfuttereinsatz in den 
letzten Jahrzehnten mehr als verdoppelt. 10.000 Liter 
pro Tier und Jahr sind heute keine Seltenheit mehr. 
Für die meisten Kühe bedeutet diese Höchstleistung 
permanenter Stress, sodass sie bereits nach kurzer 
Zeit körperlich am Ende sind. Das muss sich ändern! 
Wir brauchen klar definierte tiergerechte Mindest-
standards für ihre Haltung! Schreiben Sie an den neu-
en Bundeslandwirtschaftsminister:

Herrn Bundeslandwirtschaftsminister 
Hans-Peter Friedrich, Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin, 
poststelle@bmelv.bund.de

Sehr geehrter Herr Bundesminister Friedrich,

die Haltung von Milchkühen ist ein wesentlicher Be-
standteil der deutschen Landwirtschaft. Und trotzdem 
gibt es für die Haltung von Milchkühen keine konkre-
ten gesetzlichen Bestimmungen, wie sie beispielswei-
se für Schweine oder Hühner definiert sind. 

Deshalb fordere ich Sie hiermit auf, sich für tierge-
rechte Mindeststandards für die Haltung von Milchkü-
hen einzusetzen und die Tierschutz-Nutztierhaltungs-
verordnung entsprechend überarbeiten zu lassen. 
Dazu muss ein unabhängiger Expertenausschuss 
gebildet werden, in dem auch der Tierschutz und 
wissenschaftliche Experten ihre Expertise einbringen 
dürfen, um alle Aspekte einer tiergerechten Haltung 
angemessen zu berücksichtigen. 

Ich fordere Sie außerdem dazu auf, sich für eine Än-
derung des Tierschutzgesetzes stark zu machen. Das 
Kastrieren von Jungbullen sowie die Enthornung von 
Kälbern ist nach § 5 Absatz (3) noch immer ohne Be-
täubung zulässig. Da Kälber jedoch nachweislich ein 
Schmerzempfinden besitzen, erlaubt diese Regelung 
Tierquälerei und muss deshalb sofort aus dem Tier-
schutzgesetz entfernt werden. 

Diese Forderungen sind mir nicht nur im Sinne des 
Tierschutzes wichtig, sondern auch als besorgter Kon-
sument, dem die Herkunft seiner Milchprodukte nicht 
gleichgültig ist. 

Mit freundlichem Gruß

Weitere Infos über die Haltung von Milchkühen:  
www.kuhplusdu.de
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Bücher

Wirtschaftsgeschichte
Ulrike Herrmann
Der Sieg des Kapitals 
Wie der Reichtum in die Welt kam: 
Die Geschichte von
Wachstum, Geld und Krisen
Westend, September 2013 
288 Seiten, 19.99 Euro
978-3-86489-044-4

In Deutschland wird der Begriff  „Kapitalismus“ nicht 
so gerne in den Mund genommen, man spricht lieber 
von „Marktwirtschaft“, denn das klingt „kuscheliger“. 
Ulrike Herrmann zeigt, warum „Marktwirtschaft“ 
zur Beschreibung modernen Wirtschaftens aber eher 
unzureichend ist: „Der Begriff  Kapitalismus hat den 
Vorteil, dass er präzise beschreibt, was die heutige 
Wirtschaftsform auszeichnet: Es geht um den Einsatz 
von Kapital mit dem Ziel, hinterher noch mehr Kapital 
zu besitzen, also einen Gewinn zu erzielen. Es handelt 
sich um einen Prozess, der exponentielles Wachstum er-
zeugt.“ Sie bürstet weit verbreitete wirtschaftspolitische 
Mythen und ökonomische Allgemeinplätze gegen den 
Strich, erklärt das Geschehen in der Wirtschaft nicht 
mit angeblich zeitlosen Modellen und mathematischen 
Formeln, sondern zeitgeschichtlich. So erkennt der Le-
ser dessen gesellschaftspolitische Dimension.         (gh)

Naturspiritualität
Stephan Götze
Hüter der Schöpfung
Der indianische Weg zur
Heilung der Erde und des 
Menschen
Mankau, November 2013 
281 Seiten, 19.95 Euro
978-3-86374-107-5

Die Lakota-Indianer leben nicht 
von, sondern mit der Natur, fühlen sich im Einklang 
mit dem Universum und haben eine Kultur der Weis-
heit entwickelt, die bis in unsere Gegenwart gelebt 
wird. Und die geteilt wird, z. B. mit dem Autor dieses 
Buchs. Der, von Beruf Marketingexperte für nachhal-

tigen Konsum, pfl egt seit 25 Jahren enge persönliche 
Beziehungen zu den Nachkommen des berühmten
Indianerhäuptlings Crazy Horse, wurde in die Spiri-
tualität dieses Stamms eingeweiht und beschreibt in 
dessen offi  ziellem Auftrag seine Geschichte, Überliefe-
rungen und Rituale.           (gh)

Unternehmenskultur 
Benedikt Herles
Die kaputte Elite
Ein Schadensbericht aus
unseren Chefetagen
Knaus, Oktober 2013
176 Seiten, 16.99 Euro
978-3-8135-0555-9

Der Autor gehörte selbst zur 
Wirtschaftselite. Er hatte auf ei-
ner privaten Elite-Universität Betriebswirtschaftslehre 
studiert und war ein hochtalentierter Nachwuchsma-
nager mit blendender Karriereperspektive. Er ackerte 
Nächte durch, um nach oben zu kommen. Doch ei-
nes Tages erschien ihm das unsinnig. Er stieg aus und 
schrieb dieses Buch über seine Erfahrungen in Stu-
dium und Beruf – im Alter von nur 29 Jahren. Zu jung? 
„Muss man Vorstandsvorsitzender sein, um mitzube-
kommen, dass an den Business Schools Unsinn gelehrt 
wird? Muss man ‚Managing Director‘ auf der Visiten-
karte stehen haben, um zu merken, dass sich viele Un-
ternehmen zu Tode analysieren? Im Gegenteil: Wer zu 
lange in der Mühle steckt, dem fällt nichts mehr auf“, 
antwortete er auf diese Frage in einem Interview.    (gh)

Demokratie-Abbau
Wolfgang Streeck
Gekaufte Zeit
Die vertagte Krise des
demokratischen Kapitalismus
Suhrkamp, März 2013
271 Seiten, 24.95 Euro
978-3-518-58592-4

Kanzlerin Angela Merkel be-
hauptete in einer ihrer Neu-
jahrsansprachen, wir hätten über unsere Verhältnis-
se gelebt und unsere hohen Staatsschulden seien 
vor allem das Ergebnis von zu viel Sozialstaat. Diese 
Deutung passt nicht zur tatsächlichen Einkommens-

entwicklung, denn Sozialstaatlichkeit würde eine 
Umverteilung von oben nach unten bedeuten, wir 
hatten die letzten Jahrzehnte aber eine Umverteilung 
von unten nach oben. Wolfgang Streeck, Philosophie-
Professor in Zürich, legt die Wurzeln der gegenwärti-
gen Finanz-, Fiskal- und Wirtschaftskrise frei, indem 
er sie als Folgen der langen neoliberalen Transforma-
tion des Nachkriegskapitalismus beschreibt. Er analy-
siert, welche Konfl ikte zwischen Staaten, Regierungen, 
Wählern und Kapitalinteressen entstanden und wie 
mit ihnen umgegangen wurde. Er beleuchtet den Um-
bau des europäischen Staatensystems vom Steuer- über
den Schulden- zum Konsolidierungsstaat und fragt 
nach den Aussichten für eine Wiederherstellung sozia-
ler und wirtschaftlicher Stabilität. Bei der Lektüre wird 
etwas zutiefst Beunruhigendes klar: Hinter den posi-
tiv klingenden Begriff en „Reform“ und „europäische 
Integration“ verbirgt sich eine massive Veränderung
in Richtung „demokratiefreier Einheitsmarktstaat“.  
            (gh)

Wirtschaft & Psyche
Paul Verhaeghe
Und ich?
Identität in einer
durchökonomisierten
Gesellschaft
Kunstmann, August 2013 
252 Seiten, 19.95 Euro
978-3-88897-869-2

Obwohl es uns angeblich so 
gut geht wie noch nie, fühlen sich immer mehr Men-
schen schlecht. Der Autor, Psychologie-Professor in 
Gent, sieht die Ursache im neoliberalen Denken, das 
unsere Gesellschaft zutiefst geprägt hat. In einer span-
nenden historischen Betrachtung zeigt er, wie sich das 
Verständnis davon, was man über sich denken soll, seit 
Aristoteles verändert hat. Die Selbstverwirklichung 
weicht der Selbstverleugnung. Jeder Mensch könne 
sich selbst immer wieder neu erschaff en, wenn er sich 
nur richtig anstrengt, lautet das Credo des Neolibera-
lismus. Leistungsstreben, Individualismus, Jugendkult 
und permanente Selbstoptimierung stehen jedoch dem 
menschlichen Bedürfnis nach Gemeinschaft und Soli-
darität entgegen. Dringend nötig ist deshalb eine kri-
tische Bewegung, die an die tatsächlichen Bedürfnisse 
der Menschen anknüpft und die Lebensqualität ins 
Zentrum rückt.                  (gh)

Plutokratie
Chrystia Freeland
Die Superreichen
Aufstieg und Herrschaft
einer neuen globalen
Geldelite
Westend, August 2013
358 Seiten, 22.99 Euro
978-3-86489-045-1

Milliardäre bilden mit ihren gi-
gantischen Vermögen eine Klasse für sich und beein-
fl ussen die Politik so, dass ihr Vermögen überpropor-
tional wächst. Chrystia Freeland gelang es, in deren 
Lebenswelt einzudringen. Zwei Jahrzehnte lang hat 
sie Superreiche von Davos bis Dubai begleitet und in 
deren ansonsten abgeschotteten Welt Erstaunliches er-
lebt. Die Autorin vollbrachte dabei einen beachtlichen 
Spagat zwischen einer Analyse des Gefl echts aus wirt-
schaftlicher und politischer Macht sowie einer nüch-
ternen Dokumentation des Selbstverständnisses, der 
Weltsicht, des Wertkanons und der Denkstrukturen 
von Superreichen.                  (gh)

Geheimdienste
Mathias Bröckers
JFK –
Staatsstreich in Amerika
Westend, August 2013
288 Seiten, 19.99 Euro
978-3-86489-043-7

Nachdem der Autor vor zwei 
Jahren ein brisantes Buch über 
die zahlreichen Ungereimthei-
ten in der offi  ziellen Darstellung der Ereignisse des
„11. Septembers“ veröff entlichte, widmet er sich nun 
einem fünf Jahrzehnte zurückliegenden Ereignis: der 
Ermordung John F. Kennedys. Ihn interessiert dabei vor 
allem: Warum musste er sterben? Behörden halten seit 
Jahrzehnten Akten zum Fall Kennedy mit dem Verweis 
auf die „nationale Sicherheit“ zurück. Dafür bestün-
de keinerlei Grund, wenn es sich tatsächlich nur um
einen verwirrten Einzeltäter gehandelt hätte. Fest steht: 
Es gab einfl ussreiche Kreise, die Kennedys Deeskala-
tionspolitik verhindern wollten. Seit seiner Ermor-
dung verfolgen die USA eine bis heute gültige Politik 
militärischer Machtausübung und Interessenwahrung.  
                      (gh)



10 ÖkologiePolitik  Nr. 161  2014 11ÖkologiePolitik  Nr. 161  2014 |  TITELTHEMA: EUROPA UND DER EURO

Verlust der nationalen Souveränität 

Warum schweigt 
die deutsche Politik?

Der „Vertrag von Lissabon“ zwischen den 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union wurde 
2007 unterzeichnet und trat 2009 in Kraft. Er reformierte den „Vertrag über die Europäische Union“ 
(EU-Vertrag) und den „Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft“ (EG-Vertrag).  
Seine Inhalte haben für unsere Rechtsstaatlichkeit und Demokratie gravierende Folgen. 

von Hermann Striedl 

D ie sogenannte „politische 
Klasse“ tut so, als ob die 
Bundestagswahlen und die 

Wahlen zum Europäischen Par-
lament nichts mit der Verfasstheit 
der Europäischen Union (EU) und 
nichts mit der deutschen Souverä-
nität zu tun hätten. Während der 
Wahlkampfzeit werden die Themen 
Europa, nationale Souveränität 
und Demokratie ausgeklammert. 
Unerwähnt bleibt, dass die Bun-
desregierung beabsichtigt, der EU 
oder transnationalen europäischen 
Bündnissen weitere wesentliche 
Souveränitätsrechte zu übertragen. 
Unerwähnt bleibt die Aussage Wolf-
gang Schäubles, dass die Souveräni-
tät der europäischen Nationalstaa-
ten ein abzuschaffendes Relikt aus 
der Vergangenheit sei. Unerwähnt 
bleibt, dass die EU-Wirtschaftspo-
litik mehrere EU-Staaten an den 
Rand des Ruins getrieben hat – und 
auch in Deutschland immer mehr 
Menschen in die Armutsfalle gera-
ten. 

Nationale Souveränitätsrechte 
gehen an die EU 

Zu hinterfragen ist, was nach In-
krafttreten des Lissabonvertrags 
aus der nationalen Souveränität der 

EU-Staaten geworden ist. Zu hin-
terfragen ist, was die verfassungs-
rechtliche Auseinandersetzung der 
sogenannten „EU-Kritiker“ mit 
dem Lissabonvertrag bewirkt hat. 
Unstreitig wurden der EU von den 
Regierungen der EU-Staaten we-
sentliche für einen Nationalstaat er-

forderliche Souveränitätsrechte und 
natürlich auch die hierfür erfor-
derlichen Rechtsetzungsbefugnisse 
übertragen. In den Grundsätzen des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) steht:

Artikel 3
(1) Die Union hat ausschließliche 
Zuständigkeit in folgenden Bereichen: 
Zollunion, Festlegung der für das 
Funktionieren des Binnenmarkts er-
forderlichen Wettbewerbsregeln, Wäh-
rungspolitik für die Mitgliedstaaten, 
deren Währung der Euro ist, Erhal-
tung der biologischen Meeresschätze 
im Rahmen der gemeinsamen Fische-
reipolitik, gemeinsame Handelspolitik. 

(2) Die Union hat ferner die aus-
schließliche Zuständigkeit für den 
Abschluss internationaler Überein-
künfte, wenn der Abschluss einer sol-
chen Übereinkunft in einem Gesetz-
gebungsakt der Union vorgesehen ist, 
wenn er notwendig ist, damit sie ihre 
interne Zuständigkeit ausüben kann, 

oder soweit er gemeinsame Regeln 
beeinträchtigen oder deren Tragweite 
verändern könnte.

Artikel 4
(1) Die Union teilt ihre Zuständigkeit 
mit den Mitgliedstaaten, wenn ihr die 
Verträge außerhalb der in den Arti-
keln 3 und 6 genannten Bereiche eine 
Zuständigkeit übertragen. 
(2) Die von der Union mit den Mit-
gliedstaaten geteilte Zuständigkeit er-
streckt sich auf die folgenden Haupt-
bereiche: Binnenmarkt, Sozialpolitik 
hinsichtlich der in diesem Vertrag 
genannten Aspekte, wirtschaftlicher, 
sozialer und territorialer Zusammen-
halt, Landwirtschaft und Fischerei, 

Umwelt, Verbraucherschutz, Verkehr, 
transeuropäische Netze, Energie, 
Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts, gemeinsame Sicher-
heitsanliegen im Bereich der öffentli-
chen Gesundheit.

Bezüglich der geteilten Zustän-
digkeiten gesteht Artikel 2a Absatz 2 
des Lissabonvertrags der EU das 
unbedingte Hoheitsrecht zu. Eine 
Zuständigkeit der EU-Staaten ist 
nur dann möglich, wenn die EU 
ihre Zuständigkeit nicht ausübt. 

Die Kritiker des Lissabonvertrags 
rügen, dass dadurch die wesentli-
chen nationalen Hoheitsrechte auf 
eine supranationale EU übertragen 
wurden, sodass die Souveränität 
der EU-Nationalstaaten und damit 
ihre autonome Staatlichkeit be-
seitigt werden. Sie rügen, dass der 
Übertragungsakt der Hoheitsrechte 
dem Grundgesetz widerspreche. Sie 
rügen, dass die deutschen Bürger 
um den Schutz ihrer Verfassung 
betrogen werden. Die verfassungs-
rechtlich geschützten Bestimmun-

gen würden an eine supranationale 
Organisation übertragen, die weder 
rechtsstaatlichen noch demokrati-
schen Ansprüchen genügt. Das für 
eine Demokratie unumgängliche 
Gewaltenteilungsprinzip werde ver-
letzt.

Bundesverfassungsgericht 
passt sich an

In den von Kritikern des Lissabon-
vertrags erhobenen Verfassungs-
beschwerden – u. a. von Prof. Dr. 
Karl Albrecht Schachtschneider, 

Deutschland ist der Herrschaft eines 
Gebildes unterworfen, das demokratischen 

Anforderungen nicht entspricht. 

Die nationalen Regierungen der EU-Staaten 
schlossen Verträge im Interesse 

des Großkapitals und der Banken. 
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Prof. Klaus 
Buchner und 
dem Autor die-
ser Abhandlung –
wurde auf die Gefah-
ren des Lissabonvertrags 
verwiesen. Das Bundesver-
fassungsgericht (BVerfG) er-
klärte das Zustimmungsgesetz zum 
Lissabonvertrag jedoch als verfas-
sungskonform – und hat dabei eine 
Begründung gefunden, die nahezu 
der Quadratur des Kreises ent-
spricht: Trotz der Übertragung der 
wesentlichen nationalen Hoheits-
rechte könne man für Deutschland 
beim Rest der noch verbleibenden 
Hoheitsrechte von einem souverä-
nen Staat sprechen. Die EU sei kein 
„Staatenbund“, sondern ein „Staa-
tenverbund“ – eine vom Bundes-
verfassungsgericht neu erfundene 
Staatsform. Dieser komme einem 
Bundesstaat zwar ziemlich nahe, sei 
aber noch keiner. Deshalb könne es 
hingenommen werden, dass die EU 
nicht den strengen Ansprüchen ge-
nüge, die an einen demokratischen 
Rechtsstaat zu stellen sind.

Damit ist Deutschland der Herr-
schaft eines Gebildes unterworfen, 
das demokratischen Anforderun-
gen nicht entspricht. Die EU-Ver-
träge sind von den Regierungen der 
EU-Staaten ohne Beteiligung der 
Bürger geschlossen. Ohne Beteili-
gung der Bürger wurde einer supra-
nationalen Organisation, die weder 

den rechtsstaatlichen noch den de-
mokratischen Anforderungen eines 
demokratischen Staates genügt, ein 

wesentlicher Teil der staatlichen 
Hoheitsrechte übertragen. 

Es waren die nationalen 

Regierungen der 
EU-Staaten, die 

Verträge im Inter-
esse einer neoliberal 

organisierten Wirt-
schaft schlossen –

oder besser gesagt: im 
Interesse des Großkapitals und der 
Banken. Sie sorgten auch dafür, 
dass die Hoheitsrechte unwider-
rufl ich übertragen wurden und ein 
demokratischer Einfl uss der EU-
Staaten und der EU-Bürger im We-
sentlichen ausgeschlossen ist. Und 
sie sorgten dafür, dass der macht-
überfüllte Moloch EU im Interesse 
eines neoliberalen Wirtschaftssys-
tems seine Staaten beherrscht.  

Europäischer Gerichtshof
will höchste Instanz sein 

Hinzu kommt, dass der Europä-
ische Gerichtshof (EuGH) sich 
durch extensive Auslegung seiner 
Zuständigkeit mehr und mehr 
Rechtsprechungshoheiten aneig-
net. Er respektiert dabei keinerlei 
Zuständigkeitsgrenzen und bean-
sprucht in Gemeinschaftsfragen 
das letzte Wort. Er geriert sich als 
höchstes Gericht der EU und seiner 
Mitgliedsländer. Weil eine Bestim-
mung fehlt, die die Zuständigkeit 
der EU-Gerichte genau und eng be-
grenzt, räumt sich der EuGH selbst 
den Anspruch ein, unbegrenzten 

Vorrang der Rechtsprechungsho-
heit zu haben. 

Der Lissabonvertrag beinhaltet 
das Subsidiaritätsprinzip als Aus-
übungsregelung. Nach dem Subsi-
diaritätsprinzip „wird die Union in 

den Bereichen, die nicht in ihre aus-
schließliche Zuständigkeit fallen, 
nur tätig, sofern und soweit die Zie-
le von den Mitgliedstaaten … nicht 
ausreichend verwirklicht werden 
können …“ (Artikel 3b Absatz 3). 

Entgegen dem Gebot des Grund-
gesetzes gilt dies nach den EU-Ver-
trägen nur für die konkurrierenden 
Zuständigkeiten. Das Subsidiari-
tätsprinzip ist hier nur ein Lippen-
bekenntnis. Nach dem Lissabonver-
trag sind die Organe der EU, so auch 
die EU-Gerichte, zu einer immer 
stärkeren Integration der Nationen 
in die EU verpfl ichtet. Insbesondere 
lassen sich „wegen ihres Umfangs 
und Wirkungen auf Unionsebene“ 
für den EuGH stets „Ziele“ der 
Union fi nden. Der EuGH bekennt 
sich in ständiger Rechtsprechung 
dazu, das „EU-Recht im Sinne einer 

Hermann Striedl,
Jahrgang 1938, ist 
Jurist und war von 
1967 bis 1969 Staats-
anwalt und von 1969 
bis 2003 Richter am 
Landgericht Regens-
burg. 2003 trat er in 
die ÖDP ein und war von 2008 bis 2010 
ihr Stellvertretender Bundesvorsitzen-
der. Außerdem ist er Mitglied bei Mehr 
Demokratie und Pax Christi.

Kontakt: h.striedl@gmx.de

Karl Albrecht
Schachtschneider
Die Souveränität 
Deutschlands
Souverän ist, wer frei 
ist
Kopp, Oktober 2012
384 Seiten, 19.95 Euro
978-3-86445-043-3

Karl Albrecht 
Schachtschneider
Die Rechtswidrigkeit 
der Euro-
Rettungspolitik
Ein Staatsstreich der 
politischen Klasse
Kopp, September 2011
254 Seiten, 19.95 Euro
978-3-86445-002-0

ONLINETIPPS

Prof. Dr. Karl Albrecht
Schachtschneider
www.kaschachtschneider.de
 Downloads  Argumente
gegen die Zustimmung ...

Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim
www.arnimvon.de
 Veröff entlichungen  Klagen

Die nationalen Regierungen
schlossen den demokratischen Einfl uss

der Bürger im Wesentlichen aus. 

Der Europäische Gerichtshof
geriert sich als das höchste Gericht der EU

und seiner Mitgliedsländer.
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Prof. Klaus 
Buchner und 
dem Autor die-
ser Abhandlung –
wurde auf die Gefah-
ren des Lissabonvertrags 
verwiesen. Das Bundesver-
fassungsgericht (BVerfG) er-
klärte das Zustimmungsgesetz zum 

den rechtsstaatlichen noch den de-
mokratischen Anforderungen eines 
demokratischen Staates genügt, ein 

wesentlicher Teil der staatlichen 
Hoheitsrechte übertragen. 

Es waren die nationalen 

Regierungen der 
EU-Staaten, die 

Verträge im Inter-
esse einer neoliberal 

organisierten Wirt-
schaft schlossen –

oder besser gesagt: im 
Interesse des Großkapitals und der 

schlossen den demokratischen Einfl uss

größtmöglichen Ausschöpfung der 
Gemeinschaftsbefugnisse auszu-
schöpfen“. 

Parlamente ohne hin-
reichendes Mitspracherecht

Das Bundesverfassungsgericht hat 
in seiner Entscheidung die Ver-
fassungswidrigkeit des deutschen 
Begleitgesetzes zum Zustimmungs-
vertrag zum Lissabonvertrag fest-
gestellt, da den deutschen Ge-
setzgebungsorganen (Bundestag, 
Bundesrat, Landtage) ein „hinrei-
chendes“ Mitspracherecht einge-
räumt werden müsse. In den Ent-
scheidungsgründen hat es gewarnt, 
dass eine weitere Übertragung von 
Hoheitsrechten auf die EU nur 
noch in ganz beschränktem Maße 
möglich sei. Dies gelte insbesonde-
re bei der politischen Gestaltung 
der wirtschaftlichen und sozialen 
Lebensverhältnisse, vor allem für 
das nationale Haushaltsrecht, also 

die fi skalischen Grundentscheidun-
gen über Einnahmen, Ausgaben, 
Steuern usw. Das souveräne Haus-
haltsrecht ist ein Grundpfeiler eines 
Staates. 

Nachdem die EU durch ihre 
Wirtschafts- und Finanzpolitik na-
hezu den Ruin der Volkswirtschaf-
ten einiger ihrer Staaten verursacht 
hatte, versucht sie, das Wirtschafts- 
und Finanzsystem durch die Idee 
von Rettungsschirmen im Interes-
se des Finanzkapitals zu erhalten. 
Diese Idee, die das Haushaltsrecht 
der Eurostaaten auslöscht, wur-
de unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts nicht der EU über-

tragen, sondern eigenen suprana-
tionalen Organisationen, so dem 
Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus (ESM), einem internationalen 
Finanzinstitut. Auch hier hatten 
die EU-Bürger keine Mitwirkungs-
chance und zugleich wurde die de-
mokratische Einfl ussnahme auf das 
Handeln des ESM ausgeschlossen. 
Die Finanzminister der EU-Staaten, 
die zugleich dem zuständigen EU-
Ministerrat angehören, sind neben 
den Banken und der EU-Kommissi-
on die wahren Machthaber über die 
Finanzen, bis hin zum nationalen 
Haushaltsrecht.

Konzernherrschaft statt 
demokratischem Rechtsstaat

Die deutsche Bundesregierung und 
der deutsche Bundestag haben 
Rechtsstaatlichkeit und Demokra-
tie an Konzerne und das Großka-
pital verschachert. Konsequenter-
weise gibt es seit geraumer Zeit 

Geheimverhandlungen für eine 
„Transatlantic Trade und Invest-
ment Partnership“ (TTIP), durch 
die weltweit demokratische Politik 
durch mächtige Kapitalgruppen er-
setzt werden soll. 

Was bleibt? Die Hoff nung auf 
eine gesellschaftliche Entwicklung, 
die die Regierungen der EU-Staaten 
zu einer Vertragsänderung dahinge-
hend zwingt, dass Menschen und 
Staaten nicht mehr der Diktatur 
von Finanzmächten und Weltban-
ken ausgesetzt sind. Die Hoff nung, 
dass das EU-Parlament überwacht, 
ob das Subsidiaritätsprinzip ge-
wahrt ist. Die Hoff nung auf Abge-
ordnete, Parteien und Bürger, die 

sich gegen die Diktatur des Geldes 
wehren. Die Hoff nung auf eine Re-
gierung, die die Interessen der Bür-
ger vertritt, nicht die des Großkapi-
tals. Die Hoff nung auf eine breite 
Diskussion der EU-Bürger, wie sich 
ein Europa des Friedens, des gegen-
seitigen Helfens, des friedlichen Zu-
sammenhalts schaff en lässt.           
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Europäischer Stabilitätsmechanismus (ESM) 

Wer profi tiert vom
Euro-Rettungsschirm?

Die Euro-Krise und die politischen Reaktionen darauf bedrohen unsere Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie. Durch den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) kann es sein, dass Deutschland 
gigantische Summen aufbringen muss, ohne dass der Bundestag darüber entscheiden darf. 
Als „alternativlos“ wurde der ESM bezeichnet, dabei löst er kein Problem wirklich.  

von Prof. Dr. Dr. Klaus Buchner

Bei der Euro-Krise spielt sicher 
auch eine falsche Politik der 
Krisen-Staaten eine entschei-

dende Rolle, die ihren Bürgern mehr 
Wohltaten zukommen ließen, als 
sie sich leisten konnten. In manchen 
Staaten herrscht eine Misswirt-
schaft, wie sie bei uns kaum vor-
stellbar ist. Dieses Problem gibt es 
dort jedoch seit Jahrzehnten – wa-
rum kommt der Zusammenbruch 
gerade jetzt? Ein Grund ist tat-
sächlich die Einführung des Euro 
selbst: Durch falsche Wechselkurse 
wurden Währungen gegenüber der 
DM aufgewertet, was dazu führte, 
dass in diesen Staaten die Importe 
aus Deutschland billiger wurden 
und die Löhne stiegen. Griechen-
land hatte von 1998 bis 2010 eine 
infl ationsbereinigte Lohnsteigerung 
von etwa 80 %, Deutschland eine 
von 0,8 %. Griechenlands Waren 
wurden teuer. Seine Exporte san-
ken, die Importe stiegen. Deutsch-
land profi tierte davon. 

Durch die Einführung des Euro 
sanken die Zinsen für Staatsanlei-
hen, weil die Sicherheit und Stabili-
tät der neuen Währung durch viele 
fi nanzkräftige Staaten garantiert 
schienen und dadurch das Risiko 
für die Geldgeber als geringer ein-
geschätzt wurde. Die US-ameri-

kanische „Federal Reserve Bank“ 
warf viel Geld zu extrem niedrigen 
Zinsen auf den Markt, das auch den 
Regierungen in Europa zur Verfü-
gung stand. Deshalb konnten sich 
alle Euro-Staaten jetzt eine hohe 
Verschuldung leisten. Die Probleme 

kamen erst, als die amerikanischen 
Rating-Agenturen bei einigen die 
Kreditwürdigkeit herabstuften. Um 
das auszugleichen, stieg der Zins-
satz ihrer Staatsanleihen. Damit 
drohte der Staatsbankrott.

Blindheit oder Absicht?
Griechenland erfüllte die Voraus-
setzungen für die Aufnahme in die 
Euro-Währungsunion nicht. Sie 
wurde durch eine Verschleierung 
der Bilanzen im griechischen Haus-
halt erreicht, die das US-amerikani-
sche Geldinstitut Goldman Sachs 
durchführte. Obwohl das bekannt 
wurde, stimmten die Regierungen 
der Euro-Staaten der Aufnahme 
Griechenlands zu. Diese Fehler bei 
der Einführung des Euro lassen 
sich nicht mit einer übertriebenen 

Europa-Euphorie erklären. Finanz-
fachleuten war damals schon klar, 
dass der Euro unter diesen Um-
ständen bald ernsthafte Probleme 
bekommen musste. Warum wurde 
damals gegen jede ökonomische 
Vernunft gehandelt?

Um die Krisenstaaten vor dem 
Staatsbankrott zu bewahren, be-
schlossen die Regierungen zu-
nächst, Garantien für die Staatsan-
leihen zu geben. Dadurch sollten 
die Zinssätze wieder sinken. Das 
war aber nach den EU-Verträgen 
illegal. So musste der „Vertrag über 
die Arbeitsweise der Europäischen 
Union“ in aller Eile geändert wer-
den. Aber selbst dadurch ließen sich 
nicht alle Verstöße gegen geltendes 
Recht beseitigen.

Es zeigte sich schon bald, dass 
Garantien allein nicht ausreichten. 
Deshalb wurden 2010 der „Europä-
ische Finanzstabilisierungsmecha-
nismus“ (EFSM) und die „Europäi-
sche Finanzstabilisierungsfazilität“ 
(EFSF) geschaff en, die – zusammen 
mit dem Anteil des Internationa-

len Währungsfonds – immerhin 
ein Gesamtvolumen von 780 Mrd. 
Euro hatten. 

Selbst diese Summe genügte 
bald nicht mehr, um die Krisen-
staaten vor der Zahlungsunfähig-
keit zu bewahren. Deshalb einigten 
sich die europäischen Staatschefs 
schon im folgenden Jahr auf den 
„Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus“ (ESM) mit einem Volumen 
von zunächst „nur“ 700 Mrd. Euro, 
das aber jederzeit erhöht werden 
kann. Bereits vor seinem Start wur-
den dabei Summen von 1.000 Mrd. 
Euro und mehr genannt. Die ÖDP 
hat beim Bundesverfassungsgericht 
dagegen geklagt – mit Erfolg: Es 
entschied, dass der deutsche Fi-
nanzminister im ESM einer Erhö-
hung dieses Betrags nur zustimmen 
darf, wenn ihn der Bundestag dazu 
ermächtigt.

Deutschland treff en 27 % aller 
Zahlungen an den ESM. Wenn aber 
Staaten wegen Finanzproblemen 
für die Zahlung ausfallen, müssen 
die übrigen Staaten deren Anteile 
übernehmen. Damit können die 
deutschen Anteile deutlich höher 
ausfallen als der gesamte Bundes-
haushalt. Gleichzeitig mit dem ESM 
wurde der sogenannte „Fiskalpakt“ 
geschlossen, der die Euro-Staaten 
zu mehr Haushaltsdisziplin anhal-
ten soll.

Banken und Rückversicherer
Um das nötige Kapital für die 
Kredite aufzubringen, druckt die 
Europäische Zentralbank (EZB) 
laufend neues Geld, verleiht es 
an die Banken für weniger als 1 % 
Zins – und diese geben damit den 
Krisen-Staaten Kredite zu mehr als 
3 % Zins. Das ist für die Banken ein 
lukratives Geschäft, noch dazu ein 
risikoloses, denn es gibt die „Ame-
rican Insurance Group“, eine Art 
Rückversicherung für Banken ge-

gen Kreditausfall. Diese ist natür-
lich sehr daran interessiert, dass die 
Kredite tatsächlich zurückgezahlt 
werden, ebenso wie die Banken 
ohne Rückversicherung. Um das zu 
erreichen, werden Menschenrechte 

verletzt, z. B. das Recht auf Schutz 
vor Hunger, der wegen wachsender 
Arbeitslosigkeit, Rentenkürzungen 
und Einsparungen im Sozialsystem 
immer mehr um sich greift. Wenn 
alle Stricke reißen und trotzdem 
nicht zurückgezahlt wird, „rettet“ 
der ESM – genauer: der Steuerzah-
ler! – die Banken und die „Ameri-
can Insurance Group“. 

Sicher ist für die Euro-Krise auch 
die internationale Währungspolitik 
von großer Bedeutung. Denn der 
Dollar-Kurs drohte abzusacken, 

weil die „Federal Reserve Bank“ 
große Mengen an Dollars drucken 
ließ. Deshalb gab es Bestrebungen, 
viele internationale Geschäfte mit 
dem Euro statt dem Dollar abzu-
wickeln. Das wäre für die USA eine 

wirtschaftliche Katastrophe gewe-
sen. Sie wurde durch die Euro-Krise 
abgewendet.

Goldman Sachs als
Strippenzieher

Hier spielt der US-amerikanische 
Finanzkonzern Goldman Sachs 
eine besondere Rolle. Er war es, der 
wesentlich zur Eurokrise beigetra-
gen hat, indem er bei der Einfüh-
rung des Euro die Schulden Grie-
chenlands durch Tricks verschleiert 
hat. So wurde Griechenland Mit-

Alle für den ESM arbeitenden Personen
genießen volle Immunität. 

Die Gelder des ESM können nicht angetastet
und die Unterlagen nicht eingesehen werden. 
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glied der Euro-Zone, obwohl es die 
Eurokriterien nie erfüllt hat. Es ist 
deshalb kein Zufall, dass ausge-
rechnet Loucas Papadimos als Fi-
nanzfachmann und Retter aus der 
Not 2011 zum griechischen Minis-
terpräsident berufen wurde. Er war 
von 1994 bis 2002 Chef der Griechi-
schen Zentralbank und damit für 
die Verschleierung des griechischen 

Haushaltsdefi zits durch Goldman 
Sachs zumindest mitverantwort-
lich. Als Ministerpräsident hat er 
seinem Land einen brutalen Spar-
kurs verordnet, um die angehobe-
nen Zinsen für die Staatsschulden 
aufzubringen und damit die Ban-
ken zu bedienen. 

Mario Monti, der 2011 Italiens 
Regierungschef wurde, war „Inter-
nationaler Berater“ von Goldman 

Sachs. Weder Papadimos noch 
Monti hatten sich als Spitzenkan-
didaten einer Partei allgemeinen 
Wahlen gestellt. So verwundert es 
nicht, dass auch Mario Draghi, seit 
2011 Chef der EZB, ebenfalls ein ho-
her Funktionär bei Goldman Sachs 
war: von 2002 bis 2005 dessen Vi-
zepräsident in London. Unter sei-
ner Leitung hat die EZB angekün-

digt, entgegen ihren Statuten faule 
Kredite gefährdeter Euro-Staaten in 
unbegrenzter Menge aufzukaufen.

Damoklesschwert 
„Staatsbankrott“

Wie können wir unseren Anteil am 
Europäischen Rettungsschirm be-
zahlen, falls er fällig wird? Es gibt 
nur zwei Möglichkeiten. Entweder 
wird Deutschland ebenfalls zah-

lungsunfähig oder wir lassen Geld 
drucken, was einen kräftigen Infl a-
tionsschub bewirkt. Auf jeden Fall 
werden die Löhne, Renten und alle 
anderen Sozialleistungen weniger 
wert. Die Zeche zahlen die breite 
Bevölkerung sowie klein- und mit-
telständische Unternehmen, deren 
Tätigkeit auf Europa konzentriert 
ist, denn sie haben keine Möglich-
keit, auf andere Märkte auszuwei-
chen und ihr Kapital außerhalb von 
Europa zu verschieben. 

Mit dem „Rettungsschirm“ ESM 
geben wir die Freiheit, über unsere 
Staatsfi nanzen zu bestimmen, zu ei-
nem guten Teil auf. Der Geschäfts-
führende Direktor des ESM kann 
von Deutschland innerhalb kurzer 
Zeit Summen einfordern, die den 
Bundeshaushalt übersteigen –
ohne irgendeinen Beschluss des 
Bundestags oder eines anderen de-
mokratisch gewählten Gremiums. 
Der ESM-Vertrag ist außerdem un-
kündbar. So wird auch in Zukunft 
unsere Wirtschafts- und Finanz-
politik zum Teil nicht mehr von 

gewählten Volksvertretern, sondern 
von einer Gruppe internationaler 
Banker bestimmt.

Alle für den ESM arbeitenden 
Personen genießen volle Immuni-
tät. Niemand kann für seine Tätig-
keit beim ESM zur Rechenschaft 
gezogen werden, nicht einmal für 
kriminelle Handlungen. Auch die 
Gelder des ESM können nicht ange-
tastet und die Unterlagen nicht ein-
gesehen werden. Alle Rechnungs-
prüfer müssen vom ESM selbst 
zugelassen werden. So wurde eine 

Einrichtung geschaff en, die fast 
ohne Kontrolle über die Wirtschaft 
und das Sozialwesen ganzer Staaten 
entscheiden kann. 

Deutschlands Verschuldung ist 
so hoch, dass gegen es jederzeit ein 
„Defi zitverfahren“ eröff net werden 
kann. Dann muss die Regierung ein 
„Haushalts- und Wirtschaftspart-
nerschaftsprogramm“ vorlegen, das 
von der EU-Kommission und vom 
Europäischen Ministerrat geneh-
migt und überwacht wird. Damit 
bestimmen nicht mehr die gewähl-
ten Volksvertreter in der Regierung 
und im Bundestag die Leitlinien 
unserer Wirtschafts- und Finanzpo-
litik sowie unseren Haushalt, son-
dern eine Gruppe internationaler 
Finanzfachleute – so wie heute in 
Griechenland. Das ist das Ende von 
Demokratie und Rechtsstaat.

Man kann aber sicher sein, 
dass kein Defi zitverfahren gegen 
Deutschland eingeleitet wird, so-
lange es in der Lage ist, einen wich-
tigen fi nanziellen Beitrag zum ESM 
zu leisten. Dasselbe gilt für die 
vielen anderen Staaten, deren Ver-

schuldung ebenfalls über 60 % des 
Buttoinlandsprodukts (BIP) liegt. 
Ein Defi zitverfahren mit all seinen 
Folgen bis hin zur Zwangsbewirt-
schaftung könnte also sofort gegen 
die meisten Staaten eröff net wer-
den, deren Währung der Euro ist. 

Warum schließt man einen der-
artigen Vertrag? Warum übergibt 
man auch ohne Defi zitverfahren 
einen wichtigen Teil seiner Souve-
ränität an die „Finanz-Troika“ ab, 
die aus der EU-Kommission, der 
EZB und dem Internationalen Wäh-

rungsfonds besteht? Hier zeigt sich, 
wer wirklich die Macht in Europa 
hat.

Alternativen zum ESM 
Zur Begründung des „Staats-
streichs“ wird die „Alternativlo-
sigkeit“ des ESM betont. Doch mit 
dem ESM lassen sich die Finanz-
probleme der EU dauerhaft nicht 
lösen. Nötig wären ein Umdenken 
der Regierungen und eine Reform 
des Bankenwesens, die z. B. die 
ausufernden Spekulationen von 
Geschäftsbanken, den Ankauf von 
faulen Papieren und die Liberali-
sierung der Regeln für Banken ein-
schränkt, und eine Änderung unse-
res Systems der Geldschöpfung. 

Eine Gemeinschaftswährung 
kann nur dann funktionieren, wenn 
die Wirtschafts- und Finanzpolitik 
aller Euro-Staaten vereinheitlicht 
wird. Das würde aber zu den „Ver-
einigten Staaten von Europa“ füh-
ren, im Gegensatz zum „Europa der 
Vaterländer“. Diese Entwicklung 
wird von einem Großteil der Be-
völkerung und auch vom Bundes-
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Es wurde eine Einrichtung geschaff en, die fast
ohne Kontrolle über die Wirtschaft und das

Sozialwesen ganzer Staaten entscheiden kann. 

Deutschlands Verschuldung ist so hoch, 
dass gegen es jederzeit ein „Defi zitverfahren“

eröff net werden kann.Neun Minuten brauchte Kabarettist Erwin Pelzig, um in seiner Sendung „Neues aus der Anstalt“ das weit verzweigte Netzwerk des 
Goldman-Sachs-Imperiums darzustellen: www.youtube.de  Suchbegriff e: Pelzig Goldman Sachs

verfassungsgericht abgelehnt. Sie 
wäre leichter zu ertragen, wenn der 
Einfl uss der Konzerne und Banken 
auf die Politik der EU-Kommission 
abgeschwächt würde.

Es darf kein Denkverbot über 
den Austritt einiger Staaten aus der 
Euro-Zone geben. Wenn Griechen-
land 2008 die Euro-Zone verlassen 
hätte und es zu einem Staatsbank-
rott gekommen wäre, ginge es sei-
ner Bevölkerung heute wesentlich 
besser. Es muss ein „Marshall-
Plan“ aufgelegt werden, damit die 
Wirtschaft der strukturschwachen
Euro-Staaten wieder wettbewerbs-
fähig wird. Das kostet nur einen 
Bruchteil des jetzigen ESM. Der 
Euro-Rettungsschirm bewirkt aber 
genau das Gegenteil.            
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Spanien und die Eurokrise

Immobilientumor
Noch vor wenigen Jahren galt Spaniens Wirtschaft als kerngesund und vorbildlich, doch 
inzwischen steckt sie in einer tiefen Krise. Wie kam es dazu? Inwieweit ist die Einführung des 
Euro an diesem Niedergang schuld? Oder hat er andere Ursachen? Ein Aalener Wirtschafts-
wissenschaftler gibt auf diese Fragen erhellende Antworten, die vom wirtschaftspolitischen 
Mainstream abweichen. 

Interview mit Prof. Dr. Christian Kreiß

ÖkologiePolitik:  Herr Prof. Kreiß, 
nach Griechenland ist nun Spanien 
das wohl größte Sorgenkind in der 
Eurozone. Warum?

Prof. Christian Kreiß:  Mit einer 
Arbeitslosenquote von über 25 % 
und einer Jugendarbeitslosigkeit 
von über 50 % ist es nun schon seit 
einigen Jahren trauriger Rekordhal-
ter im Euroraum. Auch das Staats-
defizit ist erschreckend hoch und 
die spanischen Banken wackeln 
stärker als jene in den meisten an-
deren Euroländern. 

Wie kam es dazu?
Noch 2009 galt Spanien wegen 

seines niedrigen Staatsdefizits und 
seiner strengen Bankenaufsicht als 
Musterschüler und Vorbild. Der 
Hauptgrund für den rasanten Ab-
schwung liegt jedoch am übermäßi-
gen Aufschwung der 10 bis 15 Jahre 
bis 2007, der maßgeblich durch den 
Beitritt zum Euro 1999 ausgelöst 
wurde. Die Übertreibungen werden 
nun schmerzlich abgebaut. 

Woher kam der starke Auf-
schwung?

Die Aussicht auf den Eurobei-
tritt ließ in Spanien seit 1993 die 
Zinsen dramatisch sinken: Die 
kurzfristigen Zinsen sanken von 
über 14 % auf teilweise nur noch 
2 %. Ökonomisch wirksam war 
der Euro bereits seit 1995, als die 
Einführung des Euros unmissver-

ständlich beschlossen wurde und 
damit de facto die unwiderrufliche 
Festlegung der Wechselkurse erfolg-
te. Stellt man den niedrigen Zinsen 
die Inflationsraten gegenüber, so 
zeigt sich, dass Spanien von 1995 bis 
2009 mit einer kumulierten Inflati-
onsrate von 57 % weit über der des 
Euroraums von 28 % und insbeson-
dere der deutschen von 12 % lag. 

Je höher die Inflationsrate, desto 
niedriger der Realzins. Spanien hat-
te 14 Jahre lang deutlich niedrigere 
Realzinsen als die meisten Eurolän-
der. Deutschland hatte die höchs-
ten Realzinsen zu bezahlen, was zu 
geringen Investitionen, schwachem 
Wirtschaftswachstum, steigender 
Arbeitslosigkeit und sinkenden 
Reallöhnen führte. Die deutsche 
Volkswirtschaft war von 1995 bis 
2005 die größte Verliererin der Eu-
roeinführung. Spanien hatte die ge-
genteilige Entwicklung. Weil Kredi-
te so billig waren, wurden plötzlich 
in nie gekanntem Ausmaß Häuser 
gebaut – mehr als in Deutschland, 
Frankreich und Italien zusammen, 
dabei war deren Wirtschaftskraft 

kam von Krediten aus dem Aus-
land. Entsprechend stark stieg die 
Verschuldung der spanischen Pri-
vathaushalte von etwa 50 % des 
verfügbaren Jahreseinkommens im 
Jahr 1995 auf etwa 130 % im Jahr 
2006. Das kann nur so lange gut 
gehen, bis der Schuldenberg, der 
angehäuft wird, so groß ist, dass 
die Zinslast daraus kaum mehr zu 
bedienen ist und die Kreditgeber 
deshalb nicht mehr mitmachen. 
Dies geschah ab Sommer 2007 mit 
der einsetzenden internationalen 
Finanzkrise.

Und das sah niemand voraus? 
Die Politik wollte es nicht 

wahrhaben und sah weg, solange 
es ging. Aber man kann ihr nicht 
die Alleinschuld geben. Die große 

Mehrheit der wissenschaftlichen 
Mainstream-Ökonomen und viele 
Bank-Analysten lieferten ihr grund-
legend falsche Analysen und Theo-
rien: Sie waren in der Einschätzung 
der Situation blind und machten 

fundamentale Fehlprognosen – 
auch in Deutschland. Doch bislang 
gab es keine Konsequenzen. Trotz 
völlig inkompetenter Aussagen 
wurde keinem Professor der Volks-

wirtschaftslehre oder etwa einem 
der „Fünf Weisen“ ein Rücktritt 
oder eine Umschulung nahegelegt. 
Was würde man mit einem Mathe-
matik-Lehrer machen, bei dem sich 
herausstellt, dass seine Rechnungen 

Der Hauptgrund für den rasanten Abschwung 
liegt im übermäßigen Aufschwung,  

der durch den Beitritt zum Euro ausgelöst wurde. 

Weil Kredite so billig waren, wurden in nie 
gekanntem Ausmaß Häuser gebaut – mehr als in 
Deutschland, Frankreich und Italien zusammen. 

Menschenleere Geisterstadt in Spanien – Ausschnitt aus dem Film „Staatsgeheimnis 
Bankenrettung“, ausgezeichnet mit dem Deutschen Fernsehpreis 2013 für die beste  
Reportage: http://future.arte.tv/de/thema/bankenrettung-wer-profitiert 

etwa 6-mal so groß und die Bevöl-
kerung mehr als 4-mal so groß wie 
die Spaniens. 

Eine Überproduktion?
Ja, es wurden sehr viel mehr 

Häuser gebaut als gebraucht wur-
den. Heute stehen knapp 2 Mio. 
Wohnungen in Spanien leer. Die 
Zahl der fertiggestellten Wohnun-
gen lag allein zwischen 2003 und 

2006 um etwa 1,2 Mio. höher als 
die potenzielle Nachfrage. Aber 
zunächst einmal schien das öko-
nomisch gesehen eine großartige 
Sache für das ganze Land zu sein: 
Die boomende Bauwirtschaft 
sorgte für ein hohes Wirtschafts-
wachstum, die Löhne stiegen und 
die Arbeitslosigkeit fiel von etwa 
20 % Anfang der 1990er-Jahre auf 
8 % im Jahr 2007. Doch das starke 
Wachstum kam größtenteils aus 
Kapitalzuflüssen aus dem Ausland. 
Es entstand ein Leistungsbilanz- 
defizit, das immer größer wurde. 
Eine durchschnittliche spanische 
Familie, die z. B. 1.000 Euro Ein-
nahmen pro Monat hatte, gab 1.100 
Euro pro Monat aus. Die Differenz 
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die extrem niedrigen Zinsen die Zü-
gel schießen und so haben sich die 
krebsartigen Wucherungen in der 
Ökonomie gebildet. Man hat den 
Rausch genossen und ständig weiter 
verstärkt, statt zu bremsen oder auf-
zuwachen, und lebte in der Illusion 
ständig wachsenden Wohllebens.

Wie wird es weitergehen? 
Der Bereinigungsprozess ist 

noch nicht abgeschlossen. Die Kre-
ditausfälle befi nden sich weiterhin 
auf hohem Niveau. Aufgrund viel 
zu vieler leer stehender Wohn- und 
Gewerbebauten wird es auch in 
Zukunft erhebliche Kreditausfälle 

geben, was die Neukreditvergabe 
der Banken und damit potenzielles 
Wirtschaftswachstum in den kom-
menden Jahren hemmen wird. Die 
Wirtschaftskrise in Spanien dürfte 
daher noch einige Jahre anhalten –
mit hoch bleibender oder anstei-
gender Arbeitslosigkeit und ver-
mutlich starken sozialen Unruhen. 
Da die Löhne im Vergleich zu an-
deren Euroländern um etwa 20 bis 
30 % zu hoch sind, müssen sie um 
diesen Betrag sinken, damit Spani-

 |  TITELTHEMA: EUROPA UND DER EURO

während der letzten drei Jahre fast 
alle falsch waren und er die Schüler 
auf falsche Wege geführt hat?

Sie sagen „fast“. Wer sah es denn 
voraus? 

Außenseiter wie Helmut Creutz 
haben seit Langem auf Denkfehler 
der gängigen Volkswirtschaftslehre 
und strukturelle Fehlentwicklun-
gen im Ökonomiesystem hingewie-
sen, wurden und werden jedoch 
von den sich recht hochmütig ver-
haltenden Anhängern der gängigen 
Ökonomielehre nicht ernst genom-
men. Solange die von ihm und an-
deren angesprochenen Denk- und 
daher auch Konstruktionsfehler 
nicht grundlegend angegangen wer-
den, ist keine nachhaltige Lösung 
der derzeitigen Finanz- und Wirt-
schaftskrise zu erwarten. 

Warum werden kritische Stimmen 
nicht wahrgenommen?

Wenn es so gut läuft, ist es ein-
fach zu schön, als dass man kritisch 
nachfragen wollte. Alle freuen sich: 
die spanischen Häuslebauer, die 
spanischen Nicht-mehr-Arbeitslo-
sen, die Regierung, deren Steuer-
einnahmen sprudeln, aber auch die 
Kreditgeber im Ausland. 

Ist das Kernproblem Spaniens also 
die hohe Verschuldung?

Es ist vor allem die mangelnde 
Wettbewerbsfähigkeit. Die Löhne 
stiegen im letzten Jahrzehnt viel 
stärker als die Produktivität der ar-
beitenden Bevölkerung. Dadurch 
nahmen die Lohnstückkosten weit-
aus stärker zu als in den meisten 
anderen Ländern der Eurozone. 
Das führte dazu, dass die in Spani-
en hergestellten Güter und Dienst-
leistungen im Vergleich mit den 
anderen Euroländern immer teurer 
wurden und kaum mehr verkaufbar 
waren. So kam das hohe Leistungs-
bilanzdefi zit zustande: Spanien 
wurde wegen seiner im Vergleich 
zu anderen Euroländern zu hohen 

Lohnstückkosten immer weniger 
wettbewerbsfähig, konnte immer 
weniger exportieren und muss-
te immer mehr importieren – auf 
Kredit aus dem Ausland. Die eige-
ne Produktivität, die eigene Wirt-
schaftskraft reichte für den üblich 
gewordenen Lebensstandard nicht 
aus. Das triff t übrigens auch auf 
eine Reihe anderer Euroländer zu: 
auf Griechenland, Portugal, Irland 
und Italien.

Wie hängt das mit dem Euro zu-
sammen?

Ohne Euro hätte die spanische 
Notenbank in der Zeit vor 2007 

die Zinsen anheben und damit die 
Überhitzung am Immobilienmarkt 
und in der gesamten Wirtschaft 
stoppen können. Bei Einsetzen der 
Krise hätte sich die Peseta abwer-
ten können, wie es in der Vergan-
genheit häufi g der Fall war. Durch 
eine solche Abwertung wären die 
spanischen Produkte im Ausland 
wieder preislich wettbewerbsfähig 
geworden. Stattdessen ließ man der 
Entwicklung ungebremst und ver-
antwortungslos viel zu lange über 

en wieder wettbewerbsfähig wird. 
Während dieses Prozesses sinken-
der Löhne wird die Kaufkraft im 
Land zurückgehen und damit die 
Inlandsnachfrage für die spanische 
Volkswirtschaft fehlen. 

Wäre es für Spanien besser, aus 
dem Euro auszutreten?

Das ist schwer zu sagen. Eine 
Inanspruchnahme des fi nanziellen 
„Rettungsschirms“ der Euroländer 
und des IWF würde keine Proble-
me lösen, sondern bestenfalls Zeit 
für den Anpassungsprozess ver-
schaff en, denn dieses Geld kommt 
vor allem den vermögenden Haus-
halten im In- und Ausland zugute 
und nur zum geringsten Teil der 

spanischen Volkswirtschaft und 
Bevölkerung. Angesichts der be-
vorstehenden schmerzhaften und 
langwierigen Anpassungskrise mit 
schwacher Wirtschaftsentwicklung, 
hoher Arbeitslosigkeit und sozialen 
Spannungen könnten spanische 
Politiker daher tatsächlich versucht 
sein, einen weniger schmerzhaften 
Weg zu gehen: den Austritt aus dem 
Euro und die Wiedereinführung 
der Peseta. Eine Währungsabschwä-
chung könnte die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit der spanischen 
Wirtschaft sofort wiederherstellen, 
dadurch die Exporte fördern und 
Importe durch mehr heimische 
Produktion ersetzen. Allerdings 
wäre der Preis hoch: steigende In-
fl ation sowie eine Staatsschulden- 
und Bankenkrise. Die Alternative 
bei einem Verbleib im Euroraum: 
jahrelange wirtschaftliche Stagnati-
on oder Schrumpfung, weiter hohe 
oder steigende Arbeitslosigkeit und 
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Spanien konnte wegen seiner hohen
Lohnstückkosten immer weniger exportieren und 

musste immer mehr importieren – auf Kredit. 

Der „Rettungsschirm“ der Euroländer und des
IWF kommt vor allem den vermögenden Haushalten 

im In- und Ausland zugute.

ebenfalls eine Staatsschulden- und 
Bankenkrise. 

Hat der Euro eine Zukunft? Hat 
Europa eine Zukunft?

Es dürften die nächsten zehn 
Jahre unruhige Zeiten ins Haus 
stehen. Die falschen Anreizsysteme 
durch die falsche Zinsstruktur zwi-
schen den beteiligten Ländern, die 
der Euro gebracht hat – über seine 
Verhältnisse leben in den Periphe-
rieländern, starke Lohnzurückhal-
tung in Deutschland –, haben allen 
geschadet. In den kommenden Jah-
ren dürften starke Nationalismen 
aufl eben und Kontinentaleuropa 
schwächer und uneiniger dastehen 
als zuvor. Die kommende Wirt-

schafts- und Sozialkrise dürfte gro-
ße soziale und politische Unruhen 
hervorrufen – falls nicht an die 
Wurzel gehende Maßnahmen er-
griff en werden. 

Was für Maßnahmen schlagen Sie 
vor?

Das eigentliche Problem ist die 
starke Ungleichverteilung. Mit dem 
Zurückgehen der Einkommen sinkt 
die Nachfrage. Das Geld wird der-
zeit nicht ausgegeben, es zirkuliert 
nicht, sondern gerinnt an der Spitze 
der Einkommens- bzw. Vermögens-
pyramide. Würde man jetzt Vermö-
genssteuern und umlaufgesichertes 
Parallel-Geld einführen, dürften 
sich die Konjunkturprobleme in 
Spanien und auch in Griechenland –
ähnlich wie 1932 bis 1933 in
Wörgl – sehr schnell lösen. 

Wie hoch sollte die Vermögens-
steuer sein?

Eine Vermögenssteuer auf 
Großbesitz an Grund und Boden 

inklusive Immobilien sowie Un-
ternehmenseigentum von 3 % des 
aktuellen Marktwerts – nach Abzug 
eines Freibetrags von beispielsweise 
500.000 Euro, um Kleinbesitzer zu 
schonen – würde erhebliche Fi-
nanzströme in die öff entlichen Kas-
sen lenken. Das Staatsdefi zit könnte 
deutlich sinken und es würden sich 
politische Handlungsspielräume er-
öff nen, um die Konjunktur zu stär-
ken. Das Argument der Steuerfl ucht 
zieht bei Immobilienbesitz nicht: 
Boden kann nicht in Steueroasen 
fl iehen. Was das Eigentum an Un-
ternehmen angeht, könnte man 
eine Quellensteuer auf Aktien- und 
Anteilsbesitz, die direkt bei den im 
Lande befi ndlichen Unternehmen 
ansetzt, andenken. Dadurch könnte 
man Steuerfl ucht ebenfalls weitge-
hend ausschalten.

Wie hängt die Vermögenssteuer 
mit der Konjunktur zusammen? 

Zum einen würde das Horten 
von Vermögen unattraktiver, zum 
anderen könnte der Staat die Abga-
ben und Steuern auf Arbeit senken, 
wodurch wiederum die Lohnkosten 
sinken und die Wettbewerbsfähig-
keit steigen würde. Im Gegenzug 
müssten aber in Deutschland in 
den kommenden Jahren die Löhne 
und die Preise stärker steigen als in 
den anderen Ländern der Eurozone.

Herr Prof. Kreiß, herzlichen Dank 
für das interessante Gespräch.         
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Korrektur der Reich-Arm-Schere

Mehr Gerechtigkeit
durch Vermögenssteuer?

Ein Grund für die Euro-Krise ist die zunehmende Ungleichverteilung der Einkommen und
Vermögen. Dadurch funktionieren die Wirtschaftskreisläufe nicht mehr richtig, denn statt zu
zirkulieren, wird das Geld gehortet und spekulativ angelegt. Es drohen aber auch soziale
Spaltungen. Doch wie lässt sich die zunehmende Ungleichverteilung am besten korrigieren? 

von Philipp Dull 

Vom deutschen Gesamtver-
mögen besaß im Jahr 2007 
das reichste Prozent der Be-

völkerung 23 %, das reichste Zehn-
tel 61 %, die ärmste Hälfte 1,6 %. 
Aufgrund ihres geringen Nettover-

mögens ist die Hälfte der Deutschen 
auf ihr monatliches Einkommen 
angewiesen, während die Vermögen 
des reichsten Zehntels so groß sind, 
dass zum Leben allein dessen Zin-
sen und Zinseszinsen ausreichen. 
Politische Parteien wie die Linke 
und die SPD, aber auch Gewerk-
schaften wie ver.di fordern deshalb 
seit vielen Jahren die Wiederein-
führung einer Vermögenssteuer zur 
gerechteren Vermögensverteilung in 
Deutschland.

Den Ertrag oder die
Substanz besteuern?

Eine Besteuerung kann grund-
sätzlich auf zwei Arten erfolgen: 
einmal als Ertragssteuer, bei der 
die Erträge (z. B. Zinsen) aus dem 
Vermögen besteuert werden, und 

einmal als Substanzsteuer, die die 
Substanz, also das Nettovermögen, 
besteuert. Die Erträge, also aus 
der Substanz erwirtschaftete „Ge-
winne“, bleiben dabei unberührt. 
Die Vermögenssteuer würde dabei 

als Substanzsteuer fungieren. Sol-
che Substanzsteuern sind jedoch 
äußerst umstritten, da das reine 
Vermögen einer Person keine rele-
vanten geldwerten Vorteile mit sich 
bringt. Versteuert man nun diese 
Substanz, so wird der Besteuer-

te eventuell schlechter gestellt, als 
wenn er dieses Vermögen nicht be-
sitzen würde.

Das lässt sich am Beispiel eines 
Apfelbaums verdeutlichen: Besitzt 
jemand einen, so hat er zwar Ver-
mögen, aber daraus noch keinen 

Ertrag. Erst wenn er Früchte erntet, 
ist für den Besitzer ein Vermögens-
zuwachs entstanden. Eine Sub-
stanzsteuer würde nun den Baum 
versteuern, unabhängig von den 
gezogenen Früchten. Die Ertrags-
steuer dagegen würde eine Abgabe 
von Früchten fordern und lässt den 
Baum, der allein keine Vorteile bie-
tet, außer Acht.

Frühere Vermögenssteuer
war verfassungswidrig 

Es sprechen allerdings noch weitere 
Argumente gegen die Einführung 
einer Vermögenssteuer, denn nicht 
ohne Grund hat das Bundesverfas-
sungsgericht am 22. Juni 1995 die 
Erhebung dieser Steuer für verfas-
sungswidrig erklärt. In seiner Be-

gründung hieß es, dass bei einer 
Vermögenssteuer immer zunächst 
der Vermögenswert zu bestimmen 
ist (um diesen dann zu besteu-
ern), dieser aber bei verschiedenen 
Vermögensarten unterschiedlich 
defi niert wurde. So wurden bei-

spielsweise für Immobilien oft his-
torische Werte (z. B. Anschaff ungs-
preis, Renovierungskosten) zur 
Bewertung herangezogen, während 
Wertpapiere, wie Aktien, zum aktu-
ellen Kurs bewertet wurden. 

Möchte man heute die Vermö-
genssteuer wiedereinführen, so 
müsste sichergestellt sein, dass je-
des Vermögen mit einem gerechten 
(z. B. aktuellen) Wert versehen wird, 
was an die bürokratischen und lo-
gistischen Grenzen des deutschen 
Staates stößt. Schätzungen zufol-
ge würde das bei der Erhebung 
3,8 Mrd. der insgesamt 11,5 Mrd. 
Euro an Kosten verursachen. Ein 
weiteres nennenswertes Problem 
der Vermögenssteuer ist, dass nicht 
sichergestellt werden kann, dass kei-
ne Umwälzung der Kosten stattfi n-
det, wie beispielsweise die Grund-
steuer in die Miete eingepreist und 
so übertragen wird.

Korrektur der Abgeltungs-
steuer wäre sinnvoller  

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, 
höhere Steuern von den Reichen 
zu erheben. Zum einen könnte 

man den Spitzensteuersatz für Ein-
kommen erhöhen. Zum anderen 
könnte man über Erhöhungen bei 
Erbschaftssteuer, Grundsteuer oder 
Kapitalertragssteuer nachdenken. 
Die meisten Menschen stören sich 
weniger daran, dass es Menschen 
mit großem Vermögen gibt, son-
dern vor allem daran, dass diese 
sich auf ihrem „Geldspeicher“ aus-
ruhen und von den Zinsen leben. 

Das Problem wurde im Jahr 2009 
verschärft, als die Große Koalition 

aus Union und SPD die Kapitaler-
tragssteuer durch die Abgeltungs-
steuer in Höhe von 25 % einführ-
te: Wer durch Arbeit 100.000 Euro 
verdient, muss seither 34.000 Euro 
Steuern zahlen, wer aus einem Mil-
lionenvermögen den gleichen Betrag 
an Zinsen erhält, nur 25.000 Euro. 
Das Problem ließe sich lösen, indem 

man den Fehler von 2009 revidiert 
und Kapitalerträge künftig, wie zu-
vor, in gleichem Maße wie Einkom-
men versteuert und somit auch hier 
einen Spitzensteuersatz von 45 % 
erhebt. Möglich wären jedoch auch 
noch höhere Spitzensteuersätze, da 
Arbeitseinkommen einen höheren 
Stellenwert als Kapitalerträge ein-
nehmen sollten. 25 % Abgeltungs-
steuer sind deutlich zu wenig.

Damit bliebe die Substanz un-
berührt, da es sicherlich auch eine 

Berechtigung gibt, Vermögen zu be-
sitzen. Eine Vermögenssteuer käme 
hierbei einer stückweisen Enteig-
nung gleich, die moralisch und ver-
fassungsrechtlich auch nicht ganz
einwandfrei wäre. Durch die ver-
stärkte Besteuerung der Kapital-
erträge wäre hingegen ein großer 
Schritt in Richtung Steuergerechtig-
keit getan. Dies scheint – zumindest 
vorläufi g – eine gangbare Lösung 
für mehr Steuergerechtigkeit zu 
sein.                 

Wer durch Arbeit 100.000 Euro verdient, muss 
34.000 Euro Steuern zahlen, wer den gleichen Betrag 

an Zinsen erhält, nur 25.000 Euro. 

Nicht ohne Grund hat das Bundesverfassungs-
gericht 1995 die Erhebung der

Vermögenssteuer für verfassungswidrig erklärt.

Bei der Einführung einer Vermögenssteuer
müsste sichergestellt sein, dass jedes Vermögen

mit einem gerechten Wert versehen wird.

*Personen in privaten HH ab 17 Jahre. Anteil am Gesamtvermögen in Prozent. 
  Quellen: SOEP; Berechnungen des DIW Berlin, 2009
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Leistungsbilanzen als Krisenursache 

Exportmaschine Deutschland
Beim Thema „Eurokrise“ gibt es drei Schlagworte: Leistungsbilanzkrise, Bankenkrise und Staats-
schuldenkrise. Immer geht es dabei um Schulden. Banken werden „gerettet“, Staatshaushalte 
„geschrumpft“. Die Leistungsbilanzkrise wird dagegen kaum beachtet – zumindest in Deutschland –, 
dabei ist sie von zentraler Bedeutung. 

von Robbert Maris 

Steuerzahler zu, wenn Exportkre-
ditgarantien fällig werden? „Zur Ab-
sicherung der mit Exportgeschäften 
verbundenen wirtschaftlichen und 
politischen Risiken des Zahlungs-
ausfalls können Exportkreditga-
rantien (Ausfuhrgewährleistungen) 

des Bundes zur Förderung des 
deutschen Exports in Anspruch 
genommen werden“, heißt es dazu 
auf dem staatlichen Onlineportal 
www.foerderdatenbank.de. 

Angewandt auf das Beispiel mit 
dem Nachbarn bedeutet dies: Die 

Was ist Geld? Die Frage ist 
heute fast einfacher zu 
beantworten als früher. 

Früher hatte Geld (= Münzen) 
überwiegend einen realen Wert. 
Später war das (Papier-)Geld durch 
Goldvorräte gedeckt. Heute spricht 
man von „Fiatgeld“. „Fiat“ kommt 
von Vertrauen, also funktioniert 

Geld nur unter der Annahme, dass 
Menschen das Vertrauen haben, 
dass man für sein Geld immer ei-
nen Gegenwert kaufen kann.

Fiatgeld ist faktisch nichts ande-
res als Schuldscheine, die man über-
all garantiert eintauschen kann. 
Beispielsweise könnte jemand, der 
seinem Nachbarn eine Leistung 
erbringt, einen Schuldschein erhal-
ten, wenn der Nachbar seine Ge-
genleistung nicht sofort erbringen 
kann. Ein Schuldschein ist eine For-
derung auf eine spätere Gegenleis-
tung. Es entsteht also etwas Neues. 
Und genau das ist es, was heute in 
der Geldwirtschaft auch geschieht: 
Banken dürfen Geld schöpfen (mit 
Einschränkungen, die zu erläutern 
den Rahmen dieses Artikels spren-
gen würde), und das kann man als 

„Kreditgeld“ bezeichnen. Es kann 
genauso wie ein Schuldschein wei-
tergereicht werden. 

Hohe Schulden sind hohe 
Guthaben anderswo 

Aber jeder vernünftige und vorsich-
tige Mensch würde darauf achten, 
dass sein Nachbar sich nicht über-

mäßig auf Schuldschein Leistungen 
erbringen lässt, denn es besteht ja 
ein Ausfallrisiko. Und so verhält es 
sich auch bei den Banken. Heute 
sind etwa 3 % des Geldes „echtes 
Geld“ von der Zentralbank. Der 
Rest ist „Kreditgeld“. Das ist bedeut-
sam, denn egal, wie man das „echte 
Geld“ einordnet: Der allergrößte 
Teil basiert auf dem Gegensatzpaar 
„Forderung/Schuld“ – ähnlich wie 
z. B. der Atomkern eine positive und 
negative Ladung gleicher Größe hat. 
Das bedeutet aber: In der gesamten 
Wirtschaft ist die Summe aller Gut-
haben (= Geldguthaben + Forde-
rungen) mindestens so groß wie die 
Summe aller Schulden. 

Das Geld, das wir auf unse-
ren Konten haben, besteht also im 
Wesentlichen aus Schuldscheinen 

von anderen (bzw. von uns selbst, 
wenn wir netto verschuldet sind). 
Nun stellt sich die Frage: Will man 
Schuldscheine aufbewahren (= spa-
ren) oder die Schuldner „entlasten“ 
in Form eines tatsächlichen Kaufs 
von Gegenleistungen? Auf die Leis-
tungsbilanzkrise angewandt lässt 
sich fragen: Sollte Deutschland 
unbekümmert weiter eine Vermeh-
rung seiner kumulierten Handels-
überschüsse gutheißen oder anstre-
ben? Als die USA im vergangenen 
November Deutschlands ständige 
Überschüsse kritisierten, gab es vie-
le Zeitungskommentare, die Unver-
ständnis zum Ausdruck brachten. 
Wenn das Ausland unsere Produkte 
„Made in Germany“ so gerne haben 
will, muss man nicht über diesen 
Überschuss meckern, so der Tenor. 

Wer viel exportiert, 
muss auch viel importieren 

Allerdings ist jeder Verkauf ins Aus-
land, der den Handelsbilanzüber-
schuss ansteigen lässt, – vereinfacht 
gesagt – mit deutschem Geld fi nan-
ziert (vgl. obiges Beispiel mit dem 
Nachbarn). Man spricht von Kapi-
talexport. Die Gesamtsumme, die 
akkumuliert ist, entspricht in etwa 
dem gesamten Kapitalexport. Für 
Deutschland sind das annähernd 
2 Billionen Euro. Davon gingen seit 
Anfang der Krise rund 600 Mrd. 
Euro verloren. Was käme auf den 

eigene tolle Produktivität könnte 
entweder dazu verwendet werden, 
weniger zu arbeiten, oder dazu, Wa-
ren auf Kredit zu verkaufen. Aber 
was ist, wenn die eigenen Angehö-
rigen (= Steuerzahler) irgendwann 
nicht einsehen, warum sie das Aus-

fallrisiko mittragen sollen? Dann 
kommt man nicht darum herum, 
genügend Waren einzukaufen (= 
Importe). Daran hakt es aber in 
Deutschland. Das liegt unter ande-
rem auch daran, dass zu viele Men-
schen zu wenig Geld verdienen, um 
ordentlich leben zu können. Wenn 
die ÖDP 11  Euro Mindestlohn 
fordert, so ist dies ein wichtiger 
Baustein, um unsere Handelsüber-
schüsse abzubauen – und damit die 
Eurokrise zu entschärfen.

Hohe Produktivität 
erfordert hohes Lohnniveau 

Ein weiterer wichtiger Aspekt: 
Wechselkurse. Sie wirken normaler-
weise so, dass Handelsüberschüsse 
vermindert werden, indem die 
Währung von exporterfolgreichen 
Staaten aufgewertet wird. Mit der 
DM würde Deutschland auf Dau-
er nicht so viel exportieren kön-
nen, weil unsere Waren im Ausland 
teurer würden. Gleichzeitig aber 
würde die ganze Gesellschaft da-
von profi tieren, weil für alle Bürger 
importierte Waren billiger werden. 
Der Euro ist also ein gutes Projekt, 
aber bislang einseitig für die deut-
sche Exportwirtschaft, nicht für die 
Gesellschaft als Ganzes. 

Es gibt grob zwei Möglichkeiten, 
die ungute Situation zu ändern: 
Entweder wir führen wieder einzel-

ne Währungen ein. Oder wir beher-
zigen Regeln in einer Währungsuni-
on. Und hier ist auch Deutschland 
gefordert. Nicht weil wir 2003 (mit 
Frankreich) als erste Nation die 
Maastricht-Kriterien verletzt haben, 
sondern weil wir eine der zentralen 
Regeln für das Funktionieren nicht 
beachtet haben: In einer Währungs-
union dürfen Verbesserungen in der 
Produktivität zwar etwas die Preise 
verringern, müssen aber vor allem 
zu höheren Löhnen führen, weil 
sonst dauerhaft Handelsungleich-
gewichte entstehen. Und wie war 
die tatsächliche Reallohnentwick-
lung in Deutschland? Zwischen 
2000 und 2008: – 0,8 %! Das Fazit 
daraus: Deutschland sollte vorsich-
tig sein, einseitig den Peripherie-
ländern Anpassungen abzuverlan-
gen.                 
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In einer Währungsunion müssen Verbesserungen
in der Produktivität zu höheren Löhnen führen, 

sonst entstehen Handelsungleichgewichte.

Der Euro ist ein gutes Projekt, aber 
bislang einseitig für die deutsche Exportwirtschaft, 

nicht für die Gesellschaft als Ganzes.
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Europäische Mindestlöhne im Vergleich 

11 Euro/Stunde
sind nicht zu viel

Wahrscheinlich kommt nun in Deutschland endlich ein gesetzlicher Mindestlohn. 
8,50 Euro/Stunde soll er hoch sein. Gegner warten mit diversen Vergleichszahlen aus
Europa auf und malen Untergangszenarien. Medien und Wirtschaftsinstitute stellen 
die vielschichtige Thematik meist nur sehr unqualifi ziert dar. 

von Dr. Klaus Klumpers 

E in gesetzlich festgelegter Min-
destlohn ist nach Überzeu-
gung der ÖDP kein Eingriff  

in die Tarifautonomie und keine 
Frage der Arbeitsbewertung. Mit 
der Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns erfüllt der Gesetzge-
ber lediglich einen Auftrag unseres 
Grundgesetzes, denn Artikel 1 Ab-
satz 1 lautet: „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar. Sie zu achten 
und zu schützen ist Verpfl ichtung 
aller staatlichen Gewalt.“ Es ist 
würdelos und deshalb mit diesem 
Grundgesetzartikel nicht vereinbar, 
wenn in Deutschland Menschen an-
dere Menschen in Vollzeit für sich 

arbeiten lassen, ohne dass diese da-
von ein selbstbestimmtes, von staat-
licher Sozialhilfe befreites und be-
vormundetes Leben führen können. 

Dieser Mindestlohn muss bei 
einer Vollzeitarbeitsstelle in seiner 
Jahres-Netto-Auszahlungs-Summe 
deshalb mindestens das sogenann-
te „Existenzminimum“ erreichen. 

Die ÖDP-Forderung geht aber noch 
einen Schritt weiter: Auch der mit 
einer Vollzeitarbeit in 45 Jahren er-
worbene Rentenanspruch muss ein 
Leben oberhalb der Armutsgrenze 
sichern, denn nur dann wurde mit 
der Vollzeitarbeitsstelle ein wirt-
schaftlich bis ans Lebensende exis-
tenzsicherndes Einkommen vom 
Arbeitnehmer selbst erwirtschaftet. 

Höhere Mindestlöhne
in Frankreich

In Frankreich ist ein gesetzlicher 
Mindestlohn von 9,43 Euro / Stunde 
vorgeschrieben. In Italien werden 
Mindestlöhne branchenspezifi sch 

durch Tarifverträge festgelegt. Sie 
gelten fl ächendeckend – anders als 
in Deutschland – für alle Arbeit-
nehmer in der Branche, unabhängig 
davon, ob ihr Arbeitgeber dem Ta-
rifvertrag beigetreten ist oder nicht. 
Somit hat in Italien jeder Arbeit-
nehmer einen tarifl ichen Mindest-
lohn-Anspruch. Der liegt für unge-

lernte Arbeitskräfte bei mindestens 
8,42 Euro / Stunde brutto. 

In Frankreich erhält jeder zu-
sätzlich eine gesetzlich festgelegte 
Prämie (Investivlohn) auf seinen 
Lohn von durchschnittlich 12,5 %, 
in Italien ein 13. Monatsgehalt. 
Beides ist bei einem Vergleich mit 
Deutschland auf den Mindeststun-
denlohn aufzuschlagen. Zu beach-
ten ist aber jeweils auch die Höhe 
der gesetzlichen Abgaben. Der von 
der ÖDP geforderte Mindestlohn 
von 11 Euro / Stunde würde dem 
Arbeitnehmer die Kaufkraft von 
7,63 Euro verschaff en – weniger als 
in Frankreich mit 7,84 Euro / Stun-
de und etwas mehr als in Italien 
mit 6,42 Euro / Stunde. Die Zahlen 
zeigen deutlich, dass die SPD-Min-
destlohn-Forderung – man sollte 
es besser „SPD-Lohnverzicht“ nen-
nen! – mit der Mindestkaufkraft 
von 6,29 Euro / Stunde der „unters-
ten Schublade“ zuzuordnen ist.

Was die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft betriff t –
gewisse Kreise prophezeien ja einen 
dramatischen Arbeitsplatzverlust 
durch den Mindestlohn –, so sind 
die Lohnkosten entscheidend, also 
der Bruttolohn des Arbeitnehmers 
plus die gesetzlichen Abgaben des 

Arbeitgebers. Und siehe da: Die 
ÖDP-Forderung von 11 Euro / Stun-
de bedeutet zwar Lohnkosten von 
13,14 Euro / Stunde, doch die sind 
deutlich niedriger als in Frank-
reich mit 15,46  Euro / Stunde und 
etwas höher als in Italien mit 
11,50 Euro / Stunde. Das Schreckge-
spenst eines Wegbrechens ausbeu-
terischer Arbeitsplätze darf nicht als 
Gegenargument herhalten. Akzep-
tierte man dies, dann müsste auch 
das Verbot von Kinderarbeit schnell 
wieder abgeschaff t werden, denn 
auch das hat seinerzeit Arbeitsplät-
ze vernichtet. 

Schattenwirtschaft 
unterhöhlt den Sozialstaat 

Es ist blanker Zynismus, wenn z. B. 
der Thüringische Hotel- und Gast-

stättenverband davor warnt, dass 
bei Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns die Restaurant- 
und Hotelbesuche teurer würden. 
Selbstverständlich müssen sie teu-
rer werden, es sei denn, die Betriebs-
inhaber hätten sich bisher goldene 
Nasen durch Ausbeutung ihrer 
Mitarbeiter verdient und könnten 

deshalb die höheren Löhne allein 
durch sinkende Gewinne kompen-
sieren. Steuerfl üchtlinge wie Franz 
Beckenbauer, die zynisch behaup-
ten, man könne nicht von Sklaven-

arbeit reden, solange die Arbeiter 
nicht in Ketten arbeiten müssen, 
haben kein Gespür für soziale Ver-
antwortung – und sollten deshalb 
Deutschland auch nicht in der 
Sport-Welt vertreten dürfen. 

Wer als Kneipen- und Hotelgast 
bei steigenden Preisen sein Kon-
sumverhalten ändert, muss sich be-

wusst sein, dass er sich off ensicht-
lich bisher „pudelwohl“ gefühlt 
hat, obwohl die freundlichen Bedie-
nungen und fl eißigen Küchenhilfen 
vermutlich ihren Lohn mit staatli-
cher Sozialhilfe aufstocken mussten 
und der Altersarmut anheimfal-
len. Wer dieses Lohnniveau bisher 
schon unanständig fand, gab zu 

seiner Gewissensberuhigung viel-
leicht ein „üppiges Trinkgeld“, leis-
tete damit aber einen Beitrag zum
Steuer- und Sozialversicherungsbe-
trug, denn diese Einnahmen wur-

den nie offi  ziell deklariert und 
deshalb auch nicht wie bei einem 
regulären Einkommen Steuern und 
Sozialabgaben davon abgeführt.    

Der Mindestlohn muss bei einer Vollzeitarbeitsstelle
in seiner Netto-Auszahlungs-Summe mindestens das 

sogenannte „Existenzminimum“ erreichen.

Die ÖDP-Forderung von 11 Euro / Stunde
bedeutet Lohnkosten von 13,14 Euro / Stunde, deutlich 

weniger als in Frankreich mit 15,46 Euro / Stunde.

Akzeptiert man das Schreckgespenst eines
Wegbrechens ausbeuterischer Arbeitsplätze, müsste 
man auch das Verbot von Kinderarbeit abschaff en.

Klaus J. Klumpers, 
Jahrgang 1944, 
studierte Elektro-
technik, promovierte 
und war dann als 
Geschäftsführer in 
zwei mittelständi-
schen Unternehmen sowie als Dozent an 
der TU München tätig. Seit 2009 bezieht 
er Altersrente und arbeitet als freiberuf-
licher Unternehmens-, Gründungs- und 
Energieberater. In die ÖDP trat er 2005 
ein, ist seit 2006 Zweiter Vorsitzender
des KV Coburg-Kronach, seit 2008 
Stadtrat in Coburg und seit Mai 2013
Erster Vorsitzender des Bezirks Ober-
franken. Zudem ist er Mitglied im BAK 
„Wirtschaft und Finanzen“.

klumpers@oedp.de 

Staat Mindestlohn Prämie bzw.
13. Gehalt

Arbeitnehmer-
abgabenquote

Kaufkraft-
Index

Kaufkraft Arbeitgeber-
abgabenquote

Mindest-
lohnkosten

Euro/Stunde % % % Euro/Stunde % Euro/Stunde

Frankreich 9,43 12,50 21,93 9,10 7,84 45,90 15,46

Italien 8,42 8,50 26,50 4,50 6,42 36,60 11,50

Deutschland bisher keinen

SPD-Forderung 8,50 0,00 24,70 1,80 6,29 19,45 10,15

ÖDP-Forderung 11,00 0,00 29,35 1,80 7,63 19,45 13,14
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Wahrscheinlich kommt nun in Deutschland endlich ein gesetzlicher Mindestlohn. 

Staat Mindestlohn

Euro/Stunde

Frankreich 9,43

Italien 8,42
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Geplantes Freihandelsabkommen mit den USA 

Globale Konzernherrschaft 
statt  autonomer Staaten?

Die Türen sind verschlossen, wenn die EU-Kommission mit der US-Regierung über gentechnisch 
veränderte Lebensmittel und andere heikle Themen verhandelt. Es geht um ein „Freihandelsab-
kommen“, wobei der Begriff schon irreführend ist, denn deutsche und europäische Gerichte sollen 
Freiheit und Macht einbüßen, damit die US-Industrie ihre Interessen besser durchsetzen kann. 

von Gerd Zeitler 

Wenn mit dem Begriff 
„Freihandel“ geworben 
wird, sollte man hellhörig 

sein. Er ist der bevorzugte Euphe-
mismus, wenn weitere Schritte zur 
„Befreiung“ wirtschaftlicher Akteu-
re von Regulierungen geplant sind. 
Die indoktrinierende Wirkung 
des Begriffs ist wohl kalkuliert. Er 
klingt so, als sei er Teil der bürgerli-
chen Freiheiten, aber das Gegenteil 
ist der Fall. 

Aktuell stehen die Verhand-
lungen über eine „Transatlantic 
Trade and Investment Partnership“ 
(TTIP) zwischen der EU und den 
USA an – ein Vorstoß transatlanti-

scher Apologeten, die es eilig haben, 
die seit den 1980er-Jahren betriebe-
ne „Neoliberalisierung“ des Han-
dels nun endlich ihrer Vollendung 
zuzuführen. 

Wiederum wird die „Befreiung“ 
die Machtverhältnisse im Wirt-
schaftsleben zugunsten transnati-
onaler Akteure und zum Nachteil 

der demokratischen Kontrolle, der 
abhängig Beschäftigten und der 
Umwelt verschieben. Im Mittel-
punkt steht diesmal nicht so sehr 
der Abbau der wenigen verblie-
benen Zölle, vielmehr sollen die 
wirtschaftlichen, sozialen und öko-
logischen Standards – sogenannte 
„nicht-tarifäre Handelshemmnis-
se“ – geschliffen werden, die sich 
der Deregulierung bisher widersetzt 
haben.

Die Absichten der Exportindus-
trie sind bekannt. Seit Jahren ver-
sucht sie, diese in internationalen 
Abkommen zu verankern. Im ver-
einten Filz mit den Regierungen ist 

auch diesmal für die Verhandlun-
gen wieder Geheimhaltung verein-
bart worden. Noch skandalöser ist, 
dass Berater und Lobbyisten der Ex-
portindustrie exklusiven Zugang zu 
Verhandlungsführern und Doku-
menten haben. Es sollen offenkun-
dig vollendete Tatsachen geschaffen 
werden, um den öffentlichen Druck 

anschließend ins Leere laufen zu 
lassen. Die von den Apologeten in 
Aussicht gestellten Wachstums-
schübe und Arbeitsplätze – 180.000 
allein in Deutschland – dienen der-
weil als Nebelkerzen.

Kritikpunkt 1:  Konzerne  
gewinnen an Macht

Der Verdrängungswettbewerb wird 
sich verschärfen und den Konzen-
trationsprozess von Macht und Ka-
pital in der Wirtschaft einschließ-
lich der Gefahr von Monopolen 
beschleunigen, vor allem um Kos-
tenvorteile durch höhere Stück-
zahlen (Skalenerträge) zu erzielen, 
die den erforderlichen Spielraum 
für die Preisgestaltung schaffen.
Zugleich wird der Standortwett-
bewerb zunehmen und die Natio- 
nalstaaten zwingen, Steuern und 
Auflagen für Unternehmen abzu-
bauen, um möglichst viele Arbeits-
plätze zu sichern. Eine schrumpfen-
de Zahl immer größerer Konzerne 
und Konglomerate wird um globale 
Marktanteile kämpfen, zulasten ih-
rer geknebelten Zulieferer und zum 
Nachteil der politischen Gestaltung, 
des demokratischen Einflusses und 
der gewachsenen regionalen Struk-
turen.

Kritikpunkt 2: Umwelt- 
und Sozialstandards sinken

Der Angriff auf nicht-tarifäre 
„Handelshemmnisse“, der das zen-
trale Motiv für die TTIP-Verhand-
lungen ist, wird eine Konvergenz 
der Standards auf ein immer tiefe-
res Niveau in Gang setzen. Länder, 
die ihre Standards erhöhen oder 
einer in TTIP-Gremien vereinbar-
ten Absenkung oder Abschaffung 
nicht folgen, können von Unter-
nehmen, deren Exporte dadurch 
„behindert“ oder deren Investitio-
nen „entwertet“ werden, schiedsge-
richtlich unter Strafandrohung zur 
Angleichung gezwungen werden, 

um „Wettbewerbsverzerrungen“ zu 
verhindern.

Besorgniserregend ist die lange 
Liste der von den Apologeten ins Vi-
sier genommenen Angriffsziele: Bei 
den Arbeitnehmerrechten sind der 
Kündigungsschutz und das Recht 
auf gewerkschaftliche Organisation 
gefährdet, beim Verbraucherschutz 
sind es die Kennzeichnungspflicht 
für genveränderte Lebensmittel, die 
hormonfreie Tierhaltung sowie die 
Zulassungshürden für genveränder-
tes Saatgut. Der Umweltschutz steht 
wegen der Grenzwerte toxischer Be-
lastungen, des europäischen Emis-

sionshandels und der Vorbehalte 
gegenüber dem Erdgas-Fracking in 
der Kritik, die Sozialpflichtigkeit 
wegen der Auflagen für den Erwerb 
von Land und Rohstoffvorkommen 
sowie wegen der Auflagen für die öf-
fentliche Auftragsvergabe. 

Auch Volksentscheide, wie bei 
der Privatisierung der Wasser- 
und Energieversorgung, sowie der 
Schutz der Privatsphäre im Internet 

sind den Apologeten ein Dorn im 
Auge. Schließlich drohen die zarten 
europäischen Ansätze zur Regu-
lierung und Kontrolle der Finanz-
märkte, besonders der riskanten 
Finanzinstrumente, schon im Keim 
erstickt zu werden. Einziger Licht-
blick ist die auf Druck Frankreichs 
vorerst ausgeklammerte europäi-
sche Förderung kultureller Güter 
wie Film und Musik. Mit dem An-
griff auf die genannten Ziele wird 
die entscheidende Schlacht eröffnet, 
um die Volkssouveränität endgültig 
durch eine Wirtschaftsoligarchie zu 
ersetzen.

Kritikpunkt 3: Billigimporte 
verschärfen Eurokrise 

Wie die Zahl der Konzerne und 
Handelspartner wird auch die Zahl 
der Handelsgüter und mit ihnen die 
Vielfalt des Angebots an den Märk-
ten zurückgehen. Preisgünstig er-
scheinende einheitliche Massengü-
ter werden sich noch stärker gegen 
regionale Spezialitäten durchsetzen. 
Die schon jetzt nicht wettbewerbs-

fähigen und übermäßig importab-
hängigen Krisenländer der Euro-
zone werden dadurch einen neuen 
Schub der De-Industrialisierung 
und Staatsverschuldung erleben. 
Die Eurokrise wird sich verschlim-
mern, die Rettungsschirme noch 
unwirksamer werden.

Kritikpunkt 4: Staaten 
verlieren Souveränität 

Der TTIP-Block, auf den 47 % des 
Weltsozialprodukts und 44 % des 
Welthandels entfällt, wird seine 
Macht zur Knebelung kleinerer 
Staaten einsetzen, um sie, unter 
Preisdiktat, in die Rolle willfähri-
ger Zulieferer von Rohstoffen und 
Zwischenprodukten zu zwingen. 
Zudem werden Konzentrationspro-
zess und Dumping den Preiswettbe-
werb mit asiatischen Produzenten 
von Massengütern anheizen und 
den Teufelskreis wechselseitiger Re-
aktionen beschleunigen. Am Ende 
könnte das schon geplante Transpa-
zifische Abkommen (TPP) die Welt 
in eine einzige Freihandelszone ver-
wandeln. Auf der Suche nach güns-
tigen Standortbedingungen wird 
die ständige Verlagerung von unter-
nehmerischem Sach- und Geldka-

Im Mittelpunkt steht nicht 
der Abbau von Zöllen, sondern von sozialen 

 und ökologischen Standards.

Im vereinten Filz ist auch diesmal 
für die Verhandlungen wieder Geheimhaltung 

vereinbart worden. 
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pital samt der zugehörigen Arbeits-
plätze noch chaotischer verlaufen 
und die Unsicherheiten für die ab-
hängig Beschäftigten erhöhen.

Kritikpunkt 5: Transportwege 
vervielfachen sich 

Durch den verstärkten Konzentra-
tionsprozess und die absurde terri-
toriale Spezialisierung werden häu-
fi gere und längere Transportwege 
anfallen und die transportbeding-
ten Emissionen und Umweltbelas-
tungen in die Höhe treiben. Das 
entsprechende reale Welthandels-
volumen, das seit der Finanzmarkt-
krise wieder mit rund 10 % pro Jahr 

wächst, wird dem realen Weltso-
zialprodukt mit seinem besonders 
von China befl ügelten Wachstum 
von 4 % und mehr noch dem seit 
Jahren stagnierenden europäischen 
Sozialprodukt immer schneller da-
voneilen.

Gegenstrategie: dezentrale 
Politik und Wirtschaft 

Insgesamt wird der Wettbewerb 
auf der Grundlage von (absoluten) 
Preisen in der Leitwährung Dollar, 
der ohne relativierenden Einfl uss 
von Wechselkursen stattfi ndet, 
alle Arten der Rationalisierung 
und Automatisierung wie auch des 
Dumpings begünstigen und ein be-

kanntes Paradoxon noch deutlicher 
hervorkehren: Einerseits werden 
Arbeitsplätze mit niedriger und 
mittlerer Qualifi kation vernichtet 
werden, andererseits wird sich der 
Fachkräftemangel an Orten auswei-
ten, an denen für globale Märkte 
optimierte Massengüter hoch spezi-
alisiert und kapitalintensiv produ-
ziert werden.

Wer die TTIP-Gewinner sind, 
liegt auf der Hand: all jene Kon-
zerne, die systemkonform und op-
portunistisch auf den deregulierten 
Weltmärkten die größte Verdrän-
gungskraft entwickeln, aber auch 
viele kleine innovative Nischenan-
bieter und all die hoch spezialisier-
ten Beschäftigten, deren Arbeits-
plätze (noch) sicher sind. Aber das 
darf kein Trost für die benachtei-
ligte Mehrheit und den Ausverkauf 
der Umwelt sein. 

Nachhaltige gesellschaftliche 
Wohlfahrt erfordert – unter den 

Skandalös ist, dass Lobbyisten
exklusiven Zugang zu Verhandlungsführern

und Dokumenten haben.
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Gerd Zeitler
Der Freihandelskrieg
Von der neoliberalen 
zur zivilisierten 
Globalisierung
Monsenstein und 
Vannerdat, 2006
392 Seiten, 19.50 Euro
978-3-86582-376-2

unverdächtigen Maximen von De-
mokratie und Marktwirtschaft 
– dezentrale politische Entschei-
dungsgewalt und dezentrale wirt-
schaftliche Strukturen, abgesichert 

durch einen Außenhandel, der 
mittels Wechselkursen, Zöllen und 
Mengenbeschränkungen die so 
unterschiedlichen nationalen Ge-
gebenheiten zum Wohle aller Men-
schen untereinander verträglich 
macht.                  

 |  DEMOKRATIE

Organklage gegen die neue 3 %-Sperrklausel

„Das Salz in der Suppe“
Die Verhandlung der Klage von ÖDP und anderen Parteien gegen die 3 %-Klausel bei den
Europawahlen hat begonnen. Das Bundesverfassungsgericht hegt durchaus Vorbehalte gegen die 
neue Regelung, hat es doch erst vor drei Jahren die damals geltende 5 %-Klausel für unrechtmäßig 
erklärt. Nun muss es prüfen, ob die damals maßgeblichen Argumente nicht mehr gelten. 

von Günther Hartmann
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B is zum Urteil wird es noch 
dauern, doch die Klage gegen 
die 3 %-Klausel bei der Euro-

pawahl ging am 18. Dezember 2013 
in die heiße Phase. Da fand in Karls-
ruhe vor dem Bundesverfassungs-
gericht die mündliche Anhörung 
statt. „Jede Sperrklausel stellt einen 
Eingriff  in die Chancengleichheit 
der politischen Parteien dar“, be-
tonte Andreas Vosskuhle, der Präsi-
dent des Bundesverfassungsgerichts, 
„doch kann ein solcher Eingriff  auf-
grund bestimmter rechtlicher und 
bestimmter tatsächlicher Verhält-
nisse gerechtfertigt sein.“ Als nicht 
gerechtfertigt hatte das Gericht im 
Jahr 2011 die 5 %-Klausel angese-
hen und gekippt, denn es sei nicht 
erkennbar gewesen, dass die Funk-
tionsfähigkeit des EU-Parlaments 
bei einem Wegfall der Sperrklausel 
und einer Zunahme der vertretenen 
Parteien maßgeblich beeinträchtigt 
würde, sagte Voßkuhle.

Hat sich nun eigentlich
etwas geändert?

Bundestag und Bundesrat muss-
ten sich nach dem Urteil also auf 
ein neues Wahlrecht einigen. Doch 
anstatt bei den Europawahlen 
künftig auf eine Sperrklausel ganz 
zu verzichten, entschieden sich im 
Sommer 2013 fast allen Abgeord-
neten von CDU/CSU, SPD, FDP 
und Bündnis 90/Grüne dafür, dass 

eine 3 %-Klausel gelten 
soll. Am 7. Oktober 2013 
unterschrieb dann auch 
Bundespräsident Joachim
Gauck das Gesetz. Nun 
müsse untersucht wer-
den, inwieweit sich eine 
3 %-Klausel in ihren 
Auswirkungen von einer 
5 %-Klausel unterscheidet 
und ob sich die rechtlichen 
und tatsächlichen Um-
stände seit 2011 geändert 
haben, erklärte Voßkuhle. 
Michael Gerhardt, der Berichter-
statter des Zweiten Senats in dem 
Verfahren, sagte, er sehe nicht, „dass 

neue Umstände zur Rechtfertigung 
einer Sperrklausel eingetreten sind“.

Kleinparteien – 
das Salz in der Suppe

Verfechter der 3 %-Klausel wie 
Martin Schulz (SPD), Axel Schäfer 
(SPD) und Volker Beck (Grüne) 
rechtfertigten diese als Maßnahme 
für politische Stabilität und stellten 
kleinere Parteien unter den Gene-
ralverdacht, extremistisch zu sein. 
Als „Salz in der Suppe“ bezeichnete 
sie dagegen Voßkuhle und hob her-

vor, sie machten das politische Le-
ben bunter und brächten neue Ide-
en in die politischen Diskussionen. 

Geklagt hatten insgesamt 19 kleine 
Gruppierungen, weil sich sich in 
ihren demokratischen Rechten be-
schnitten sehen. Prominentester 
Akteur ist dabei wohl der renom-
mierte Verfassungsrechtler Hans 
Herbert von Arnim, der als Prozess-
bevollmächtigter der Ökologisch-
Demokratischen Partei (ÖDP) und 
der Freien Wähler auftritt. Das Ur-
teil soll noch im Frühjahr fallen, 
sodass es noch rechtzeitig vor der 
nächsten Europa-Wahl am 25. Mai 
2014 umgesetzt werden kann.          

ÖDP-Bundesvorsitzender Sebastian Franken-
berger gibt im Foyer des Bundesverfassungs-
gerichts den Vertretern der Medien Interviews.

Nun muss untersucht werden, inwieweit
sich eine 3 %- von einer 5 %-Klausel unterscheidet.
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Argumentation des Prozessbevollmächtigten 

„Jede Sperrklausel 
ist verfassungswidrig“

Am 9. November 2011 erklärte das Bundesverfassungsgericht die 
5 %-Sperrklausel bei der Europawahl für verfassungswidrig. Am 7. Oktober 
2013 unterschrieb Bundespräsident Joachim Gauck das Gesetz für eine 
3 %-Sperrklausel, dem vorher fast alle Abgeordneten von CDU/CSU, SPD, 
FDP und Bündnis 90/Grüne zugestimmt hatten. Die ÖDP und die Freien 
Wähler klagen dagegen. Als Prozessbevollmächtigter vertritt sie

Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim

ich nur mithilfe des Informations-
freiheitsgesetzes herangekommen 
bin. Darin wird am Beispiel einer 
2,5 %-Hürde von der neuerlichen 
Einführung einer Sperrklausel bei 
Europawahlen dringend abgeraten, 
da auch diese dem Urteil definitiv 
widersprechen würde (Analyse liegt 
bei).

6 Der – für Verfassungsrechtler 
unübersehbare – Widerspruch 

des 3 %-Gesetzes zum Urteil von 
2011 war auch der Grund für den 
Appell von 34 Staatsrechtslehrern. 
Sie rieten dem Bundestag und den 
anderen Verfassungsorganen drin-

S tatement auf der Pressekon-
ferenz zur Vorstellung der 
Organklage der Freien Wäh-

ler und der Ökologisch-Demo-
kratischen Partei sowie der Ver-
fassungsbeschwerden von Hubert 
Aiwanger und Sebastian Franken-
berger gegen die 3 %-Sperrklausel 
bei der Europawahl am 14. Okto- 
ber 2013 in Berlin: 

1 Die 3 %-Sperrklausel bei Euro-
pawahlen ist verfassungswid-

rig. Sie verletzt die Rechte kleinerer 
Parteien und ihrer Wähler massiv, 
ohne dass es dafür eine entspre-
chend gewichtige Rechtfertigung 
gäbe. Denn die Stimmen, die dem 
Fallbeil der Sperrklausel zum Opfer 
fallen, fallen nicht einfach nur unter 
den Tisch, wie immer geschrieben 
wird, sondern kommen auch noch 
ganz anderen, konkurrierenden 
Parteien zugute. So hätten bei der 
Europawahl 2009 nach dem Wil-
len der Wähler sieben kleineren 
Parteien, die damals alle weniger 
als 3 % der Stimmen erlangt hat-
ten, acht Mandate zugestanden, 
darunter den Freien Wählern zwei 

Mandate und der ÖDP ein Man-
dat. Tatsächlich brachten die für sie 
abgegebenen Stimmen – entgegen 
dem Wählerwillen – acht Abgeord-
nete von fünf ganz anderen Parteien 
ins Europäische Parlament: je zwei 
der CDU, der SPD und der Grünen 
sowie je einen der FDP und der 
CSU. Im Europäischen Parlament 
sind also acht deutsche Abgeord-
nete, die in Wahrheit gar nicht vom 
Volk gewählt sind, sondern ihren 
Einzug in Brüssel allein der verfas-
sungswidrigen Sperrklausel verdan-
ken. 

2 Insgesamt kamen so bei der 
Europawahl 2009 2,8 Mio. 

Stimmen Parteien zugute, für die 
sie gar nicht bestimmt waren. Das 
waren 10,8 % der abgegebenen 
Stimmen.

3 Darin liegt ein grober Ver-
stoß gegen die Gerechtigkeit, 

ein Widerspruch zur Gleichheit 
des Wahlrechts und zur Chancen-
gleichheit der Parteien, also den bei-
den gewichtigsten demokratischen 
Verfassungssätzen.

4 Das Bundesverfassungsgericht 
hat in seinem Urteil vom 9. 

November 2011 formal zwar nur 
die 5 %-Klausel für nichtig erklärt. 
Nach den ebenfalls verbindlichen 
tragenden Gründen seiner Ent-
scheidung ist aber jede Sperrklausel 
bei Europawahlen verfassungswid-
rig. 

5 Wenn man noch Zweifel hegen 
sollte, so werden diese durch 

eine lange unter Verschluss gehalte-
ne Expertise beseitigt, die das Bun-
desinnenministerium, also das für 
Verfassungsfragen zuständige Mi-
nisterium, gefertigt hat und an die 

gend davon ab, eine 3 %-Sperr-
klausel einzuführen (liegt ebenfalls 
bei) – eine Koinzidenz, denn die 
Expertise des Ministeriums war bei 
Abfassung des Appells noch nicht 
bekannt.

7 Angesichts des Urteils von 
2011, das an Klarheit nichts zu 

wünschen übrig lässt, und ange-
sichts der Analyse des Innenminis-
teriums sowie des Staatsrechtsleh-
rer-Appells erhebt sich die Frage, 
was die Fraktionen des Bundestags 
(mit Ausnahme der Linken) bewo-
gen haben mag, dennoch wieder 
eine Sperrklausel einzuführen.

8 Manche berufen sich auf das 
Minderheitsvotum der Rich-

ter Mellinghoff und Di Fabio. Das 
Urteil ist zwar mit einer Mehrheit 
von 5:3 Stimmen ergangen, bindet 
aber dennoch genau so wie ein 8:0 
ergangenes Urteil. Beide Richter 
sind nach Ablauf ihrer 12-jährigen 
Amtszeit inzwischen ausgeschie-
den. Sie können bei einem neuen 
Urteil also nicht mehr gegenhalten. 
Im Übrigen hatten sie mit ihren Ar-
gumenten auch kein Gehör bei der 
Mehrheit des Gerichts gefunden.

9 Die beiden Richter wenden 
sich zum einen dagegen, dass 

Die beiden Kläger und ihr Prozessbevollmächtigter auf der Pressekonferenz zur Organ-
klage (v.l.n.r.): Hubert Aiwanger (Freie Wähler), Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim, Seba-
stian Frankenberger (ÖDP)

Die beiden Kläger und ihr Prozessbevollmächtigter auf der Pressekonferenz zur Organklage (v.l.n.r.): Hubert Aiwanger (Freie Wähler), 
Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim und Sebastian Frankenberger (ÖDP)
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das Gericht bei Entscheidungen des 
Bundestags in eigener Sache streng 
prüft, weil dann die Gefahr besteht, 
dass der Bundestag sich nicht mehr 
am Gemeinwohl orientiert, son-
dern an den Interessen der eigenen 
Parteien an Macht und Mandaten. 
Doch dieser Grundsatz leuchtet 
nicht nur unmittelbar ein, er ist 
auch nicht neu; er wurde bereits 
2008 zugrunde gelegt, als derselbe 
Zweite Senat die Sperrklausel bei 
Kommunalwahlen für verfassungs-
widrig erklärte. 

10 Die beiden Dissenter be-
rufen sich – zweitens –

auf die vielen Abgeordneten, die in 
der mündlichen Verhandlung im 
Mai 2011 für den Fortbestand der 
Sperrklausel eintraten. Aber darf 
man wirklich die Frösche fragen, 
wenn man den Sumpf trockenlegen 
will?

11 Sie berufen sich – drittens –
auch darauf, dass im Falle 

einer reinen Mehrheitswahl noch 
viel mehr Stimmen nicht zum Zuge 
kommen könnten. Doch eine Mehr-
heitswahl schließt das Europarecht 
zwingend aus. Im Übrigen stellt 
eine solche Argumentation, mit der 
sogar eine 30 %-Klausel gerechtfer-
tigt werden könnte, einen krassen 
Systembruch dar, weshalb das Bun-
desverfassungsgericht sie immer 
schon zurückgewiesen hat.

12 Manche Kommentatoren 
behaupten, im Urteil von 

2011 komme eine Geringschätzung 
des Europäischen Parlaments zum 
Ausdruck. Tatsächlich aber hat das 
Gericht gar nicht auf die Bedeu-
tung des Europäischen Parlaments 
abgehoben, sonst müssten auch die 
Sperrklauseln bei deutschen Land-
tagswahlen fallen; die Landespar-
lamente sind – im Verhältnis zum 

Bundestag – ja von deutlich gerin-
gerem Gewicht. Das Gericht hat die 
große, im Laufe der Zeit immer wei-
ter angewachsene Bedeutung des 
Europäischen Parlaments vielmehr 
durchaus anerkannt. Entscheidend 
für die Verfassungswidrigkeit der 
Sperrklausel war die völlig andere 
Struktur, die eine Sperrklausel zur 
Sicherung der Funktionsfähigkeit 

des Europäischen Parlaments nicht 
nötig macht.

13 Das Europäische Parla-
ment wählt – anders als 

der Bundestag und die Landtage –
keine Regierung, die auf das fort-
dauernde Vertrauen des Parlaments 
angewiesen wäre. Zudem stimmen 
die EVP- und die S&D-Fraktionen, 
die regelmäßig über zwei Drittel der 
Sitze verfügen, fast immer gemein-
sam ab. Deshalb kann es die Funk-
tionsfähigkeit des Europäischen 
Parlaments nicht wesentlich beein-
trächtigen, wenn zu den 162 Partei-
en, die schon nach der Wahl 2009 
darin vertreten waren, noch einige 
aus Deutschland hinzukommen. 
Dies hätte gerade mal 1 % der 765 
Mitglieder des Europäischen Parla-
ments ausgemacht. 

14 Auch das gängige Argu-
ment, die 3 %-Klausel be-

deute einen geringeren Eingriff  in 
die Gleichheit des Wahlrechts und 
die Chancengleichheit der Partei-
en als eine 5 %-Klausel, ist nicht 
schlüssig. Denn das Gericht hebt 
auf die Relation zwischen dem Ein-
griff  und dem dadurch erreichten 
Eff ekt für die Funktionsfähigkeit 
des Parlaments ab, und da bei einer 
3%-Klausel auch der Eff ekt verrin-
gert wird, bleibt die Relation unver-
ändert verfassungswidrig.

15 Die Verfassungswidrigkeit 
einer 3 %-Klausel folgt im 

Übrigen schon daraus, dass 2009 
nur Parteien mit weniger als 3 % 
der Stimmen, die allenfalls ein oder 
zwei Abgeordnete ins Europäische 
Parlament gebracht hätten, der 
5 %-Klausel zum Opfer fi elen. So 
heißt es z. B. in Absatz-Nr. 102 des 
Urteils von 2011: „Es ist nicht er-
kennbar, dass durch die Zunahme 
von Parteien mit einem oder zwei 

Verfahren noch gar nicht festgelegt 
hat, könnte damit die Sperrklausel 
keineswegs gerechtfertigt werden. 
Denn das Bundesverfassungsge-
richt hatte in seinem Urteil von 2011 
auch diese Konstellation bereits ein-
bezogen, ohne dass daran die Fest-
stellung der Verfassungswidrigkeit 
der Sperrklausel gescheitert wäre.

19 Der Bundestag war sich bei 
seiner Entscheidung über 

das 3 %-Gesetz des verfassungs-
rechtlichen Parforce-Ritts über den 
Bodensee, wie es ein Abgeordne-
ter ausdrückte, durchaus bewusst. 
Deshalb wurde das Gesetz im me-
dialen Windschatten der damaligen 
Flut und der ESM-Verhandlung in 
Karlsruhe in kaum mehr als einer 
Woche – und unter Verletzung der 
Grundsätze guter Gesetzgebung, 
wie sie in der Geschäftsordnung 
des Bundestags niedergelegt sind –
durchgepeitscht, der Staatsrechts-
lehrer-Appell unterdrückt und die 
ministerielle Analyse ignoriert. 

20 Nicht nachvollziehbar ist, 
warum der Bundesprä-

sident dann drei Monate brauch-
te, um das Gesetz am 7. Oktober 
schließlich doch zu unterzeichnen. 
Durch die anhaltende öff entliche 
Unsicherheit über den Bestand der 
Sperrklausel werden kleinere Par-
teien in ihren Wahlvorbereitungen 
erheblich beeinträchtigt. Die Freien 
Wähler und die Ökologisch-Demo-
kratische Partei haben das Bundes-
verfassungsgericht deshalb um eine 
möglichst rasche Entscheidung ge-
beten.

21 Es sei auch daran erinnert, 
dass der Europäische Ge-

richtshof für Menschenrechte fest-
gestellt hat, dass die wesentlichen 
Regelungen des Wahlrechts mindes-
tens ein Jahr vor der Wahl feststehen 

Hans Herbert von Arnim, Jahrgang 
1939, studierte Jura und Wirtschafts-
wissenschaft, leitete von 1968 bis 1978 
das Karl-Bräuer-Institut des Bundes der 
Steuerzahler, promovierte, habilitierte, 
war ab 1978 Professor in Marburg und 
ab 1981 an der Deutschen Universität 
für Verwaltungswissenschaften Speyer. 
Seit 2005 ist er pensioniert, aber noch 
für die Hochschule tätig. Zu seinen 
Forschungsschwerpunkten gehörten 
Verfassungsrecht, Demokratietheorie, 
Parteienrecht und Politikfi nanzierung. 
Bekannt wurde er als engagierter und 
kompetenter Parteienkritiker. Mit 30 
weiteren Verfassungsrechtlern und rund 
500 Bürgern – darunter der damalige 
ÖDP-Bundesvorsitzende Klaus Buchner 
– klagte er 2010 beim Bundesverfas-
sungsgericht gegen die 5 %-Sperrklausel 
bei der Europawahl. 

www.arnimvon.de 

Abgeordneten im Europäischen 
Parlament dessen Funktionsfähig-
keit mit der erforderlichen Wahr-
scheinlichkeit beeinträchtigt wür-
de.“

16 Die Bedeutung kleiner 
Parteien, die im Berliner 

Betrieb, wo die Bundestagsparteien 
natürlich das Sagen haben, leicht 
übersehen wird, hat das Bundes-
verfassungsgericht in einem Urteil 
von 2004 hervorgehoben: Kleine 
Parteien und ihre innovativen Pro-
gramme „können die Lernfähigkeit 
des politischen Systems“ stärken; 
sie zwingen „die etablierten Par-
teien zu einer Rückkoppelung mit 
dem Volk, um dem Aufkommen 
neuer Konkurrenten und einem 
Erfolg kleiner Wettbewerber nach 
Möglichkeit entgegenzutreten“ 
(BVerfGE 111, 382 [405]).

17 Die Begründungen, die 
die Initiatoren des 3 %-Ge-

setzes nachgeschoben haben, hal-
ten einer Nachprüfung ebenfalls 
nicht stand. Die wesentlich von 
deutschen Europapolitikern initi-
ierte Entschließung des Europäi-
schen Parlaments vom 22.11.2012 
empfi ehlt „erforderliche und an-
gemessene“ Sperrklauseln. Sie ist 
aber rechtlich ganz unverbindlich. 
Zudem ist eine Sperrklausel nach 
deutschem Verfassungsrecht eben 
„unangemessen“.

18 Dass die Parteien euro-
paweit mit gemeinsamen 

Spitzenkandidaten antreten wol-
len, die dann, wenn ihre Partei die 
meisten Mandate erhält, auch ein 
Prä bei der Wahl des Kommissi-
onspräsidenten erhalten sollen, soll 
ein Element der Direktwahl der 
Exekutivspitze in die Parlaments-
wahl bringen. Abgesehen davon, 
dass die CDU / CSU sich auf dieses 

müssen (Europäischer Gerichtshof 
für Menschenrechte, Urteil vom
6. November 2013 [Ekoglast / Bulga-
rien], Absatz-Nr. 39, 68 f).                

Die vollständige Organklage gegen 
die 3 %-Klausel bei der Europawahl 
lässt sich im Internet unter folgenden 
Adressen herunterladen:
»  www.oedp.de
 Aktuelles Aktionen  Klage gegen 
die Drei-Prozent-Hürde

»  www.arnimvon.de
Veröff entlichungen  Klagen vor dem 
Bundesverfassungsgericht
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Einführung eines Elternwahlrechts

Familiengerechtigkeit 
ohne Verfassungsänderung

Die deutsche Politik ist nicht familienfreundlich. Das liegt auch daran, dass Kinder bei Wahlen kein 
Stimmrecht haben. Überlegungen, Eltern für jedes ihrer Kinder ein zusätzliches Stimmrecht zu 
geben, stoßen an verfassungsrechtliche Grenzen. Die Situation sieht aber anders aus, wenn man sie 
nicht als Stellvertreter betrachtet, sondern als das, was sie tatsächlich sind: Sorgeberechtigte. 

von Gerhart Meixner

Der von mir in der „Zeitschrift 
für Parlamentsfragen“ veröf-
fentlichte Artikel „Plädoyer 

für ein höchstpersönliches Eltern-
wahlrecht zugunsten des Kindes“ 
zeigt erstmalig in der Rechtslite-
ratur einen Weg auf, wie sich ein 
familiengerechtes Wahlrecht ohne 
Verfassungsänderung einführen 
lässt – durch einfache Erweiterun-
gen in den Wahlgesetzen auf Bun-
des- und Landesebene. Erwähnung 
fi ndet dabei auch die Tatsache, dass 
bei bayerischen Elternbeiratswah-
len sowie im Vereinsrecht längst El-
tern im eigenen Recht verfassungs-
gemäß für ihre Kinder abstimmen.

Geltendes Wahlrecht
benachteiligt Familien

Eine Alleinerziehende mit drei Kin-
dern hat bis jetzt nur eine Wahl-
stimme, zwei zusammenlebende 
Erwachsene dagegen zwei. Dies 
wirkt sich familien- und kinder-
feindlich aus, weil Politiker in Hin-
blick auf ihre Wiederwahl zwangs-
läufi g deren Interessen erstrangig 
vertreten, die ihnen besonders viele 
Stimmen verschaff en. Das geltende 
Wahlrecht widerspricht dem Art. 6 
GG, wonach familienfeindlich aus-
wirkende Gesetze verboten sind. Es 
existieren aber bisher viele familien-

feindliche bzw. familienungünstige 
Gesetze und so sind in Deutschland 
eine viel zu geringe Geburtenzahl, 
Kinder- und Familienarmut zu be-
klagen.

Jugendliche oft noch
zu unreif zum Wählen

Nach vielen Wahlaltersherabset-
zungen einfach weiterhin das Wahl-
alter kräftig herabzusetzen, ist nicht 
sinnvoll. So war im Nachrichten-
magazin „Spiegel“ vom 16.05.2011 
im Artikel „Reif für die Wahlurne“ 
zu lesen, dass Juniorwähler unter 18 
Jahren aus Protest oft extremistische 
Parteien wählen oder gar nicht zur 
Wahl gehen, weil sie sich überfor-
dert fühlten. Laut einer Studie der 
Universität Hohenheim verfügen 
16- und 17-Jährige über ein „signifi -

kant geringeres politisches Wissen“ 
als Volljährige, und zwar unabhän-
gig vom Bildungsgrad. Nach §§ 105 
ff  BGB tragen Eltern die entschei-
denden Pfl ichten für die Kinder in 
Staat und Gesellschaft. Die Eltern 
haben alle weitergehenden Willens-
entscheidungen bis zum Alter von 
18 Jahren für diese zu tragen und 
nicht die Kinder selbst.

Stimmrecht-Übertragung 
verfassungswidrig

Auch wenn man die Einbindung 
der Kinder – z. B. durch Jugend-
parlamente – sicher noch fördern 
könnte, sollten verfassungskonfor-
me Möglichkeiten verfolgt werden, 
um Eltern mit einem Stimmrecht 
für ihre noch nicht wahlberechtig-
ten Kinder auszustatten. Der falsche 

Weg besteht hierbei darin, auf ver-
fassungswidrige und aussichtslose 
Wege weiterhin zu beharren, z. B. 
auf dem Stellvertretermodell, wo-

nach die Eltern ein zu schaff endes 
Kinderwahlrecht übertragen be-
kommen sollten. Dies verstößt ge-
gen das in Art. 79 Abs. 3 GG unver-
fügbar gestellte Demokratieprinzip, 
denn bei solchermaßen angestreb-
ten Änderungen muss nicht nur 
Art. 38 (2) GG gestrichen werden, 
sondern auch alle Wahlgrundsätze 
in Art. 38 (1) GG ließen sich nicht 
mehr halten, ausgehend von der 
Unmittelbarkeit, die mit der For-

derung nach Höchstpersönlichkeit 
gleichzusetzen ist. Beleg hierzu: 
Maunz, Art. 38 GG, Rn 137 f.

Sorgeberechtigung muss
im Mittelpunkt stehen

Ein verfassungsgemäßer Lösungs-
weg lässt sich dadurch fi nden, in-
dem man mehr den Art. 6 GG und 
das Familienrecht des BGB in den 
Mittelpunkt stellt, wonach Eltern 
als Sorgeberechtigte und gesetzli-
che Vertreter zugunsten des Kin-
des höchstpersönlich, unmittelbar 
und in „dienender“ Eigenschaft 
handelten. Dabei könnten sie in-
dividualrechtlich handeln, sollten 
sich aber bei der Stimmabgabe ei-
nigen, wer von beiden die Stimme 
jeweils abgibt – wobei auch alterna-

tive Stimmabgaben möglich wären. 
Eine solche Einigung gegenüber 
dem Wahlamt ist besser als die 
grundsätzlich auch mögliche Hal-

bierung von Stimmen. Eltern könn-
ten so zeigen, dass sie nach § 107 
BGB bereit sind, zum Wohle des 
Kindes zusammenzuarbeiten. Und 
ohne diese Einigung müsste dann 
ein Elternwahlrecht verfallen.

Dieser „höchstpersönliche“ Lö-
sungsansatz widerspricht als Ein-
ziges der gegenwärtig praktizier-
ten Wahlgleichheit, wonach „jeder 
Wähler den gleichen Einfl uss auf 
das Wahlergebnis haben soll“. 

Doch ist die Wahlgleichheit ein-
fachgesetzlich durch besonders 
rechtfertigende Gründe diff eren-
zierbar – auch unter Fortführung 
der Formalisierung, die auf die Inte-
ressen des Gesamtvolkes einschließ-
lich Kind ausgeweitet werde –,
wozu vor allem „legitime verfas-
sungsrechtliche Gründe“ zählen 
(BVerfGE 124,1,18 f; st. Rspr.). In 
anderen Fällen hat der Gesetzgeber 
schon nach diesen Überlegungen 
die Wahlgleichheit einfachgesetz-
lich durchbrochen – z. B. durch die 
Einführung der 5 %-Klausel.

Insbesondere Art. 1, 3, 6 und 20 
GG sprechen für diese Wahlrechts-
reform. Auch handelten Eltern bei 
diesem Modell nicht nach einem 
verbotenen Pluralwahlrecht; die 

Stimmwerte sind zu trennen – etwa 
durch zu unterscheidende Wahl-
gänge –, wenn der wählende El-
ternteil einmal in seinem Interesse, 
einmal in einer andersartigen Ent-
scheidung im Interesse der Person 
des Kindes abstimme. Dieser neue 
rechtliche Ansatz kommt hoff ent-
lich dem Ziel eines familiengerech-
ten Wahlrechts endlich näher.       

Eine ausführliche Darstellung von Gerhart 
Meixners Überlegungen zu einem grund-
gesetzkonformen Elternwahlrecht ist in 
der „Zeitschrift für Parlamentsfragen“, 
Ausgabe 2/2013, Seite 419–426, erschie-
nen: www.zparl.nomos.de 

Ein verfassungsgemäßer Lösungsweg
lässt sich fi nden, indem man Eltern

als Sorgeberechtigte in den Mittelpunkt stellt.

Eltern könnten individualrechtlich handeln, 
sollten sich aber bei der Stimmabgabe einigen, 

wer von beiden die Stimme abgibt.

Gerhart Meixner, 
Jahrgang 1942, war 
Gymnasiallehrer 
und von 1991 bis 
2000 Vorsitzender 
im Ortsverband 
Murnau des Deut-
schen Familien-Verbands. Seine zweimal 
im Bayerischen Landtag erfolgreiche 
Petition „Einführung eines höchstper-
sönlichen Elternwahlrechts zugunsten 
Kind“ wird vom Bayerischen Innen-
ministerium blockiert.

gerhart.meixner@gmx.de
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Kongress des Diagnose-Funk e.V.

Digitale Medien –
Faszination mit Nebenwirkungen 

Fast jeder Jugendliche besitzt heute ein Smartphone, ein Tablet oder einen PC – 
und nützt es intensiv. In der breiten Öff entlichkeit sind die negativen Auswirkungen
auf die körperliche und seelische Gesundheit zwar noch kein großes Thema, doch
ein Kongress in Stuttgart befasste sich damit eingehend.

Der Kongress „Digitale Me-
dien – Faszination mit Ne-
benwirkungen“ mit über 160 

Teilnehmern, Eltern, Lehrern, Päda-
gogen, Psychotherapeuten und wei-
teren Interessierten am 12.10.2013 in 
Stuttgart fand zu einem Zeitpunkt 
statt, in dem die Rolle der digitalen 
Medien wie Smartphones, Tablet-
PCs, Facebook, Twitter, Internet 
und E-Mail wie niemals zuvor öf-
fentlich infrage gestellt werden. 

Die Technologie wirkt sich in 
einer Weise negativ auf ihre Nut-
zer aus, die erst nach und nach 
begriff en wird. Vier Hauptthemen 
prägten den Kongress und seine 
Workshops: die Auswirkungen auf 
die Sozialisation der Kinder und 
Jugendlichen, der Konsumismus 
mit seiner hohen Suchtkomponen-
te, die Aufl ösung der Privatsphäre, 
die Gesundheitsschädigung durch 
die 24-stündige Strahlenbelastung. 
Die Vorträge der Wissenschaftler 
aus dem Kriminologischen For-
schungsinstitut Niedersachsen (Dr. 
Bleckmann, Dr. Mößle) sowie der 
Medienexperten Uwe Buermann 
und Christoph Hirte (Verein Aktiv 
gegen Mediensucht) verdeutlich-
ten, dass heute schon Millionen 
Jugendliche an einem Suchtver-
halten leiden. Es wurde aufgezeigt, 

scheidendes Erziehungsmittel wird 
zunehmend ersetzt durch das Spiel 
mit und in einer virtuellen, verka-
belten oder funkbasierten Bild-
schirmrealität“, führte Hensinger 
in seiner Einleitungsrede aus. „Nur 
noch 7,7 % der 18- bis 25-Jährigen 
besitzen in Deutschland kein Smart-
phone. Wann soll noch Zeit für das 
reale Spiel sein, wenn das durch-
schnittliche US-amerikanische Kind
zwischen 8 und 18 Jahren 7,5 Stun-
den am Tag elektronischen Medien 

Tagungsband zum Kongress
am 12.10. 2013 in Stuttgart

Digitale Medien – Faszination
mit Nebenwirkungen
Veranstalter und Herausgeber: 
Diagnose-Funk e. V.
Format A4, farbig, mit vielen
Abbildungen, Preis:15,00 Euro
Diagnose-Funk Versand
Palleskestraße 30
65929 Frankfurt

Fax: +49 (0)69 36 70 42 06
bestellung@diagnose-funk.de  

http://www.info.diagnose-funk.
org/dokumentationen/tagungs-
band-kongress-2013.php

Das reale schöpferische Spiel unter Kindern
wird zunehmend ersetzt durch das Spiel mit

und in einer virtuellen, verkabelten
oder funkbasierten Bildschirmrealität.

ausgesetzt ist? Welche Chance hat 
der Umweltschutz, die Achtung vor 
der Biosphäre, wenn die Jüngsten 
nur noch an Entertainment-Medien 
kleben und nicht mehr auf Bäume 
steigen, wenn ihr Bewegungsradius 
seit den 1970er-Jahren um 90 % ab-
genommen hat?“ 

Die Faszination der technolo-
gischen Möglichkeiten scheint 
die Problematiken zu verdrängen. 
Es wird sich nur etwas ändern, 
wenn Eltern, Erzieher, Pädagogen,

Wissenschaftler und Umweltver-
bände weiterhin hartnäckig in dif-
ferenzierter Auseinandersetzung für 
die Umsetzung von Alternativen 
eintreten. Gerade hierzu hat der 
Kongress den Teilnehmern Mut ge-
macht. 

Die Einleitungsrede als PDF 
und weitere Informationen unter: 
www.diagnose-funk.org/ueber-
diagnose-funk/veranstaltungen/
kongress-2013/einleitungsvortag.
php                                                       

dass die Wissenschaft Lösungen 
anbietet, wie zur „Medienmündig-
keit“ erzogen werden kann, wenn 
man sich nicht Industrie-Interessen 
unterwirft. „Für den Verbraucher-
schutz ist es heute notwendig, dass 
er den ganzen Menschen erfasst, 
die gesundheitlichen und psycho-

sozialen Aspekte berücksichtigt“, so 
Peter Hensinger, Vorstandsmitglied 
von Diagnose-Funk e.V. 

„Mit dem Kongress wurde allen 
Beteiligten die Tragweite der zuneh-
menden Digitalisierung des Alltags 
verdeutlicht. Das reale schöpferi-
sche Spiel unter Kindern als ent-
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Kai Horstmann,
Jahrgang 1963, lebt als Journalist und 
Fotograf in Berlin. 

www.kai-horstmann.de

 |  TIERSCHUTZ

Tierquälerei durch perverse Züchtung

Der Mensch bastelt sich
einWunschtier

Um 9.30 Uhr steht bei Tierarzt Dr. Renato Rafael eine vermeidbare Operation
auf dem Terminplan. Vermeidbar, weil seine Patientin aus einer „Qualzucht“
stammt. Eigentlich darf es so eine Zucht nicht geben. 

von Kai Horstmann

Laut Paragraf 11a des Tier-
schutzgesetzes ist es „verbo-
ten, Wirbeltiere zu züchten 

oder durch bio- oder gentechnische 
Maßnahmen zu verändern, wenn 
damit gerechnet werden muss, dass 
bei der Nachzucht (...) Organe für 
den artgerechten Gebrauch fehlen 
oder untauglich oder umgestaltet 
sind und hierdurch Schmerzen, Lei-
den oder Schäden auftreten“.
Trotzdem ist Qualzucht gang und 
gäbe, wie Dr. Rafael weiß. „Richtig 
ist, dass die Zucht immer mehr ins 
Extreme geht und unbewusst ana-
tomische Defekte herangezüchtet 
werden, weil nur nach ,Schönheit‘ 
gezüchtet wird. Die Hunde leiden 
unter Atemnot, Rückenproblemen 
und extremer Hitzeanfälligkeit.“

In den vergangenen sieben Jah-
ren nahmen in seiner Praxis die 
Operationen infolge rassespezifi -
scher Erkrankungen stetig zu. Die-
ses Jahr sind es um die 50. Jetzt 
steht die nächste an. Die Franzö-
sische Bulldogge Bärbel (2) kann 
nicht richtig atmen.

Die Französische Bulldogge ist 
nach Ansicht der weltgrößten Tier-
schutzorganisation Humane Socie-
ty das extremste Beispiel für Qual-
zucht. Zur Atemnot, die zum Tod 
führen kann, kommen Augen- und 
Ohrenprobleme sowie Hautent-

zündungen, auch Behinderungen 
im Bewegungsapparat. Die durch-
schnittliche Lebensdauer der Tiere 
liegt bei nur sechs Jahren.

Auch das Tierheim Berlin küm-
mert sich zunehmend um Hunde, 
die qualzucht-typische Leiden ha-
ben. Zum Beispiel um den Mops: 
Bei ihm gelten eine fl ache Nase 
und eine heraushängende Zunge 
als Schönheitsmerkmal; durch die 
Zucht verkleinert sich der Mund-
raum, aber nicht Weichteile wie die 
Zunge. „Es gibt Möpse, da passt die 
Zunge kaum mehr in den Mund“, 
beklagt Tierheim-Sprecherin Beate 
Kaminski. „Einzelne Hundehalter 

fi nden die Hechelgeräusche lustig, 
obwohl der Mops unter Atemnot 
leidet.“

Die meisten Qualzuchten ent-
stehen aus einem ästhetischen 
Anspruch. „Der Mensch bastelt 
sich sein Wunschtier“, sagt Beate 
Kaminski. „Das hat mit Tierliebe 
nichts zu tun.“ Und stellten sich 
dann gesundheitliche Probleme ein, 
gäben viele Besitzer ihre Tiere ab, 
um Kosten zu vermeiden.

Shar-Pei Leo (8) wurde abge-
geben. Seine Rasse, ursprünglich 
in China gezüchtet, hat besonders 
große Falten, in denen sich Bakte-
rien absetzen, die Hautentzündun-
gen und Haarausfall verursachen. 
Damit nicht genug. „Die Lefzen 
bei dem Shar-Pei haben teilwei-
se so große Wassereinlagerungen, 
dass sie sich beim Fressen beißen 
und vor dem Futternapf Angst ha-
ben“, erklärt Dr. Rafael, während er 
Bulldogge Bärbel die Narkose gibt. 

Dann fi xiert er in ihrem Maul eine 
Spange, damit er Platz zum Operie-
ren hat. Er schiebt ein Endoskop in 
ihre Nase. Nach wenigen Millime-
tern ist Schluss. „So kann der Hund 
nicht atmen – die Nase ist so gut 
wie zu.“ Er wird die Nasenlöcher 
erweitern, das Gaumensegel kürzen 
und Teile der Mandeln entfernen.

Auch Basset Charles (6), eben-
falls im Tierheim Berlin abgege-
ben, ist ein Zuchtopfer. „Der Basset 

hat einen zu langen und massigen 
Körper mit zu kurzen Beinen. Da-
raus ergeben sich Schwierigkeiten 
beim Laufen. Die Beine stellen sich 
schräg“, erklärt Xenia Katzurke, 
Tierärztin im Heim. „Dazu leidet 
die Rasse unter Senkrücken und 
Problemen mit den Augenlidern, 
die sich nach unten und nach außen 
rollen.“ Für sie sind an diesen Prob-
lemen gewissenlose Züchter schuld. 
„Qualzucht entsteht dort, wo das 
Aussehen wichtiger ist als die Ge-
sundheit eines Hundes.“

Uwe Schmidt, Stellvertretender 
Berliner Landesvorsitzender des 
Verbandes für das Deutsche Hun-
dewesen (VDH), hält das Wort 
„Qualzucht“ für ein Schlagwort 
wie „Kampfhund“. „Der Hunde-
besitzer muss sich vor dem Kauf 
erkundigen: Will er einen sportli-
chen Hund oder einen, der nicht so 
sehr belastbar ist. Deshalb gibt es ja 
auch die verschiedenen Hunderas-
sen. Zur Qual wird es erst für den 
Hund, wenn ich ihn überlaste.“

Überlastung durch maßlose 
Spaziergänge oder Gendefekt durch 
gewissenlose Zucht? Darüber strei-
ten vor dem Amtsgericht Ingolstadt 

das Frauchen von Mops Emma 
und eine Züchterin. Die zweijäh-
rige Hündin hat Arthrose, die mit 
Schmerzmitteln und Akupunktur 
gelindert wird. Die Besitzerin for-
dert von der Züchterin den Kauf-
preis von 700 Euro zurück. Ein 
Gutachten soll Klarheit bringen.

Bulldogge Bärbel hat den Ein-
griff  hinter sich, Dr. Rafael legt die 
noch narkotisierte Hündin auf das 
Ruhekissen. Da kommt schon der 
nächste Patient. Es ist wieder eine 
Bulldogge, auch sie bekommt zu 
wenig Luft. Erst im Frühjahr habe 
sie den Rüden von einem VDH-
Züchter gekauft, sagt Anja Arndt, 
für fast 2.000 Euro. Dr. Rafael wie-
derholt die vorherige OP, sagt: „Wir 
Tierärzte reparieren hier bewusst 
angezüchtete Mängel.“

Der Basset zum Beispiel. „Jeder 
Basset hat eine feste Beschreibung 
der Körperform, den Standard, der 
von den einzelnen Rassezuchtver-
bänden festgelegt wird“, erklärt 
Uwe Schäfer vom VDH. „Auf Aus-
stellungen kann kein Hund, der 
wie ein Basset aussieht, aber zum 
Beispiel nur 15 statt 20 Kilogramm 
wiegt, als ein Basset anerkannt wer-

den. Somit kann der Besitzer für 
seinen Hund auch keinen Preis be-
kommen.“

Schmidt selbst hat einen Bel-
gischen Schäferhund, der seinem 
deutschen Verwandten den Rang 
abgelaufen hat – auch als Polizei-
hund. Der Deutsche Schäferhund 
sank in der Gunst der Hundehalter 
wegen einer erblichen Hüftgelenks-
dysplasie. Auch andere großwüch-
sige Rassen haben diese schmerz-
hafte Fehlbildung: Bernhardiner, 
Boxer, Deutsche Dogge, Leonberger, 
Mastiff , Neufundländer, Retriever, 
Rottweiler.

Beim Deutschen Schäferhund 
habe jetzt „ein klares Umdenken 
eingesetzt“, versichert Schmidt. 
„Der Standard-Schäferhund hat 
jetzt wieder einen geraden Rücken 
und wird, bevor er in die Zucht 
geht, auf eine starke Hinterhand 
untersucht.“

Dr. Rafael gibt dem VDH nicht 
die Alleinschuld an Qualzuchten. 
„Mit Beginn der ersten Ausstellun-
gen wurden den Hunden die Lei-
den angezüchtet, manche Rassen 
entwickelten sich zur Karikatur. 
Verantwortlich für die Rassestan-
dards sind die einzelnen Rasseclubs 
im VDH und diese richten sich 
nach den Standards des internatio-
nalen Zuchtverbandes FCI. Und die 
bestimmen diese Standards.“

Bärbel erholt sich schnell von 
ihrer Operation. Schon am Abend 
frisst sie wieder. Ihr Frauchen Sa-
bine Kilian ist erleichtert: „Bärbel 
geht es endlich richtig gut: Sie läuft 
jetzt viel mehr und tobt herum.“    

Das ist Basset Charles. Tierärtztin Xenia Katzurke: „Die Rasse leidet unter Senkrücken und 
Problemen mit den Augenlidern.“

Die meisten Qualzuchten entstehen aus
einem ästhetischen Anspruch.
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Neues aus dem Bundesverband
von Dr. Claudius Moseler

Dr. Claudius 
Moseler
Generalsekretär, 
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Kommunalpoliti-
sches Büro,  
Neckarstr. 27 – 29, 55118 Mainz, 
Tel. (0 61 31) 67 98 20, Fax (0 61 31) 
67 98 15, Mobil (01 60) 87 10 542

politik@oedp.de

|  ÖDP INTERN

Liebe ÖDP-Mitglieder,

wichtige Wahlen liegen vor uns: Im März finden in 
Bayern Kommunalwahlen statt. Unser Ziel ist es, die 
Anzahl unserer Mandatsträgerinnen und Mandats-
träger weiter auszubauen und so ökologisch-demo-
kratische Politik in den Kommunen umzusetzen. Im 
Mai werden dann die kommunalen Vertretungen in 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen-Anhalt und Thüringen gewählt. 
Auch hier möchten wir unsere Mandate steigern. 
Ebenfalls im Mai dürfen die Wählerinnen und Wähler 
über die Zusammensetzung des Europäischen Parla-
ments abstimmen. Aller Voraussicht nach wird es bei 
dieser Europawahl keine 3 %-Hürde geben. Deshalb 
sind wir zuversichtlich, mit zwei oder drei Mandaten 

in das Europäische Parlament einzuziehen. Der Bun-
desparteitag im November in Eichstätt wählte Prof. 
Dr. Klaus Buchner auf Platz 1 der Europaliste, mich – 
Sebastian Frankenberger – auf Platz 2 und meine 
Stellvertreterin im Bundesvorstand, Susann Mai, auf 
Platz 3. 

Das europapolitische Kurzprogramm haben die 
Delegierten ebenfalls verabschiedet. Ein wesentli-
cher Programmpunkt darin ist die Kritik am Dogma 
des Wirtschaftswachstums. Die ÖDP steht für eine 
Wirtschaftsordnung, die ökologisches, soziales und 
gemeinwohlorientiertes Handeln fördert. Auf euro-
päischer Ebene herrscht derzeit noch die neoliberale 
Ideologie vor, die auf Wirtschaftswachstum, hohe 
Kapitalrenditen und die Selbstregulierungsmecha-
nismen der Märkte setzt. Wohin das führt, kann man 

An alle Mitglieder 
von Sebastian Frankenberger

an den Umweltzerstörungen ebenso ablesen wie an 
den wiederkehrenden Finanzmarktkrisen. Daher for-
dert die ÖDP eine Wirtschaftsform ohne Zwang zu 
ständigem Wachstum. Sie bekennt sich in wesent-
lichen Teilen zu der Idee der Postwachstumsökono-
mie, die vom Grundsatz „Weniger ist mehr!“ geleitet 
wird. Wir wollen mit weniger materiellem Aufwand 
mehr Lebensqualität erreichen. Dazu bedarf es eines 
grundlegenden Wandels der wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen. Das Ziel ist die Reduktion des öko-
logischen Fußabdrucks von Personen, Unternehmen 
und Staaten auf ein global nachhaltiges Niveau.

Aber auch viele andere Themen stehen für die ÖDP 
im Fokus: Die Strukturen in der Europäischen Union 
müssen demokratischer und die Erneuerbaren Ener-
gien ausgebaut werden. Die Bürger müssen mehr 
Mitsprache erhalten und vor allem muss die Wirt-
schaftspolitik menschlicher werden. Alles Themen, 
für die wir uns einsetzen wollen, wenn wir Mitsprache 
im Parlament haben.

Es grüßt Sie herzlich
Ihr

Sebastian Frankenberger
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Europawahl 2014
Die ÖDP-Bundespartei hat eine 
Bundesliste für die bevorstehende 
Europawahl am 25.05.2014 aufge-
stellt. Dafür wurden 99 Kandidatin-
nen und Kandidaten nominiert. Auf 
der Website finden Sie die vollstän-
dige Kandidatenliste zur Wahl. Für 
die Wahlzulassung muss die ÖDP 
mindestens 4.000 Unterstützungs-
unterschriften bis Februar 2014 
sammeln. Bitte unterstützen Sie un-
sere Sammlung unter: www.oedp.de

Jede Unterschrift zählt! Bitte tra-
gen Sie Ihre Anschrift, Ihr Geburts-
datum, den Ort und das Datum 
leserlich ein. Erst durch Ihre Unter-
schrift wird das Dokument gültig. 
Danach lassen Sie bitte auf diesem 
Dokument Ihr Wahlrecht bei Ihrem 
Einwohnermeldeamt bestätigen. 
Schicken Sie es dann bitte an die 
ÖDP, Postfach 2845, 55018 Mainz.

Kurzprogramm beschlossen
Der Bundesparteitag hat auch ein 
Kurzprogramm für die bevorstehen-
de Europawahl beschlossen. Wich-
tige Themen sind für die ÖDP die 
nachhaltige Energiewende und der 
Ausstieg aus dem EURATOM-Ver-
trag, der seit 1957 die Atomindus- 
trie subventioniert. Auch muss die 
Europäische Union demokratischer 
ausgestaltet werden. Alle Informati-
onen hierzu finden Sie unter:

www.oedp.de/partei/bundespar 
teitage/bundesparteitag-eichstaett- 
2013/

Geheime Verhandlungen 
abgelehnt

Die ÖDP fordert von der EU den 
Stopp der geheimen Verhandlungen 

über das transatlantische Freihan-
delsabkommen. Der Abschluss ei-
nes so weitreichenden Abkommens, 
dass hohe Risiken für den europä-
ischen Umwelt- und Verbraucher-
schutz in sich birgt, muss öffentlich 
debattiert und vom EU-Parlament 
abgesegnet werden. Das hat der 
ÖDP-Bundesparteitag in Eichstätt 
in einem Initiativantrag beschlossen.

Klage gegen die 3 %-Hürde
Am 18.12.2013 fand die mündliche 
Verhandlung in Karlsruhe statt. Die 
Urteilsverkündigung wird erst An-
fang 2014 erfolgen. Greifbare Ergeb-
nisse lagen bei Redaktionsschluss 

noch nicht vor. Weitere aktuelle In-
formationen finden Sie daher hier: 
www.oedp.de/aktuelles/aktionen/
klage-gegen-die-drei-prozent-huerde

Ein wesentlicher Programmpunkt 
ist die Kritik am 

Dogma des Wirtschaftswachstums.

Weitere Informationen zu Aktionen der ÖDP finden Sie im Web unter: www.oedp.de.
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Aus den Landesverbänden

Landesverband Bremen

ÖDP nun auch in Bremen
Die Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP) in Bre-
men hat einen Landesverband gegründet. Somit gibt 
es die ÖDP nun in 14 Bundesländern. Bei der ersten 
Vorstandswahl in Bremen wurden alle Funktionsträger 
einstimmig gewählt.

Landesvorsitzender ist Manfred Wemken, 52 Jahre, 
aus Vegesack. Ihm zur Seite steht als Stellvertretender 
Vorsitzender, Sascha Schmidt, 30, aus Rablinghausen. 
Schatzmeisterin ist Kathrin Schmidt, 26, ebenfalls aus 
Rablinghausen. 

Die wichtigste Aufgabe für den Vorstand wird die 
Vorstellung der Ziele der ÖDP in der Öffentlichkeit 
sein. Auch das Bemühen um neue Mitglieder ist vor-
rangig, um im nächsten Frühjahr einen starken Euro-
pawahlkampf, auch mit einem Bremer Kandidaten, zu 
leisten.

Weitere Informationen: www.oedp-bremen.de oder 
manfred.wemken@web.de (Manfred Wemken)

Landesverband Bayern 

Generalkonservator Greipl kandidiert 
auf der Passauer ÖDP-Stadtratsliste

Der Chef des Landesamtes 
für Denkmalpflege, Ge-
neralkonservator Prof. Dr. 
Egon Greipl, kandidiert bei 
der Stadtratswahl 2014 in 
Passau als parteifreier Kan-
didat auf der gemeinsamen 
Liste ÖDP/Aktive Passauer. 
„Seit vielen Jahren ist die 
Bewahrung unseres städ-
tebaulichen Erbes der rote 
Faden unserer Stadtpoli-
tik. Dass Bayerns oberster 

Denkmalschützer auf unserer Liste kandidiert, ist für 
unsere Fraktion die eindrucksvolle Bestätigung unse-
res Kurses“, freut sich Passaus 2. Bürgermeister Urban 
Mangold (ÖDP). Prof. Greipl wurde auf Platz 9 der Pas-
sauer Liste gewählt.

Prof. Greipl ist es „ein Anliegen, mich am politischen 
Leben meiner Heimat und Vaterstadt Passau zu beteili-

gen. Ich werde mich dabei vor allem für das engagieren, 
wo ich persönliche Erfahrung einbringen kann, weil 
ich jahrzehntelang beruflich damit zu tun hatte: für die 
bedeutende Geschichte, für das kostbare Stadtbild und 
für die beeindruckende Denkmalüberlieferung meiner 
Vaterstadt.“ Dabei kann Prof. Greipl auch auf eigene 
kommunalpolitische Erfahrung zurückblicken: In Re-
gensburg war er sechs Jahre Kulturreferent und berufs-
mäßiger Stadtrat. 

Dass es gerade die Älteren sind, die mit ihrem Rat 
und mit ihrer Erfahrung dem Gemeinwesen dienen, sei 
bei allen Kulturvölkern Tradition, meint Prof. Greipl. 
Mit seiner Kandidatur möchte er auch einen Beitrag 
leisten, das Interesse der Menschen am politischen Ge-
schehen zu wecken. Er will deshalb dafür werben, dass 
die Passauer ein für ganz Bayern positives Beispiel bei 
der Wahlbeteiligung geben. „Jetzt beginnt für mich der 
Unruhestand“, sagt der Generalkonservator, der am 30. 
November 2013 als Behördenchef offiziell in den Ruhe-
stand gegangen ist.                  (Urban Mangold)

ÖDP gratuliert Gegnern der 
Olympia-Bewerbung

ÖDP-Landesvorsitzender 
Klaus Mrasek zeigte sich 
„zufrieden und hocher-
freut“ über den Ausgang 
der Bürgerentscheide zur 
Bewerbung um die Olym-
pischen Winterspiele 2022. 
„Ich gratuliere allen Aktiven 
der Gegenbewegung, die 
auch von der ÖDP unter-
stützt wurde. Das eindeuti-
ge Votum in den oberbaye-
rischen Austragungsorten 

zeigt, dass sich die Bürger trotz einseitiger und manipu-
lativer Bewerbung der Spiele selbst ihre Meinung darü-
ber bilden, was für ihre Heimat gut ist“, sagte Mrasek.

Die bayerische ÖDP hat sich wiederholt und zuletzt 
auf ihrem kleinen Parteitag am 12. Oktober in Regens-
burg gegen eine erneute Bewerbung von München, 
Garmisch-Partenkirchen, Traunstein und Berchtesga-
den für die Olympischen Winterspiele ausgesprochen. 
Angesichts des Klimawandels und begrenzter Ressour-
cen sei es „eine Verpflichtung, solche Großveranstal-
tungen kritisch zu betrachten“, argumentierte ÖDP-
Landesvorsitzender Klaus Mrasek. Umweltzerstörung, 
unkalkulierbare finanzielle Risiken und Intransparenz 

sind nach Ansicht der ÖDP „die verschwiegenen Kolla-
teralschäden der Spiele“. 

Die ÖDP kritisiert auch die einseitige Beeinflussung 
der Meinungsbildung durch öffentliche Unterneh-
men wie die Münchner S-Bahn, in deren Waggons den 
Fahrgästen aus den Lautsprechern Wahlempfehlungen 
entgegenschallten. Das sei „ein schäbiger Umgang der 
Exekutive mit den Instrumenten der direkten Demo-
kratie“, so Mrasek. 

Kontakt: www.oedp-bayern.de (Urban Mangold)

Landesverband Nordrhein-Westfalen

Mit voller Kraft voraus
Gestärkt durch den Stimmenzuwachs bei der Bundes-
tagswahl 2013, geht der Landesverband der ÖDP NRW 
in die Wahlkämpfe zur Kommunalwahl und Europa-
wahl im Mai 2014. Immerhin hatte die ÖDP in Nord-
rhein-Westfalen bei der Bundestagswahl gegenüber der 
vorherigen Bundestagswahl 50 % Stimmen hinzuge-
wonnen.

In seinem Blog „Danke für Engagement und Ver-
trauen“ auf der ÖDP-Webseite www.ödp-nrw.de  be-
dankte sich der Landesvor-
sitzende Gerd Kersting bei 
den aktiven Mitgliedern, 
Interessenten, Kandidatin-
nen, Kandidaten, Wählern 
und Wählerinnen der ÖDP 
in NRW für ihre Devise: 
„Nicht meckern, sondern 
wählen gehen“.

„Wir können stolz auf 
die ÖDP-Arbeit in den 
Städten und Gemeinden des 
Landes sowie auf dieses Er-
gebnis sein, denn welche Partei kann einen Gewinn von 
50 % der Wählerstimmen ausmachen?“, fragt Kersting 
in seinem Beitrag.

Tatsächlich hatte die ÖDP im bevölkerungsreichsten 
Bundesland so stark zugelegt wie in kaum einem ande-
ren Bundesland. In absoluten Zahlen war das immer-
hin eine Steigerung von über 4.000 Stimmen; also von 
ca. 8.900 im Jahr 2009 auf ca. 13.000 Stimmen bei dieser 
Bundestagswahl. 

Der Landesvorstand meint, damit auf dem rich-
tigen Weg zu sein, ehrliche und familienfreundliche 
Umweltpolitik vor Ort zu gestalten. Offensichtlich 

haben die Wähler erkannt, dass die ÖDP auch hier in 
Westdeutschland in vielen Rathäusern hervorragende 
Realpolitik auf gesunder finanzieller Basis umsetzt. 
Das ist mit diesem Wahlergebnis sicherlich honoriert 
worden und macht Hoffnung auf die Zukunft. Dazu 
Arno Kohlert, kommissarischer Landesgeschäftsfüh-
rer: „Die Arbeit der Aktiven in allen Kreisverbänden 
hat wesentlich mit zu diesem Ergebnis beigetragen. Für 
die nächste Zukunft sehe 
ich auch Chancen, neue 
Kreisverbände aufzubauen 
oder zurzeit inaktive Kreis-
verbände wieder zu revita-
lisieren. Hier gibt es zum 
Beispiel hoffnungsvolle An-
sätze in der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf.“ 

Im Jahr 2014 stehen die 
EU- und die Kommunal-
wahl an – und beide ohne 
5 %-Hürde. Kersting dazu: 
„Da sind wir gespannt, wie sich der Erfolg vom letz-
ten Jahr potenziert, denn es geht ja dann keine Stimme 
mehr verloren.“ Die ÖDP NRW hofft natürlich, dass 
die Bundespartei mit ihrer Klage vor dem Bundesver-
fassungsgericht Erfolg hat und auch keine 3 %-Hürde 
mehr bei der EU-Wahl im Raume steht.

„Wir wollen selbstverständlich frühzeitig das erfor-
derliche Quorum von Unterstützungsunterschriften in 
NRW zur EU-Wahl sammeln, um dadurch den Frei-
raum für den Wahlkampf zur Kommunalwahl in NRW 
(25.05.2014) zu haben“, erklärt Kersting weiter. „Denn 
nichts ist uns hier vor Ort wichtiger, als den Menschen 
zu beweisen, dass es sich lohnt, die ÖDP in ihren Städ-
ten und Gemeinden zu wählen. Der Landesverband 
unterstützt dabei die Kreisverbände im Rahmen seiner 
Möglichkeiten.“

„Wir nehmen keine Firmenspenden an, um von der 
Wirtschaft unabhängig zu bleiben, und das ist auch 
gut so“, ist sich der Landesvorstand einig. „Außerdem 
leiten wir seit dem Landesparteitag in Bad Driburg ei-
nen großen Teil der Einnahmen direkt weiter an die 
Untergliederungen!“

„Umso mehr gilt für uns das Motto: ‚Mit voller 
Kraft voraus‘, um das politische Schiff ‚Europa mit 
Bund und Ländern‘ wieder in das richtige Fahrwasser 
zu führen.“

Die ersten positiven Zeichen sind dafür schon gesetzt, 
denn in NRW keimen immer mehr ÖDP-Pflänzchen 
auf. Es melden sich zunehmend Interessierte bei der 

Gerd Kersting
Klaus Mrasek

Prof. Dr. Egon Greipl

Arno Kohlert
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Landesgeschäftsstelle, die aktiv werden wollen, und es 
wird sich voraussichtlich zum Anfang nächsten Jahres 
ein neuer „Landesarbeitskreis Soziales NRW“ bilden. 
Interessierte ÖDP-Mitglieder für diesen Arbeitskreis 
können sich gerne bei der ÖDP-NRW-Geschäftsstelle 
unter 02 51/ 2 03 80 79 oder info@oedp-nrw.de melden.  
       (Gerd Kersting)

Landesverband Baden-Württemberg

Professionelles Erscheinungsbild

Die Bundestagswahl ist für die ÖDP in Baden-Würt-
temberg durchwachsen verlaufen. Das prozentuale Er-
gebnis in Höhe von 0,4 % konnte gehalten werden. Wo 
die ÖDP aktiv war, hat sie entweder ihr Ergebnis gehal-
ten oder verbessert. Ausnahmen sind die Hochburgen, 
wo trotz eines engagierten Wahlkampfs die bisher gu-
ten Ergebnisse leicht absackten. Die besten Zweitstim-
men-Ergebnisse fuhren Ravensburg (1,5 %, – 0,1 %), 
Biberach (1,0 %, – 0,4 %), Rottweil – Tuttlingen (0,9 %, 
– 0,2 %), Schwäbisch Hall – Hohenlohe (0,8 %, + 0,2 %), 
Odenwald – Tauber (0,7 %, – 0,1 %), Emmendingen – 
Lahr (0,7 %, + 0,4 %) und Bodensee (0,7 %, + 0,1 %) ein. 
Bei den Erststimmen gab es aufgrund der vermehrten 
Zahl an Direktkandidatinnen und Direktkandidaten 
einen Stimmzuwachs von 0,3 % auf 0,5 %. Die besten 
Ergebnisse erzielten Thomas Bergmann (Ravensburg, 
2,1 %), Michael Kefer (Emmendingen-Lahr, 2,0 %), Peter 
Gansky (Schwäbisch Hall – Hohenlohe, 1,8 %), Bernd 
Richter (Rottweil – Tuttlingen, 1,7 %), Gudrun Diebold 
(Biberach, 1,6 %), Dr. Walter Frölich (Neckar – Zaber, 
1,5 %), Mike Schinkel (Waldshut, 1,4 %), Franz Weber 
(Bodensee, 1,1 %) und Herbert Alexander Gebhardt 
(Odenwald – Tauber, 1,0 %). Dabei lagen die Erststim-
men-Ergebnisse teilweise deutlich über den Zweitstim-
men-Ergebnissen. Engagierte Direktkandidaten trugen 
zwar zu einer verbesserten Öff entlichkeitsarbeit und 
Wahrnehmung der ÖDP bei, jedoch schlug sich dies 
nur in sehr eingeschränktem Maße in den letztendlich 
entscheidenden Zweitstimmen-Ergebnissen nieder. In 
Wahlkreisen ohne nennenswerte Wahlkampf-Aktivitä-
ten konnte die ÖDP in keinem Fall ihr Ergebnis stei-
gern. Die Aufstellung einer Direktkandidatin oder eines 
Direktkandidaten blieb dort weitgehend wirkungslos.

Plakate hatten grundsätzlich nur eine erinnernde 
und den Wahlkampf unterstützende Funktion, führten 
aber von sich aus zu keiner Steigerung. 

Auf dem jüngsten Landesparteitag in Stuttgart lob-
ten verschiedene Delegierte rückblickend das profes-

Veranstaltung der ÖDP
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Mathias Dietrich

sionelle Erscheinungsbild 
der Plakate, insbesondere 
auch das große und gut er-
kennbare Logo. Es wurde 
jedoch kritisiert, dass der 
Slogan „Wirksamste Op-
positionspartei“ außerhalb 
Bayerns für Außenstehende 
völlig unverständlich war. Es 
wurde daher gefordert, bei 
kommenden Wahlen wieder 
Themenplakate anzubieten.

Derzeit laufen die Vorbe-
reitungen für die Aufstellung der Listen zur Kommu-
nalwahl. Dabei wird die Aufstellung der Listen durch 
die neue Regelung erschwert, wonach ein Kandidat 
nur noch in einem einzigen Wahlbezirk antreten darf. 
Mehrfachkandidaturen, die in der Vergangenheit voll-
ständige Listen erleichterten, sind also nicht mehr 
möglich. Es ist abzusehen, dass die ÖDP bei der Kom-
munalwahl weitgehend in denselben Kreisen und Ge-
meinden antritt, in denen sie bereits Mandate errungen 
hat (z. B. in den Kreisen Rottweil, Heilbronn, Rems-
Murr, Schwäbisch Hall, Biberach und Ravensburg und 
in den Gemeinden Schramberg, Bad Rappenau, Ger-
stetten, Dischingen und Friedrichshafen, außerdem im 
Regionalverband Stuttgart). Diese gilt es nun zu vertei-
digen. Hoff nungsvolle Neuantritte sind in erster Linie 
im Kreis Emmendingen zu erwarten, wo die ÖDP be-
reits mit Markus Hollemann in Denzlingen einen Bür-
germeister stellt und gute Aufbauarbeit leistet.

Die von dem Landesvorsitzenden Bernd Richter ein-
gebrachte Mietpetition ist zwar vom Landtag auf Emp-
fehlung des Petitionsausschusses mit fadenscheinigen 
Argumenten abgelehnt worden, doch ist die Mietpreis-
bremse damit noch nicht vom Tisch. Die Koalitions-
verhandlungen von CDU und SPD auf Bundesebene 
lassen annehmen, dass es zu einer Regelung kommen 
wird, wonach bei Wiedervermietungen die Besitzerin 
oder der Besitzer in Städten mit angespanntem Woh-
nungsmarkt künftig nur noch eine Miete verlangen 
darf, die höchstens 10 % über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegt. Dabei kann sich die ÖDP zugute hal-
ten, wieder einmal als Vordenkerin aufgetreten zu sein 
und die Meinungsbildung beeinfl usst zu haben.

Kontakt: Landesgeschäftsführer Uli Stein 
(Tel. 07 11/ 6 36 46 44, info@oedp-bw.de)

Regionalbeauftragter Matthias Dietrich
(Tel. 0 71 21/ 88 01 04, dietrichmat@web.de)
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Christian Felber

Nico Paech

Die ÖDP präsentiert:

Gemeinwohl & Postwachstum –
auf der Suche nach der Zukunftsökonomie
Christian Felber + Nico Paech im Gespräch

Organisation und weitere Infos:
Christiane Lüst
christiane.luest@t-online.de
Tel.: 0 89/ 893 11 054

Podiumsteilnehmer: 
Prof. Dr. Markus Beckmann, Lehrstuhl für Corporate
Sustainability Management

Moderation: Sebastian Frankenberger, 
ÖDP-Bundesvorsitzender

Samstag, 15. Februar
15 – 19 Uhr, Eintritt frei!
Ort: Nürnberg
(genaue Adresse wird auf der
ÖDP-Homepage bekannt gegeben)
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Der Film „In Transition 2.0“ vermit-
telte der Gruppe einen sehr guten Ein-
druck über die unendlichen Möglich-
keiten der Transformation in reichen 
wie armen Ländern. Er macht Mut, den 
Kopf nicht hängen zu lassen und selbst 
aktiv zu werden. So gibt es im deutsch-
sprachigen Raum mittlerweile gut 100 
Initiativen, die von der Graswurzelidee 
begeistert sind.

Auch die Ideen der Postwachstums-
Ökonomie wurden dargestellt. Der 
Weg dazu fußt auf fünf Entwicklungs-
schritten, die sich auf einen Wandel 
von Lebensstilen, Versorgungsmustern, 
Produktionsweisen und auf institu-
tionelle Innovationen im Bereich des 
Umgangs mit Geld und Boden bezie-
hen. Dabei geht es um Entrümpelung 
und Entschleunigung, einer neuen Balance zwischen 
Selbst- und Fremdversorgung, Regionalökonomie und 
geschlossenen Stoffkreisläufen. Transition Towns versu-
chen, die Postwachstums-Ökonomie vor Ort umzuset-
zen und ergänzen diese. 

Zur ebenfalls immer mehr Anhänger findenden 
Idee der Gemeinwohl-Ökonomie wurde das zentrale 
Thema „Gemeinwohlbilanz für Betriebe“ als Idee vor-
gestellt und diskutiert. Ein Video mit einem Interview 

mit Christian Felber, dem geistigen Vater, rundete die-
sen Impuls ab. Lokale Initiativen versuchen, diese Ideen 
vor Ort einzubringen und in der Praxis zu erproben. 
Die Gemeinwohl-Ökonomie bezeichnet ein alternati-
ves Wirtschaftssystem, das auf gemeinwohl-fördernden 
Werten aufgebaut ist. Sie ist ein Veränderungshebel auf 
wirtschaftlicher, politischer und gesellschaftlicher Ebe-
ne – eine Brücke von Altem zu Neuem.

In mehreren Aktivelementen wurde versucht, die im 
Raum stehenden Impulse in lokalisierbare Impulse zu 
verwandeln. Herausgekommen ist ein Markt der Mög-
lichkeiten, genauso wie einige ganz konkret ausgearbei-
tete Aktionen oder Antragsmöglichkeiten. So befasste 

|  ÖDP INTERN  |  Neues aus der ÖDP

Erstes Transition-Towns-Seminar 
der ÖDP
Zehn begeisterte Teilnehmer waren beim ersten ÖDP-
Seminar zu den Themen Transition Towns – Gemein-
wohl-Ökonomie – Postwachstums-Ökonomie in 
Würzburg in der Jugendherberge aktiv. 

Den beiden Initiatoren und Gestaltern des Aktiv-
Seminars für kommende Akteure des Wandels, Chris-
tiane Lüst und Jürgen Osterlänger, ist es wichtig, dass 
die Energie- und Kulturwende-Bewegung von unten 
endlich viel schneller politisch umgesetzt wird und 
auch in der ÖDP mehr aktive Anhänger bekommt. 
Dazu haben sie sich drei aktuelle Bewegungen heraus-
gesucht und versucht, daraus kommunale Anstöße zu 
generieren.

In der ersten Hälfte des Seminars galt es zunächst, 
Impulse zu vermitteln, was sich hinter den Begriffen 
verbirgt. Den Anfang machte der Transition-Trainer aus 
Münster, Matthias Wanner, mit einem tollen Einblick 
in tiefenökologische Zusammenhänge rund um Tran-
sition Towns, zu Deutsch „Städte im Wandel“.

Seit 2006 wird in vielen Städten und Gemeinden der 
Welt der geplante Übergang in eine postfossile, reloka-
lisierte Wirtschaft geprobt. Die Bewegung wurde von 
dem irischen Permakulturisten Rob Hopkins initiiert 
und verbreitet sich seither weltweit. Sie lässt sich dem 
vor allem in den USA weit verbreiteten Gedanken des 
„Eco-Communalism“ zuordnen, einer Umweltphilo-
sophie, die angesichts schwindender Rohstoffe und ne-
gativer ökologischer Auswirkungen der Globalisierung 
die Idee des „einfachen Lebens“, der regionalen bzw. 
lokalen Wirtschaft sowie der Nachhaltigkeit und der 
wirtschaftlichen Selbstversorgung propagiert. 

Eine wichtige Rolle spielen auch die Gestaltungs-
prinzipien der Permakultur, die es insbesondere land-
wirtschaftlichen, aber auch allgemeingesellschaftli-
chen Systemen ermöglichen sollen, so effizient und 
energiesparend zu funktionieren wie ein natürliches 
Ökosystem. Wanner machte auch den Begriff Resi- 
lienz deutlich, der ausdrückt, wie krisenfest eine Ge-
sellschaft ist. Eine klein strukturierte und lokal orien-
tierte Wirtschaft mit Energie- wie Ernährungssouverä-
nität schafft z. B. ein hohes Maß an Resilienz. Eine hohe 
Abhängigkeit von Fremdversorgung führt dagegen zu 
einer krisenanfälligen Gesellschaft. 

Weitere Stichpunkte der Transition-Bewegung sind 
auch Tiefenökologie, Dragon Dreaming, Regiogeld und 
Gewaltfreie Kommunikation.

Ein anderer Beitrag hatte zum Ziel, 
guten Nachrichten ihren Raum in den 
Medien zu verschaffen, statt vorrangig 

Negatives zu thematisieren.

Von links nach rechts: Arno Kohlert (Schatzmeister), Manuel 
Dekielinski (Kreisvorsitzender), Kurt Rieder (stellv. Kreisvorsitzender)

Kreisvorstand Städteregion  
Aachen neu gewählt

Neues aus der ÖDP  von Florence von Bodisco

Karl Heinz Jobst, Christiane Lüst und Klaus Faißner
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Menschenrechtsverletzungen  
durch Agro-Gentechnik erneut beim 
UN-Menschenrechtsausschuss
Die ÖDP-Mitglieder Karl Heinz Jobst und Christia-
ne Lüst (Aktion GEN-Klage) waren zusammen mit 
dem freien Journalisten Klaus Faißner aus Wien zur 
persönlichen Anhörung vor dem Ausschuss für wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte der 
Vereinten Nationen in Genf. Der Hintergrund: Volker 
Helldorff (Plattform Ärzte, Bauern und Juristen für 
gentechnikfreie Nahrung) hat gemeinsam mit Chris-
tiane Lüst die zweite Klage gegen Österreich wegen 
Menschenrechtsverletzungen durch Nutzung der Agro-
Gentechnik eingereicht.

sich eine Kleingruppe mit der Frage, welche Maßnah-
menbündel den Verkehr in Musterstadt um eine mess-
bare Größe bis zu einem festgelegten Zeitpunkt wirk-
sam begrenzen können. Ein anderer Beitrag hatte zum 
Ziel, guten Nachrichten ihren Raum in den Medien zu 
verschaffen, statt vorrangig Negatives zu thematisieren. 
Die Reaktivierung oder Neuanlage von Erdkellern zur 
Erhöhung lokaler Resilienz und „Community Suppor-
ted Agriculture“ (CSA), zu Deutsch „Gemeinschaftsge-
stützte Landwirtschaft“, waren weitere Beispiele.

Eine gedankliche Zeitreise in den eigenen Heimat-
ort im Jahr 2023, zehn Jahre nach erfolgreicher und kul-
turkreativer Transformationsarbeit, stand auch auf dem 
Programm. Für viele war es sehr schön dort. Es lohnt 
sich also, dafür etwas zu tun, damit es auch so kommt. 
Damit wurde auch verdeutlicht, wie wichtig eine gute 
Visionsarbeit ist. „Ohne Vision verkommt das Volk“, 
steht ja schon in der Bibel. Klar wurde auch, dass der 
innere Wandel genauso notwendig ist wie der äußere 
Wandel.

Am Ende gab es noch einen ganz persönlichen Ver-
trag mit sich selbst. Im Zweierteam diktierte man sich 
gegenseitig anhand von sieben Fragen, was man kon-
kret für den Wandel tun möchte.

Die Teilnehmer fanden alle sehr lobende Worte zum 
Veranstaltungsformat und zu der Mischung aus Im-
pulsbeiträgen und eigener Kreativarbeit. Das am Ende 

Vorträge und Gruppenarbeit standen im Mittelpunkt des 
Transition-Towns-Seminars.
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für alle im besten Sinn verbrachte Wochenende, bei dem 
auch das Feiern nicht zu kurz kam, liegt sicher auch an 
den wirklich tollen Teilnehmern, die selbst eine gute 
Einstellung und viele gute Ideen mitgebracht hatten.

Die Ergebnisse des Seminars erscheinen in Kürze als 
ÖDP-Skript, bestellbar in Würzburg (info@oedp.de) 
unter dem Namen „Auf dem Weg zur Transition Town – 
Anregungen/Anträge/Umsetzungsansätze für kommu-
nale Akteure und Kommunalpolitiker“ und kann dort 
gegen einen Unkostenbeitrag erworben werden.

Bei genügend Interessenten können wir eine Veran-
staltung dieser Art gerne noch einmal anbieten.  
                 (Christiane Lüst/Jürgen Osterlänger)

ÖDP gegen Monsanto
Im Zuge der weltweiten Aktion „March against Mon-
santo“, die am 12. Oktober in über 300 Städten weltweit 
stattfand, demonstrierten auch in München mehrere 
hundert Menschen gegen die Aktivitäten der Agrar-
industrie. Über gentechnisch veränderte Futtermittel, 
Pestizidrückstände auf Obst und Gemüse und den um-
strittenen Lebensmittelzusatzstoff Aspartam kommen 
wir täglich mit Produkten des weltweit agierenden Kon-
zerns Monsanto in Kontakt. Nachdem auch u. a. die Fir-
men Bayer und BASF mit Pestiziden und gentechnisch 
verändertem Saatgut handeln, lag das Augenmerk der 
meisten Redner bei den Machenschaften der deutschen 
Firmen.

Knapp ein Drittel aller Agrargifte, die weltweit zum 
Einsatz kommen, stammen von Bayer und BASF. Jähr-
lich sterben ca. 355.000 Menschen durch Pestizidvergif-

Links ÖDP-Mitglied Thomas Prudlo, rechts Rosi Reindl

Energiewende retten
Zusammen mit vielen anderen Menschen demons-
trierte die ÖDP Ende November in Berlin für eine echte 
Energiewende. 
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tungen. U. a. wurde auch der massive Einsatz von Re-
serveantibiotika in der Tiermast kritisiert, der vielerorts 
schon routinemäßig eingesetzt wird. Viele der Redner 
forderten deshalb ein massives Umdenken in der Land-
wirtschaft. Der Infostand der ÖDP neben der Bühne 
fand regen Zulauf und wir konnten viele interessante 
Gespräche führen.          (Rosi Reindl)

ÖDP-Bundesparteitag wählt Europaliste
Die ÖDP will ins Europäische Parlament. Auf dem 
Bundesparteitag in Eichstätt stellte die Partei ihre Kan-
didatenliste auf. Der Europa-Experte Prof. Dr. Klaus 
Buchner aus München, bekannt durch die Klage gegen 
den Vertrag von Lissabon, wurde zum Spitzenkandida-
ten gewählt. Auf Platz 2 folgt ihm Bundesvorsitzender 
Sebastian Frankenberger aus Passau, bekannt durch 
das erfolgreiche Volksbegehren zum Nichtraucher-
schutz in Bayern. Die Delegierten nominierten Susann 
Mai aus Worbis in Thüringen, erste stellvertretende 
Bundesvorsitzende und Gesundheitsexpertin aus den 
neuen Bundesländern, auf Platz 3. Die Kandidatinnen 
und Kandidaten verstehen sich als Spitzenteam, das die 
Kompetenz des Erfahrenen mit der Dynamik der Ju-
gend vereint.  

„Ich setze mich für mehr Demokratie und Trans-
parenz in Europa ein“, so Buchner nach seiner Wahl. 
„Wir werden die Interessen der Bürger wieder mehr in 
den Vordergrund rücken. Bisher war die Banken- und 
Finanzkrise fast ausschließlich Thema in der Diskus-
sion.“ „Unser Ziel ist es, dass die ÖDP mit mindestens 

drei Mandaten ins Europäische Parlament einzieht“, 
sagt Sebastian Frankenberger. Zurzeit klagt die ÖDP 
vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die 3 %-Hür-
de bei der Europawahl. „Wir gehen davon aus, dass 
die Richter ihren ersten Spruch bei Abschaffung der 

5 %-Hürde bestätigen und keine neue Hürde zulassen“, 
so Frankenberger weiter. „Wir stehen für nachhaltiges 
Wirtschaften und für ein faires und soziales Europa“, 
meint Susann Mai. „Eine Wirtschaftspolitik ohne 
ständigen Wachstumszwang kann die Lebensquali-
tät der Menschen verbessern, trägt zum Gemeinwohl 
bei und verringert den ökologischen Fußabdruck.“ 
Ein wichtiges Thema ist für die ÖDP die nachhaltige 
Energiewende und der Ausstieg aus dem EURATOM-

Das Spitzenteam: Sebastian Frankenberger, Susann Mai und Prof. Dr. Klaus Buchner

Buchner nach seiner Wahl:  
„Ich setze mich für mehr Demokratie 

und Transparenz in Europa ein!“
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Veranstaltungen 
der ÖDP München
Mo. 17.02.2014, 19:00 Uhr

Die GemeinwohlÖkonomie –  
der Weg aus der Dauerkrise?
Referent: Christian Felber, Gemeinwohl-Ökonomie
Theater „Leo 17“, Leopoldstr. 17, U-Bahn: U3 / U6 
 „Giselastraße“

Mi. 12.03.2014, 19:00 Uhr

Die gravierenden Risiken und Folgen 
des Freihandelsabkommens
Referent: Fritz R. Glunk, Die Gazette
Evangelisches Forum, Herzog-Wilhelm-Straße 24
U-Bahn: U1 / U2 / U3 / U6 „Sendlinger Tor“

Weitere Infos: www.oedp-muenchen.de 
 Aktuelles  Termine und Vorträge
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Vertrag, der seit 1957 die Atomindustrie subventioniert. 
Auch müsse die Europäische Union demokratischer 
ausgestaltet werden: „Wir fordern zum einen ein euro- 
päisches einheitliches Wahlgesetz und zum anderen, 
dass die Europäische Kommission parlamentarisch 
kontrolliert wird“, merkt Frankenberger an. So könne 
das Vertrauen der Bürger in die EU gestärkt werden. 
Ebenfalls fordert die ÖDP ein einheitliches Grundrecht 
auf Asyl und einheitliche Standards für Asylverfahren 
und den Umgang mit Asylbewerbern. Beispielsweise die 
Mittelmeerländer dürfen mit den Asylbewerbern nicht 
alleine gelassen werden. Alle Asylsuchenden haben 
faire und schnelle Genehmigungsverfahren verdient. 
Es ist gegen die Menschenwürde, wenn Asylsuchende 
jahrelang in Lagern leben und auf ein faires Verfahren 
warten müssen.  Die ÖDP erwartet bei der EU-Wahl 
einen deutlichen Erfolg für diese zukunftsweisende Po-
litik.                  (sm)

Neu auf dem Bundesparteitag:  
Fairtrade-Stand

Als Fairtrade-Partei, die wir werden wollen, orga-
nisiert Fairtrade-Beauftragte Christiane Lüst jetzt 
auch auf den Parteitagen einen Fairtrade-Stand mit 
Snacks und fairen Getränken sowie vielen Infos zu 
Veranstaltungsmöglichkeiten und allem rund um 
den fairen Handel. Es wird auch in Zukunft darauf 
geachtet, dass beim Catering die Produkte vornehm-
lich aus fairem Handel stammen. 

Unser Spitzenteam
1. Prof. Dr. Klaus Buchner,  
 Physiker, München (Bayern) 

2. Sebastian Frankenberger,  
 Fremdenführer/Notfallseelsorger,  
 ÖDP-Bundesvorsitzender, Passau (Bayern) 

3. Susann Mai,  
 Krankenschwester, Worbis (Thüringen) 

4. Verena Föttinger, Dipl.-Theologin,  
 Fluorn-Winzeln (Baden-Württemberg) 

5. Volker Behrendt, 
 Bankkaufmann, Gemeindepädagoge,  
 Dipl.-Finanzwirt, Hamburg-Bergedorf 

6. Johannes Bombeck, Sozialpädagoge, 
 Landwirt, Stadtrat, Bottrop (NRW) 

7. Johannes Schneider, Winzer, Verbandsge- 
 meinderat, Maring-Noviand (Rheinland-Pfalz) 

8. Lucia Fischer, selbstständige Wirtschafts- 
 informatikerin, freiberufliche Dozentin,  
 Memmingen (Bayern) 

9. Gero Sartorius, Industriemechaniker,  
 Dipl.-Ing. Umwelt-/Verfahrenstechnik, 
 Stadthagen (Niedersachsen) 

10. Dr. Claudius Moseler, Dipl.-Geograf,  
 Stadtrat, Ortsbeirat, Mainz-Marienborn 
 (Rheinland-Pfalz)

Große Koalition 
gefährdet Energiewende
Die ÖDP lehnt jede weitere offene oder versteckte 
Subvention der herkömmlichen Stromerzeugung 
auf Basis fossiler oder atomarer Energie – insbeson-
dere auf Kosten der Erneuerbaren Energien – strikt 
ab. Insbesondere der Plan, den Erneuerbaren Energi-
en (Windkraft und Photovoltaik) eine Besteuerung 
voraussichtlich von 4 bzw. 6 Cent/kWh zugunsten 
der Stromkonzerne aufzuerlegen, mobilisiert den 
entschiedenen Widerstand aller Mitglieder der ÖDP. 
Alle Mitglieder und insbesondere die Delegierten 
des Bundesparteitags sind aufgefordert, die Ableh-
nung dieser Pläne gegenüber ihrem Bundestagsab-
geordneten vor Ort zu thematisieren.

Persönliche Analyse der Wahlen 2013

In konstruktiver Diskussion 
aus Fehlern lernen

Diese Analyse habe ich aufgrund vieler Gespräche im Bundesvorstand, in der  
Wahlkampfkommission, mit der Wahlkampfmanagerin und durch Rückmeldungen  
von Mitgliedern erstellt. 

von Sebastian Frankenberger

Somit ist dieser Text eine per-
sönliche Sicht auf die Wahl-
ergebnisse und Planungen 

sowie auf die Durchführung des 
Wahlkampfs. Um bei zukünftigen 
Wahlen aus Fehlern zu lernen und 
um unseren eigenen Ansprüchen 
zu genügen, sollte solch eine trans-
parente Darstellung die Grundlage 
jeder Wahlkampfanalyse sein. 

Wahlergebnis Bundestagswahl
Der Schwerpunkt des Wahlkampfs 
lag von vornherein nicht auf der 
Bundestagswahl. Eine signifikante 
Verbesserung des Ergebnisses von 
2009 wäre nur durch einen Antritt 
in mehr als acht Bundesländern 
geschafft worden oder wenn die 
starken ÖDP-Landesverbände Bay-
ern und Baden-Württemberg ihr 
Ergebnis verdoppelt hätten. 

Im Vergleich zu 2009 konnten 
wir den zusätzlichen Antritt in 
Sachsen-Anhalt schaffen. Leider ist 
dafür der Antritt in Niedersachsen 
nicht mehr erreicht worden. Positiv 
hervorzuheben sind die Steigerun-
gen der Ergebnisse in Thüringen 
und Nordrhein-Westfalen. Gerade 
in NRW hat statt einer Plakatierung 
eine intensive Facebook-Kampagne 
stattgefunden. In Baden-Württem-
berg schafften wir mehr Antritte 
mit Direktkandidaten als 2009, was 

sich sofort auf das Ergebnis aus-
wirkte. 

Wahlergebnis 
Landtagswahl Bayern

Das Wahlergebnis von 2 % ist natür-
lich sehr enttäuschend, verglichen 
mit den ambitionierten Erwartun-
gen. Wir rechneten mit mindes-
tens 3 %. Gerade nach der erhöh-
ten Medienaufmerksamkeit durch 
das gewonnene Nichtraucher-
schutz-Volksbegehren. Auch von 
der neuen Radtour-Kampagne hat- 
ten wir uns mehr erhofft. Eine 
genauere Analyse des Konzepts er-
folgt weiter unten. 

Wir konnten zwar die absolu-
ten Wählerstimmen steigern. Diese 

machten sich aber nicht im Wahl-
ergebnis bemerkbar, da auch die 
Wahlbeteiligung stieg. Trotzdem 
profitiert der bayerische Landesver-
band dadurch, indem er pro Jahr ca. 
5.000 – 10.000 Euro mehr an Stim-
mengeldern zugewiesen bekommt. 

Eine genaue Analyse der Er-
gebnisse, was zu einer Steigerung 
bzw. zu einem Verlust geführt hat, 
ist sehr schwierig. Es stellen sich 
viele Fragen: Wie bekannt war der 
ÖDP-Bewerber im Vergleich zum 
letztmaligen? Wie stark seine Kon-
kurrenten? Gab es Themen, die 
die Bevölkerung beim letzten Mal 
polarisierten? usw. Daher ist es fast 
unmöglich zu beurteilen, ob eine 
Streuung von Faltblättern oder eine 
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die Sitzungsteilnahme sehr unter-
schiedlich war und ständig neue 
Leute integriert werden mussten, 
oder es gab über längere Zeiträu-
me keine Sitzungen mehr, v. a. nicht 
mehr während des Wahlkampfs. 
Trotzdem ist es gelungen, ein kreati-
ves Wahlkampfkonzept aufzulegen 
und die Werbemittel früher als bei 
sämtlichen bisherigen Wahlen zu 
präsentieren. 

Durchführungsphase: Konzept
Das originelle Konzept der Radtour 
hat leider nur bedingt funktioniert. 
Die Medienberichterstattung in 
den Lokalteilen war zwar hervorra-
gend, dennoch schafften wir es nur 
bedingt in überregionale Bereiche. 
Zwar mehr als bei vorherigen Wah-
len, aber nicht in dem Maße, wie 
wir gehofft hatten. 

Dennoch kann die Radeltour als 
sehr großer Erfolg gewertet werden. 
Insbesondere für die innerparteili-

che Motivation hat sie einen enor-
men Schub gebracht. Die Radler, 
die dabei waren, und auch die be-
suchten Unternehmen und Initia-
tiven oder alle, die uns im Internet 
gefolgt sind, waren begeistert, was 
sich auch an der motivierenden 
Stimmung bei der Abschlussetap-
pe mit über 150 Mitradlern durch 
München zeigte. 

Das Konzept des Wahlkampfs 
mit dem Schwerpunkt auf das 
Herausstellen von Köpfen ist nur 
bedingt umgesetzt worden. Hier 
lohnt es sich nochmals, das genaue 
Konzept im internen Teil der ÖDP-
Homepage durchzulesen. Auch war 
gewünscht, dass örtliche Themen 
sehr wohl plakatiert und in Szene 

gesetzt werden sollten. Jedoch hat 
sich gezeigt, dass nicht ganz auf 
Themen verzichtet werden sollte. 
Es darf aber jetzt nicht der Fehler 
gemacht werden und wieder alles 
genau ins Gegenteil umgedreht 
werden. Bei zukünftigen Wahlen 
muss eine Mischung aus guten 
und bekannten Köpfen plakatiert 
werden, aber auch Themen, die 
die Alleinstellungsmerkmale der 
ÖDP darstellen. Dennoch hat die 
ÖDP massiv an einem positiven 
Image gewonnen, was nicht durch 
zu radikales Auftreten und zu 
engstirnige Themen und Kleinpar-
teien- oder NGO-Auftreten kaputt 
gemacht werden darf. Diese richti-
ge Mischung zu finden, ist ein sehr 
schmaler Grat. 

Die ÖDP ist aber immer noch 
viel zu unbekannt. Hier haben wir 
es gerade in Bayern versäumt, nach 
dem gewonnenen Volksentscheid 
von 2010 die Bekanntheit bis zur 

Wahl 2013 mitzunehmen. Der Ef-
fekt ist mehr oder weniger beim 
Wähler verpufft. 

In der heutigen Medienwelt ist 
es umso wichtiger, den Medien zu 
vermitteln, dass wir wirklich eine 
Chance haben und nicht nur selbst 
an uns glauben. Auch müssen wir 
den Willen vermitteln, dass wir 
wirklich gewinnen und in die Par-
lamente hineinwollen. 

In den Großstädten wurde leider 
nur bedingt das Konzept der inten-
siven Bewerbung der Radeltour und 
der Spitzenkandidaten umgesetzt.

München hat hier wirklich eine 
tolle Arbeit geleistet. Gerade das zei-
tige Plakatieren ab Januar 2013 mit 
vielen Veranstaltungen hat nicht 

nur den Bekanntheitsgrad der ÖDP 
in München gesteigert, sondern vor 
allem viele neue Interessenten und 
Mitglieder gebracht, mit denen eine 
gute Basis für die Kommunalwahl 
und die Zukunft geschaffen wurde. 
Ein weiterer Mangel war die zu 
geringe Einbindung der nicht bay-
erischen Landesverbände und das 
nicht verständliche FAZ-Plakat 
außerhalb Bayerns. Auch wenn es 
vielleicht marketingtechnisch au-
ßerhalb Bayerns sinnvoll gewesen 
wäre, so müssen Plakate gleichsam 
den „Aufhängern“ und unseren 
Mitgliedern gefallen. 

Werbemittel: Plakate
Das neue Layout der Plakate ist im 
Allgemeinen sehr gut angenommen 
worden und auch von den Medien 
sind die Plakate in zwei Berichten 
als beste Plakate prämiert worden. 

Die Qualität der Plakate war 
sehr gut, auch die der Plastikplaka-
te. Der Preis war jedoch sehr hoch, 
was aber aufgrund der Sonderfarbe 
Orange und der Mineralölfarben-
freiheit sowie der Mindestlohnga-

Dennoch kann die Radeltour 
als sehr großer Erfolg gewertet werden.

erhöhte Plakatanzahl für die Steige-
rung verantwortlich ist oder nicht. 

Es lassen sich jedoch einige Ten-
denzen ableiten. Die ÖDP hat in 
den Hochburgen mit 3 – 5 % zu-
mindest bei überregionalen Wahlen 
eine gewisse Grenze erreicht. 

Gerade in Niederbayern könnte 
das Umschwenken der CSU beim 
Donauausbau für Stimmenverluste 
der ÖDP gesorgt haben. Die Wähler 
können nun wieder wie in vielen 
anderen Bereichen beruhigt CSU 
wählen und brauchen die ÖDP 
dann nur zwischen den Wahlen für 
Einzelsachthemen-Korrekturen. 

Erfreulich ist die Verbesserung 
des Wahlergebnisses in Oberbay-
ern, was v. a. auch einem engagier-
ten Wahlkampf in München zu 
verdanken ist. Könnte es sein, dass 
die Wahlergebnisse in Oberbayern 
aber auch mit mir als Listenführer 
und meiner Bekanntheit zu tun 
haben, da in fast ganz Oberbayern 
Stimmenzuwächse zu verzeichnen 
sind? Leider sind diese aber na-
türlich nicht so hoch wie erwartet 
ausgefallen und noch weit weg von 
5 %. 

Generell ist zu beobachten, dass 
Parteien, die hauptsächlich auf The-

men gesetzt haben (Linke, Grüne) 
an Stimmen verloren haben. Nur 
Protestparteien wie die Bayernpar-
tei haben durch provokante Plakate 
Stimmen hinzugewonnen. Themen 
spielten in diesem Wahlkampf kei-
ne Rolle. Die Versäumnisse der CSU 
(Landesbankaffäre, Verwandtenaf-
färe) haben manche Wähler inner-
halb kürzester Zeit vergessen.

Wahlergebnis 
Bezirkstagswahl Bayern

Erfreulich ist die Steigerung von 
bisher zwei auf nun sechs Man-
date. Bei genauer Betrachtung ist 
dies aber nicht auf ein verbesser-
tes Wahlergebnis zurückzuführen, 
denn die Gewinne und Verluste 
sind analog zu den Ergebnissen 
der Landtagswahl, sondern auf die 
Umstellung des Auszählverfahrens 
von D’Hondt auf das fairere Hare-
Niemeyer. Trotzdem ist das Gesamt-
ergebnis der Bezirkstagswahl, bei 
der es keine 5 %-Hürde gibt, 30 % 
besser als das der Landtagswahl. 
Dies ist für eventuelle Klagen gegen 
die 3 %-Hürde bei der Europawahl 
und nun auch bei der 5 %-Hürde 
auf Bundesebene interessant. 

Wahlkampf: Planungsphase
Zum ersten Mal in der ÖDP wur-
de eine gemeinsame Wahlkampf-
kommission für ALLE anstehenden 
Wahlen (Landtagswahlen, Bun-
destagswahl, Kommunalwahlen, 
Europawahl) beschlossen. Die Idee 
entstammt einem Landesvorstän-
detreffen, bei dem die vorläufige 
Besetzung, bestehend aus drei Bun-
desvorstandsmitgliedern und drei 
bayerischen Landesvorstandsmit-
gliedern sowie beratend die ande-
ren Landesverbände, beschlossen 
wurde. Auf der Klausurtagung zwi-
schen bayerischem Landesvorstand 
und Bundesvorstand wurde das 
Vorhaben konkretisiert. 

Die Wahlkampfkommission 
(WKK) war ein ambitioniertes 
Projekt, da es bisher in der Partei 
noch keine derart institutionali-
sierte Form der Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundesverband und 
dem bayerischen Landesverband 
bei dessen Landtagswahl gegeben 
hat. Dies bot aber die Chance, dass 
auf diese Art und Weise Synergie-
effekte geschaffen werden können 
und gemeinsam kreativ die Wahlen 
angegangen werden. Der Grund 
ist die zeitliche Nähe der besagten 
Wahlen.

Doch dieses sehr komplexe Vor-
haben wurde von allen Beteiligten 
unterschätzt, sodass u. a. keine Ge-
schäftsordnung geschaffen wurde. 
Die daraus fehlende Kompetenzzu-
schreibung und genaue Definition 
führten zu diffusen Prozessen und 
dazu, dass es eine sehr lange Fin-
dungsphase gab. Von Oktober 2012 
bis Februar 2013 waren noch keine 
konkreten Ergebnisse vorhanden. 
Daraus resultierten ein Zeitdruck 
und ein Entscheidungsdruck in 
den kommenden Monaten. Weiter-
hin existierten Kommunikations-
probleme, die Sitzungshäufigkeit 
nahm entweder so stark zu, dass 
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rantie für die Mitarbeiter der Dru-
ckerei einfach nicht günstiger zu 
organisieren war. 

Die Plastikplakate sind gut ange-
nommen worden, deren Haltbarkeit 
war auch akzeptabel. 

Bei der Druckfreigabe hat es lei-
der bei der Druckerei öfter Verzöge-
rungen gegeben, da die Besteller auf 
Freigabe-Mails nicht mehr reagiert 
haben. Eine genauere Beschreibung 
der Abwicklung im Werbemittel-
shop ist hier nötig. 

Überkleber sind von der Wahl-
kampfkommission zum Schluss 
aufgrund der Finanzlage abgelehnt 
worden. Gerade ein Hinweis auf die 
nichtvorhandene 5 %-Hürde bei 
der Bezirkstagswahl wäre noch gut 
gewesen.

Pressearbeit
Die Presseresonanz war besser als 
bei allen bisherigen Wahlen. Leider 
war das überregionale Presseecho 
auf die Fahrradtour nicht so groß 
wie erwartet. Die Presseberichte 
hatten aber fast alle einen sehr po-
sitiven Grundtenor in Bezug auf die 
Aktion und die ÖDP. Gerade auch 
in den TV-Berichten kam die ÖDP 
durch die Radtour im Vergleich zu 
den anderen Parteien sehr sym-
pathisch rüber. Darüber hinaus 
konnten wir ein großes Archiv für 
zukünftige TV-Anfragen anlegen. 

Social Media
Die Social-Media-Kampagne kon-
zentrierte sich v. a. auf die Radel-
tour. Die Website wurde von vie-
len Seiten sehr gelobt, gerade der 
Aspekt, dass auch Facebook und 
Twitter für Nichtmitglieder zugäng-
lich waren. Leider wurde die Seite 
trotz einer Googleadwords-Kam-
pagne und begleitender Facebook-
Werbung zu wenig besucht. Auch 
die Videos auf YouTube hatten viel 
zu wenige Besucher. Im Vergleich 

zu anderen Parteien hinkt die ÖDP 
hier definitiv hinterher. Insbeson-
dere die ÖDP-Mitglieder bewegen 
sich nur sehr wenig im Internet und 
konnten daher die ÖDP-Aktivitäten 
nicht verfolgen. 

Innerparteiliche  
Kommunikation

Die Schulungen kamen innerpartei-
lich sehr gut an und wurden zum 
Teil auch sehr gut besucht. Wir hät-
ten uns aber gewünscht, dass dieses 
motivierende Erlebnis noch viel 
mehr ÖDP-Aktive mitgemacht hät-
ten. Immer wieder haben wir fest-
gestellt, dass weder der interne Be-
reich, der Werbemittelshop oder das 
Wahlkampfkonzept bekannt waren, 
trotz mehrfacher Rundmails. Sehr 
traurig stimmt mich, wie teilwei-
se innerparteilich kommuniziert 
wurde, ob mit Mitarbeitern, Prak-
tikums-Studenten oder Dienstleis-
tern. Wir sollten miteinander und 
auf allen Ebenen daran arbeiten, 

wie wir zukünftig konstruktive Kri-
tik üben bzw. annehmen können – 
hier gibt es noch einiges zu tun ...

Konsequenzen
Momentan ist noch nicht geklärt, 
wie mit der Wahlkampfkommis-
sion weiter verfahren wird. Zum 
einen ist sie beim letzten Treffen 
von einigen abgelehnt worden, 
von fast allen kam aber trotzdem 
der Wunsch, dass gemeinsame Be-
reiche (Werbemittelshop, Druck) 
zentral organisiert werden. Wichtig 
ist jedenfalls, dass die Kommission 
anders zusammengesetzt wird und 
alle Landesverbände daran beteiligt 
werden. Hierzu wird es so schnell 

wie möglich ein gemeinsames Lan-
desvorständetreffen geben, um das 
weitere Vorgehen zu klären. 

Um in Zukunft Versandkosten 
zu sparen, wird der Versand von 
Werbematerialien wieder von den 
Geschäftsstellen organisiert. Nur 
die ad hoc zu druckenden Materia-
lien werden noch von der Druckerei 
verschickt. Auch wird es innerhalb 
der Geschäftsstellen wieder einen 
hauptverantwortlichen Mitarbeiter 
für Werbematerial geben. 

Fazit für die 
nächsten Wahlen

Allgemein

Die begonne Strategie der Professio-
nalisierung sollte unbedingt weiter 
beschritten werden. Hierzu zählen 
v. a. der einheitliche Auftritt und das 
weitere Nutzen von Synergieeffek-
ten. Gerade was die gemeinsamen 

Bereiche (Werbemittelshop, Druck 
usw.) betrifft, sollte intensiver 
zwischen allen Gremien und Ge-
schäftsstellen zusammengearbeitet 
werden. Hier braucht es weiterhin 
ein gemeinsames Gremium. Nur 
der gemeinsame Wille wird nicht 
reichen.

Das vom Herbstparteitag 2012 
beschlossene Vorgehen gegen eine 
Wahlberichterstattung, die kleine 
Parteien bei den Umfragen im Vor-
feld und am Wahlabend nicht ein-
zeln berücksichtigt, sollte weiterhin 
verfolgt werden. Juristische Vorar-
beiten hierzu sind bereits während 
des Wahlkampfs erfolgt. Momentan 
erfolgen weitere Recherchen. Sobald 

die 3 %-Klage und die Fraktionsgel-
der-Klage abgeschlossen sind, wird 
der Bundesvorstand dem Parteitag 
einen Beschluss über das weitere 
Vorgehen vorlegen.

Strategie 
Das Image als „WÄHLBARE“ Par-
tei muss weiter in der Öffentlichkeit 
verankert werden. Die Strategie, 
Köpfe zu bewerben, ist nicht wirk-
lich gescheitert, muss aber um pas-
sende ÖDP-Alleinstellungsthemen 
zu den Köpfen erweitert werden. 
Dabei darf die ÖDP allerdings nicht 
zu radikal auftreten und muss ihre 
teils unbequemen Themen sympa-
thisch verkaufen.

Das Wichtigste wird sein, in den 
Medien besser wahrgenommen zu 
werden. Die ÖDP muss dabei ihre 
Alleinstellungsmerkmale stärker in 
der Öffentlichkeit präsentieren. Nur 
durch Pressemitteilungen oder Ver-
anstaltungen wird das aber nicht 
gelingen. Mitmachaktionen wie z. B. 
ein Volksbegehren zum Erziehungs-
gehalt (notfalls über die Hintertür 
Volksbegehren als Bundesratsiniti-
ative), Klagen zu wichtigen Demo-
kratie-Themen und weitere öffent-

lichkeitswirksame Aktionen sind 
noch öfter notwendig als bisher. 

Kommunalwahlen
Bei den Kommunalwahlen sollte 
die Dachorganisation gemeinsam 
erfolgen, also welche Werbemittel 
zur Verfügung gestellt werden, wie 
die Produktion erfolgt usw. Die 
Themen entscheiden natürlich die 
Kreisverbände vor Ort ohne Ein-
mischung von übergeordneten Ver-
bänden. 

Europawahl 
Der Einzug in das Europaparla-
ment ist greifbar. Jedoch ist auch 
das Scheitern an der 0,5 %-Hürde 
möglich, da 2009 diese Hürde mit 
nur 2.500 Stimmen übersprungen 
wurde. Die Ausgangslage durch eu-
ropakritische Parteien wie die AfD 
oder die FW ist auch nicht viel bes-
ser als 2009. 

Daher wurde als erster wich-
tiger Schritt die Klage gegen die 
3 %-Hürde eingereicht. Bezüglich 
der Strategie ist es umso wichtiger, 
die bekanntesten Köpfe und Stim-
menzieher auf den vorderen zehn 
Plätzen zu platzieren und generell 

Kandidaten auf der Liste zu ha-
ben, die vor Ort bekannt sind. In 
einem Kopfwahlkampf müssen 
diese den Leuten vor Ort be-
kannt gemacht werden. Idealer-
weise können hierfür die Plakate 
aus der Kommunalwahl und den 
diesjährigen Wahlen wiederver-
wendet werden. Natürlich muss 
auf den Wegfall der 5 %-Hürde 
aufmerksam gemacht werden. 
Neben den Köpfen muss die 
ÖDP aber auch relevante The-
men spielen und plakatieren. 
Das Problem wird hier sein,  EU-
kritisch, aber nicht EU-feindlich 
aufzutreten und die EU als Staa-
tenbund und nicht als Bundes-
staat zu thematisieren. Themen 

sind gerade auch für die eigenen 
Mitglieder und die Stammwähler 
wichtig. 

Abschluss
Zum Schluss bleibt mir nur noch, 
allen zu danken, die sich im Wahl-
kampf engagiert haben: den Mitar-
beitern, den Dienstleistern, den vie-
len Kandidaten und natürlich allen 
Mitgliedern und Interessenten. Wir 
haben uns trotz z. T. enttäuschender 
Ergebnisse eine gute Ausgangsla-
ge für die anstehenden Kommu-
nalwahlen und die Europawahl 
geschaffen und in manchen Berei-
chen nachhaltige Strukturen für die 
Wahlkampforganisation entwickelt. 
Jetzt gilt es, in einer konstruktiven 
Diskussion aus den Fehlern zu 
lernen und gemeinsam in einem 
produktiven Prozess die nächsten 
Wahlen zu planen und Erfolge ein-
zufahren.

Die Presseresonanz war besser als bei 
allen bisherigen Wahlen.

Sebastian Frankenberger ist seit  
2010 Bundesvorsitzender der Ökolo-
gisch-Demokratischen Partei (ÖDP).

www.oedp.de
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ÖDP: Keine Steuergelder 
für Bankenrettung
„Dass die künftige Koalition marode 
Banken direkt mit Steuergeldern ret-
ten will, ist ein Skandal.“ Diese Aus-
sage trifft Prof. Dr. Klaus Buchner, 
Spitzenkandidat der ÖDP, zur Euro-
pawahl. Der Hintergrund: Im Koa-
litionsvertrag von Schwarz-Rot ist 
festgeschrieben, dass Pleite-Banken 
direkt Steuergelder erhalten können 
und nicht wie bisher über Umwege 
durch den betroffenen Staat. 

„Die Folge dieser Pläne ist, dass 
Banken gefahrlos riskante Geschäf-
te machen können und das Risiko 
auf die Bürger abwälzen“, analysiert 
Buchner. Dieses Gebaren sei im 
heutigen Neoliberalismus typisch 
für den Umgang der Wirtschaft mit 
den Staaten. „Während Gewinne 
privatisiert werden, werden Verluste 
sozialisiert“, so Buchner.

ÖDP-Politiker Buchner erläutert, 
was bisher im sog. ESM-Vertrag zur 
Rettung insolventer Staaten ver-
einbart wurde: Der Vertrag besagt 
ausdrücklich, dass Banken, die in 
Zahlungsschwierigkeiten kommen, 
nicht direkt vom ESM Geld erhal-
ten dürfen. Das wird nur an die 

Zusammengestellt von Florence von Bodisco

betroffenen Staaten ausgezahlt, die 
dann dafür haften und strenge Auf-
lagen erfüllen müssen. (...)

ÖDP zum Welt- 
ernährungstag: Fairen 
Handel unterstützen
Anlässlich des Welternährungsta-
ges am 16. Oktober rief die ÖDP die 
Konsumenten auf, bei der Einkaufs-
entscheidung auf Produkte aus fai-
rem Handel zu achten. 

„Damit kann man direkt einen 
Beitrag leisten für eine Verbesse-
rung der Lebensbedingungen der 
Menschen in den Entwicklungs-
ländern“, sagt Christiane Lüst, die 
Fairtrade-Beauftragte der ÖDP.

Der Kauf von Fairtrade-Pro-
dukten bringe den Erzeugern bes-
sere Einkommen bei gesicherten 
Mindestlöhnen, sie hätten feste 
Arbeitsverträge und seien sozi-
al abgesichert. Statt Kinderarbeit 
sei gewährleistet, dass die Kinder 
zur Schule gingen. Viele Produkte 
würden auch schon in Bioqualität 
hergestellt. Der Gesundheitsschutz 
beim Umgang mit Pestiziden, die 
beim Fairen Handel immer mehr 
reduziert würden, sei ebenfalls ge-
geben. Das heißt z. B. Schutzanzüge 
für die Ausbringer von Pestiziden, 
ein Verbot der schlimmsten Gifte, 
die auch in der EU verboten sind, 
die Gewächshäuser dürfen ein paar 
Stunden nach der Ausbringung 
nicht betreten werden etc. „Viele 
Studien weisen mittlerweile nach, 
dass der Einkauf von Fairtrade-Pro-
dukten nachweislich zu einer Ver-
besserung der Lebensbedingungen 
in den Dritte-Welt-Ländern führt“, 
begründet Lüst. (...)

Energiewende: ÖDP will 
neue ordnungspolitische 
Rahmensetzung
„Um die Erneuerbaren Energien 
weiter auszubauen, brauchen wir 
ordnungspolitische Rahmenset-
zungen und nicht immer weitere 
Eingriffe in den Marktmechanis-
mus.“ Diese Aussage trifft Ulrich 
Brehme, Ingenieur und wirtschafts-
politischer Experte der ÖDP. Der 
Hintergrund: Nach den Bundes-
tagswahlen hat die Energiewirt-
schaft eine Kampagne gegen das 
Gesetz zur Förderung Erneuerbarer 
Energien (EEG) gestartet, die bis 
heute die Medien beherrscht.

Brehme ist der Meinung, dass 
Subventionen für Reservekapazi-
täten nicht akzeptabel sind. Atom-
kraftwerke und Braunkohlekraft-
werke sind nicht in der Lage, die 
nötige Regelenergie bereitzustellen. 
Sie müssen deshalb nach einer 
Übergangszeit abgeschaltet wer-
den. Stattdessen werden flexible 
Gaskraftwerke und ein verbessertes 
Energienetz benötigt. Dort, wo der 
Energiemarkt diese Investitionen 
nicht durchführt, sollte der Staat 

auch selber in die Energie-Infra-
struktur investieren. Später können 
diese Anlagen verkauft werden.

Eine Erhöhung der Preise für 
Emissionszertifikate im Emissions-
handel würde den Strompreis an 
der Börse erhöhen. Damit hätten 
Gaskraftwerke Vorteile gegenüber 
Kohlekraftwerken und die EEG-
Umlage würde sinken.

An der Strombörse hat der Aus-
bau der Erneuerbaren Energien zu 
einem Sinken der Strompreise ge-
führt. Diese Preissenkungen wer-
den nicht an die Endverbraucher 
vollständig weitergegeben. Stattdes-
sen erhöhen die Energieversorger 
immer weiter die Versorgungspreise 
und begründen dies mit der gestie-
genen EEG-Umlage. Die Energie-
konzerne müssen dazu gezwungen 
werden, die Börsenpreise als Ab-
rechnungsgrundlage zu überneh-
men. (...)

ÖDP fordert Abschaffung 
der Drittstaatenregelung
„Wer Menschen im Mittelmeer 
ertrinken lässt oder ihre Retter be-
straft, missachtet das oberste Prin-
zip jeglichen menschlichen Zusam-
menlebens.“ Diese Aussage trifft 
Helmut Kauer, Sprecher des Bun-

desarbeitskreises Demokratie, Au-
ßenpolitik und Europa in der ÖDP.

Der Hintergrund: Die jüngste 
Katastrophe vor der italienischen 
Insel Lampedusa, bei der mehr als 
350 Bootsflüchtlinge ums Leben 
kamen. ÖDP-Politiker Kauer er-
innert daran, dass das Grundge-
setz mit den Worten beginnt: „Die 
Würde des Menschen ist unantast-
bar. Sie zu achten und zu schützen 
ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt.“ „Diese Verpflichtung ist 
nicht nur in Deutschland der 
höchste Rechtswert, sondern auch 
die Basis der Europäischen Union“, 
sagt Kauer. 

Er kritisiert die Argumentation 
von Innenminister Friedrich scharf, 
wonach es sich bei den Asylsu-
chenden um Wirtschaftsflüchtlinge 
handle. „Diese Aussage ist schon 
pervers, denn wir beuten die Her-
kunftsländer der Flüchtlinge aus 
und wollen dann die Konsequenzen 
nicht tragen“, so Kauer.

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat im Januar 2011 
festgestellt, dass die Überstellung 
eines Beschwerdeführers von Belgi-
en nach Griechenland aufgrund der 
Mängel im dortigen Asylsystem als 
erniedrigende und unmenschliche 
Behandlung im Sinne von Artikel 3 
der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) ist. „Für uns 
ist klar, dass in einigen Fällen die 
sog. Drittstaatenregelung gegen Ar-
tikel 1 des Grundgesetzes verstößt“, 
sagt Kauer. „Deshalb fordern wir 
die Abschaffung der Drittstaaten-
regelung in der EU!“ (...)

Frankenberger zur 
Pisa-Studie: „Bildung 
muss Werte vermitteln“
Anlässlich der heute veröffentlich-
ten neuen Pisa-Studie weist der 
Bundesvorsitzende der ÖDP, Se-

bastian Frankenberger, darauf hin, 
dass wirkliche Bildung mehr als 
das bloße Ansammeln von Wissen 
und technischem Know-how um-
fasst. „Die Pisa-Prüfungsinhalte 
basieren auf den Bedürfnissen der 
Wirtschaft und nicht darauf, was 
für ein gelungenes, selbstbestimm-

tes Leben wichtig ist“, erläutert 
Frankenberger seine Kritik. So sei 
es nicht verwunderlich, wenn in 
erster Linie mathematische bzw. 
naturwissenschaftliche Kenntnisse 
abgefragt würden. Der ÖDP-Chef 
weiter: „Bildung muss den ganzen 
Menschen umfassen und neben 
Verstand und Vernunft auch die 
emotionale, ästhetische, ethische 
und lebenspraktische Seite berück-
sichtigen. Bildung muss Werte ver-
mitteln.“

Frankenberger kritisiert zudem, 
dass beim Pisa-Test verschiedene 
Bildungsmodelle zusammengefasst 
würden und dann ein Ranking 
erstellt würde. „Aus meiner Sicht 
kann man z. B. das Bildungssystem 
in Südkorea nicht mit dem deut-
schen Bildungssystem vergleichen. 
Erstens weil ein anderer kulturel-
ler Hintergrund vorhanden ist und 
zweitens weil in Südkorea oftmals 
ein großer Druck auf die Schüler 
ausgeübt wird.“ (...)

Klaus Buchner

Christiane Lüst

Sebastian Frankenberger

Ulrich Brehme
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Liebe ÖDPlerinnen und ÖDPler!

Bitte beachten Sie bei Zusendungen für den Pressespiegel die 
folgenden Punkte: 

1. Am besten geeignet sind immer Originalausschnitte!

2. Wenn Sie Ihre Originale nicht schicken möchten, machen Sie 
bitte gute Kopien auf weißem Papier!

3. Vermerken Sie den vollen Namen und Erscheinungsort der 
Zeitung, nicht die Abkürzung. Geben Sie außerdem an, ob der 
Beitrag im Lokal-, Landes- oder im überregionalen Teil stand. 

4. Bitte unterstreichen Sie nicht. Schreiben Sie auch den Na-
men der Zeitung nicht quer über den Text.

5. Keine Artikel faxen, sie werden unleserlich und sind nicht 
reprofähig. 

6. Möchten Sie einen Artikel per E-Mail verschicken, dann bitte 
in einer Auflösung von 600 dpi in zu erwartender gedruckter 
Größe. 

Sie ersparen uns viel Arbeit, wenn Sie die Hinweise beachten. 
Vielen Dank!W
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Allgemeine Zuschriften

Mitdenk-Service
Ein wahres Glanzstück der ÖDP ist für mich die „Öko-
logiePolitik“. Welches Mitgliedermagazin anderer 
Parteien, angefangen von „Union“ über „Vorwärts“, 
„Schrägstrich“, „Bayernkurier“, sicherlich auch „Dis-
put“, liefert so viel Hintergrund-Reflexion (z. B. zur Fi-
nanzkrise, zu Europa) und so viel aktuelle Information 
(z. B. zu Atomausstieg, Fracking, Europa), mit einschlä-
gigen Buchtipps, Pro und Contra-Diskussion (z. B. zum 
Beschneidungsverbot) und anderen Beweisen der stän-
digen thematischen Auseinandersetzung?

Als Instrument, um mein Selbstverständnis als Mit-
glied der ÖDP kritisch zu überprüfen, ist die „ÖP“ für 
mich in all den Jahren unverzichtbar geworden. 

Etliche Artikel in der „ÖP“ suchen, die Augen zu 
öffnen, was die demokratische Funktionsfähigkeit der 
europäischen Union anbelangt, z. B. in den Ausgaben 
2/2009, 11/2010, 5/2012, 8/2012. Lassen sie sich gezielt 
über Suchbegriffe zur Europawahl im Internet zugäng-
lich machen?

Durch den kritisch-innovativen Mitdenk-Service der 
„ÖkologiePolitik“ würde sogar, noch vor der Europa-
wahl, die intellektuelle und ethische Bedeutung und 
Hilfestellung der ÖDP, für mich schon fast ein Allein-
stellungsmerkmal, besser sichtbar werden.

Gertraud Hofmann, 84307 Eggenfelden

Zum Bundesparteitag in Eichstätt

Verantwortung vor Gott? 
Beim Bundesparteitag in Eichstätt wurde zum europa-
politischen Kurzprogramm der Passus „Verantwortung 
vor Gott und den Menschen“ abgestimmt. Weil die Ge-
genargumente m. E. auf einer zu eingeschränkten Basis 
beruhen und weil ich es für sehr wichtig halte, dass die 
ÖDP einen weiten Horizont pflegt, möchte ich meinen 
Beitrag dazu hier noch einmal darstellen.

1. Wird durch den Gottesbezug die wachsende – und 
in den östlichen Bundesländern überwiegende – Fraktion 
der Nichtchristen oder Religionsfernen ausgegrenzt oder 
vergewaltigt?

Zunächst ist es eine Frage der Toleranz und der 
Weitherzigkeit, die Tradition eines „christlichen 
Abendlands“ anzuerkennen. Weder Missbrauch noch 
Unkenntnis dieser Tradition rechtfertigen es, sie zu ig-

norieren, und sie ist im Übrigen keineswegs nur negativ. 
Moderne Errungenschaften wie die Menschenrechte 
sind von ihr nicht loszulösen. Des Weiteren sollten wir – 
wenn die ÖDP keine Provinzpartei sein will – nicht 
übersehen, dass für Menschen aus anderen Kulturkrei-
sen (v. a. muslimische Wähler) ein Gottesbezug weitaus 
selbstverständlicher als für säkularisierte Westler ist, 
und das hat nichts mit Fundamentalismus oder Isla-
mismus zu tun. Das Wort Gott ist auch nicht speziell 
christlich, so wie Allah kein islamisches, sondern ein 
arabisches Wort ist.

2. Ist ein Gottesbezug ein Einfallstor für kirchliche 
oder klerikale Einflussnahme?

Nein, ganz klar nicht. Diese Befürchtung – wohl das 
simplifizierendste Missverständnis – ist mit Blick auf 
die Dominanz und gleichzeitig meist üble politische 
Rolle der Kirchen in früheren Jahrhunderten (und 
ebenso heute des politischen Islams) zwar durchaus 
verständlich. Anstatt aber das Kind mit dem Bade aus-
zuschütten und ängstlich (oder aggressiv) jede religiöse 
Grundlegung komplett aus der Politik zu verbannen, 
sollten wir den religiösen Antrieb zu einer guten Politik 
positiv nutzen. Wie, das hat uns Gandhi vorgemacht, 
der ohne seinen Glaubenshintergrund undenkbar ist 
(dies sollten sich die Gegner eines Gottesbezugs klar-
machen).

Eine Festlegung auf bestimmte Gottesbilder der 
christlichen Tradition oder anderer Religionen ist da-
mit ebenso wenig gegeben wie eine Verpflichtung ge-
genüber religiösen Patentinhabern.

3. Hat ein Gottesbezug denn überhaupt einen Wert?
„Man muss Gott mehr gehorchen als den Men-

schen.“ Dieser ebenso auf die Bibel wie auf Sokrates 
zurückgehende Satz garantiert die notwendige Frei-
heit eines Abgeordneten (was gerade ÖDP-Mitglieder 
verstehen sollten). Er (er)fordert die Rückbindung an 
irgendeine Transzendenz. Eine als dazu alternativ ver-
standene Berufung auf das Gewissen ist entweder ein 
Synonym für diese Rückbindung oder sie ist ein Zir-
kelschluss.

Statt der traditionellen Sprechweise „Rückbindung 
an eine Transzendenz“ könnte man freilich heute auch 
vom Bewusstsein der Einheit aller Dinge, vom Einge-
bundensein in ein Ganzes sprechen – beide Sprechwei-
sen bedeuten wirklich das Gleiche, man muss sich nur 
freimachen von den unter 1. und 2. diskutierten Miss-
verständnissen und Verzeichnungen. In diesem Ganzen 
haben die klassischen Aufspaltungen in Mensch : Na-
tur, in Geist : Materie, in belebt : unbelebt keinen Sinn 
mehr. Das ist für eine Partei, die sich nicht nur im tech-
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Zum Artikel „Windkraftanlagen 
aus Holz – doppelt gut“

Unsere Kinder werden fragen

Es ist zum Haare-Ausraufen: Ausgerechnet die Befür-
worter der Erneuerbaren müssen sich ständig gegen-
seitig bekämpfen – in diese Falle ist auch Günther 
Hartmann getappt. Prima, dass er über Windräder aus 
Holz berichtet – muss es jedoch sein, dass er deswegen 
Photovoltaik als doppelt so teuer herausstellt? Der Bio-
energie schreibt er gar die Eigenschaft zu, dass sie CO2-
Emissionen auf Höhe der Fossilen habe. Für nachhaltig 
angebaute Biomasse bzw. Abfallbiomasse stimmt das 
eindeutig nicht. (Wind ist zwar die günstigste Erneuer-
bare Form – aber auch die chaotischste.)

Längst ist es an der Zeit, dass die Befürworter der 
Erneuerbaren und die ÖDP-Mitglieder ausreichend 
Kenntnis über die jeweiligen verschiedenen Vor- und 
Nachteile haben. Das selektive Herausheben von Nach-
teilen dient einzig der etablierten Stromwirtschaft, die 
zurzeit ohnehin wieder Oberwasser gewinnt. 

Worum geht es? Wind und Sonne sind vergleichs-
weise preiswert, brauchen keine Brennstoffe und sind 
sehr flächeneffizient. Daher gehört ihnen der Vorrang. 
Der Rest ist aufzufüllen – die Wissenschaftler sagen 
dazu Residuallast. Aufgefüllt wird mit den Steuerba-
ren: Bioenergie, in Grenzen Wasserkraft und vielleicht 
Geothermie. Was zunächst nicht reicht, wird mit etwas 
Erdgas gemacht. Und bitte: Damit sind wir erst einmal 
bis 2020 beschäftigt! Wenn gleichzeitig Atom wie ge-
plant und Kohle (noch nicht geplant) vom Netz gehen, 
gibt es keine merklichen Überschüsse! Insbesondere 
Verteil- und Mittelspannungsnetze sind zu ertüchtigen, 
mit Akkus zu versehen oder umzubauen. 

In zehn Jahren ist es dann soweit, dass substanzielle 
Überschüsse anderweitig verwertet (in Wärmepumpen, 
Warmwasserboilern, Elektroautos) oder gespeichert 
(Power to gas oder was auch immer) werden müssen. 
Diese Zeit brauchen die Speichertechniken auch noch, 
bis sie fertig entwickelt sind! Pumpspeicherkraftwerke 
wird man wohl nicht zum Speichern, sondern für die 
Netzstabilität aufheben. 

Und unsere Kinder werden uns in zehn Jahren fra-
gen, warum wir denn so lange dumm mit Atom und 
Kohle rumgemacht haben, wo doch die Erneuerbaren 
viel einfacher sind.

Robert Wagner, 93090 Bach

nokratischen Sinn als ökologisch versteht, unverzicht-
bar. Und es gibt dafür keine prägnantere Ausdrucks-
weise als die „Verantwortung vor Gott“, in dem wir alle 
sind. Ich hielte es für fatal, aufgrund gesellschaftlicher 
Tagesbefindlichkeiten das Wort „Gott“ aufzugeben; es 
hält eine – nochmals – unverzichtbare Tür offen, und 
das haben wohl auch die Väter des Grundgesetzes ge-
sehen.

Dr. Peter Hiltner, 95145 Autengrün

Zeitintensive Mammutaufgabe
Auch ihren 46. Bundesparteitag in Eichstätt hat die 
ÖDP erfolgreich und satzungskonform abgehalten. Die 
Aufstellung einer Kandidatenliste zur Europawahl – 
eine zeitintensive Mammutaufgabe – wurde noch im 
gesetzten Zeitrahmen bewältigt.  

Während der umfangreichen Wahlprozeduren kam 
es zur deutlichen Kritik an einer bestimmten Vorge-
hensweise des Parteitags. In einer ausgewogenen, aus-
sagekräftigen Berichterstattung sollte auch diese Partei-
tagsepisode nicht ausgeklammert werden: 

Bei der Festlegung der endgültigen Tagesordnung 
wurde beantragt, die Wahl von Kandidaten zur Eu-
ropawahl vom Sonntag auf den Samstag vorzuziehen. 

Zur Begründung hieß es, die Zahl der Bewerber sei grö-
ßer als ursprünglich angenommen. Der Parteitag folgte 
dem Antrag; und schon am ersten Abend hatte man 
den Spitzenkandidaten gekürt. 

Am nächsten Morgen kamen einige erwartungsfro-
he Parteimitglieder neu in den Tagungssaal und sahen 
sich hinsichtlich der Tagesordnung vor eine unabän-
derliche Tatsache gestellt. Kurz gesagt: Der eine oder 
andere Parteifreund hatte sich Chancen ausgerechnet, 
Europa-Spitzenkandidat der ÖDP zu werden. Es über-
rascht nicht, dass nur persönlich anwesende Kandida-
ten eine reelle Chance hatten, diesen Spitzenplatz auch 
zu erreichen.

So kam es am Sonntag en passant am Rednerpult 
zur Kritik: Das Vorziehen der Wahlprozedur gleich um 
einen ganzen Tag sei undemokratisch. Was wohl als 
Nebenbemerkung gedacht war, führte zu einem ganz 
besonderen Parteitags-Leckerbissen: 

Kaum war die Nebenbemerkung ausgesprochen, 
schon antwortete der Versammlungsleiter mit einer 
scharfen Klarstellung, im Ton einer Rüge: Der Parteitag 
sei hinsichtlich der Tagesordnung der Souverän und die 
tags zuvor gefällte Entscheidung zur Änderung der TO 
sei absolut demokratisch zustande gekommen. 

Man könnte meinen: Eine kleine Parteitagsepisode, 
die man getrost wieder vergessen darf, denn: Wer den 
Europa-Wahlkampf der ÖDP anführen möchte, sollte 
schon zwei volle Tage in Eichstätt präsent sein. Außer-
dem: Ein wirklich cleverer Bewerber hätte erkannt, dass 
der Sonntag allein kaum ausreichen würde, um eine 
sachgerechte Auswahl unter den vielen Bewerbern zu 
treffen. 

Genau dies aber macht nachdenklich. Obwohl die 
ÖDP eine jahrzehntelange Erfahrung im Aufstellen 
verschiedenster Bewerberlisten sammeln konnte, wur-
de den Delegierten für Eichstätt ein Tagesordnungs-
entwurf präsentiert, der auf unhaltbar optimistischen 
Zeitannahmen beruht haben muss. 

Als die Delegierten am Samstag vor der Entschei-
dung standen, den sozusagen uncleveren Tagesord-
nungsentwurf zu korrigieren, hatten sie im Grunde 
keine echte Alternative. Um das Parteitagsziel zu retten, 
musste man die Wahl so weit wie möglich nach vorne 
ziehen. 

Der Parteitag handelte in dieser Abstimmung selbst-
verständlich als demokratischer Souverän. Ob diese un-
ter Sachzwang getroffene Entscheidung auch einen sou-
veränen Eindruck macht, darf jeder selbst beurteilen. 

Helmut Gellermann, Delegierter, NRW, 59329 Wadersloh

Liebe Leserinnen und Leser,

die Leserbrief-Seiten sind Ihr Forum in ÖkologiePolitik. 
Wir freuen uns über Ihre Zuschriften! Aber bitte bedenken 
Sie: In der Kürze liegt die Würze! Abdruck und Kürzungen 
behält sich die Redaktion vor. Bitte senden Sie Ihre Zuschrif-
ten bis zum 1. März 2014 an:

ÖkologiePolitik, Erich-Weinert-Str. 134, 10409 Berlin 
Fax (0 30) 49 85 40 50, florence.bodisco@oedp.de
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Europa und der Euro – Teil 2 
Am 25. Mai finden die Wahlen zum Europäischen 
Parlament statt – zum achten Mal seit ihrer Ein-
führung im Jahr 1979. Deshalb widmet sich auch 
unsere nächste Ausgabe dem Thema „Europa“. 
Sie geht der Frage nach, welche Bedeutung das 
Europäische Parlament in Straßburg eigentlich 
hat – und welche die EU-Kommission in Brüssel. 
Und welchen Einfluss international agierende 
Konzerne und finanzstarke Branchenverbände 
auf die europäische Gesetzgebung haben. Darü-
ber hinaus widmet sich die kommende Ausgabe 
natürlich auch wieder dem inzwischen zentralen 
Problem der Europäer, das eine Krise nach der an-
deren hervorbringt und deshalb mehr Zwietracht 
als Eintracht erzeugt: dem Euro. Und der Politik, die 
angeblich zu seiner „Rettung“ durchgeführt wird. 

Fr. 24.01.2014  Sitzung des ÖDP-Bundes- 
  vorstands (in Würzburg)
Sa. 25.01.2014  Treffen der ÖDP-Landes- 
  vorstände (in Würzburg)
Fr. – So. 31.01. – 02.02.2014 ÖDP-Vorbereitungsseminar 
  zur Europawahl 
  (in Kallmünz/Oberpfalz)
Sa. 15.02.2014  ÖDP-Presseseminar (in Bremen)
Sa. 15.02.2014   Podiumsdiskussion 
  „Gemeinwohl & Postwachstum“
Mi. 05.03.2014  Aschermittwoch der ÖDP Bayern 
  (in Landshut)
Sa. 15.03.2014  Landesparteitag der ÖDP Rhein- 
  land-Pfalz (in Mainz)
So. 16.03.2014  Kommunalwahlen in Bayern
Sa. – So. 22. – 23.03.2014 Landesparteitag der ÖDP Baden- 
  Württemberg (in Heidenheim)
Sa. – So. 05. – 06.04.2014 ÖDP-Bundesparteitag 
  (in Heilbronn)

Sa. 10.05.2014 Landeshauptausschuss der ÖDP Bayern 
 (in Regensburg)
So. 25.05.2014 Wahl zum Europäischen Parlament
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Baden-Württemberg
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Rheinland-Pfalz
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Nordrhein- 
 Westfalen
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Hamburg
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Sachsen
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Sachsen-Anhalt
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Thüringen
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Brandenburg
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen in Mecklenburg- 
 Vorpommern
So. 25.05.2014 Kommunalwahlen im Saarland
So. 31.08.2014 Landtagswahl in Sachsen
So. 14.09.2014 Landtagswahl in Brandenburg
Sa. 27.09.2014 Landesparteitag der ÖDP Bayern 
 (in Straubing)
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